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Editorial 


“Bahamas”, was soll das? Auf die Bahamas wollte man uns im KB im April 1990 schicken, als wir 
die Kampagne “Nie wieder Deutschland” mittrugen und unsere Kritik an der PDS als einem links- 
nationalen, reformistischen Projekt vortrugen. Seither hat die innenpolitische Entwicklung die Per- 
spektive “ab aufdie Bahamas” aktualisiert. Schneller als wir mit “Nie wieder Deutschland” befürchtet 
haben, haben sich innen- wie außenpolitisch die Konturen eines nationalistischen, rassistischen 
und expansiven großdeutschen Reichs herausgebildet. 


Radikale Deutschland-Kritik, Antinationalismus und die Kritik einer Linken, die ihre reformistische 
Massenpolitik unter veränderten Bedingungen unverändert fortsetzt, theoretische Aufarbeitungen 
zur Imperialismustheorie, Antisemitismus, Rassismus sowie zu den linken Faschismustheorien, 
Kritik des “traditionellen Marxismus”, des “Marxismus-Leninismus” sowie seines Fortiebens als 
radikalisierter Sozialdemokratismus, wie wir ihn zuletzt im KB erlebt haben, gehören zu den Auf- 
gaben, diewir uns gestellthaben. Die Analyse derökonomischen, politischen und gesellschaftlichen 
Tendenzen bei der Herausbildung der neuen deutschen Weltmacht ist uns ein wichtiges Vorhaben. 
Die nachholende Erarbeitung nicht dem traditionellen Marxismus entstammender Theorieansätze 
ist Teil unserer Arbeit. Beliebigkeit ist dabei allerdings nicht unser Ding. Das Ziel einer nichtrefor- 
mistischen, radikalen, antikapitalistischen, kommunistischen Linken erachten wir als “Tagesauf- 
gabe”. Nicht gerade wenig, wir rechnen auch eher mit mehr Tagen. 


Die "Bahamas” werden von der Gruppe K herausgegeben, einem kleinen Zirkel, der überwiegend 
aus ehemaligen Mitgliedern des KB besteht. Bis Juli 1991 haben wir als autonomer Redaktionsteil 
den “ak” (ehemals “Arbeiterkampf”) mit herausgegeben. Die Zusammenarbeit der beiden ehema- 
ligenKB-Flügelerwiesssichals inhaltlich nichtmehrtragfähig. Die Bahamas”bezeichnenwirbewußt 
als “Zirkular”, um ihren provisorischen Charakter zu betonen. Bis zur Nummer 7 war sie als “Ba- 
hama-News” ein interner Rundbrief der Mitglieder und Freundinnen der Gruppe K. Provisorisch 
ist dies Zirkular sowie sein Name deswegen, weil wir nicht von uns aus ein neues Zeitungsprojekt 
starten wollen und können. Ein solches gemeinsames Projekt von Personen, Gruppen und Zirkeln 
der antinationalen Linken halten wir für unbedingt zu erarbeiten. Dafür sind wir offen. So lange es 
für uns nichts Besseres gibt, vertreiben wir das "Bahamas”-Zirkular mit den von uns erarbeiteten 
Beiträgen und linken Diskussionen, und wünschen uns Kontakt und Veröffentlichung von Artikeln 
und Papieren aus anderen Gruppen sowie von einzelnen, die unsere inhaltlichen Bezugspunkte 
für der Diskussion und Kritik wert erachten. Kontaktaufnahme bitte unter der untenstehenden Adres- 
se. 


Die “Bahamas” werden vorerst alle 2-3 Monate erscheinen. 
Redaktionsschluß für die nächste Ausgabe: 12. Februar 1993 


Schwerpunktthema: die Entwicklung der deutschen Außenpolitik nach der Wiedervereinigung, Ost- 
europa, EG/Maastricht. Der Krieg in Jugoslawien. 


Technisches: Bitte Texte und ihre Länge (am besten die Zeichenzahl) vorher ankündigen. Texte 
auf Diskette senden. Wir können WORD, Word perfect, Wordstar bearbeiten, bitte keine Forma- 
tierungsbefehle benutzen. 
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Deutscher November 1992 


Deutsche Feier, autonome Eier und linke Selbstberuhigungen 


9. November 1938: ‘Die jüdische Mordtat an dem deutschen Gesand- 
schaftsrat in Parislöste inallenKreisenderBevölkerung helleEmpörung 
aus; allgemein wurde ein Einschreitender Reichsregierungerwartet. Die 
gegen das Judentum gerichteten gesetzlichen Maßnahmen fanden des- 
halb vollstes Verständnis. Um so weniger Verständnis brachte der Groß- 
teil der Bevölkerung für die Art der Durchführung der spontanen Aktion 
gegen die Juden auf; sie wurde vielmehr bis weit in Parteikreise hinein 
verurteilt. In der Zerstörung von Schaufenstern, von Ladeninhalten und 
Wohnungseinrichtungen sahman eine unnötige Vernichtung von Werten, 
die letzten Endes dem deutschen Volksvermögenverlorengingen. .... Auch 
die Befürchtung wurde laut, daß bei den Massen auf solche Weise der 
Trieb zum Zerstören wieder geweckt werden könnie. Außerdem ließen 
die Vorkommnisse unnötigerweise in in Stadt und Land Mitleid mit den 
Juden aufkommen." 

(Aus dem Lagebericht eines Regierungspräsidenten an seinen Innenmi- 
nister) 


Es schreibt sich unter dem Eindruck der Meldung vom Wochenende 
22/23. November über fünf Morde nicht leicht über das, was in diesem 
Staat, seinem Volk und seiner Linken abgeht. Drei verbrannte Türkinnen 
in Mölln, ein Mann, der von Skins totgetrampelt und angezündet wurde, 
weil sie ihn für einen Juden hielten, in Wuppertal, eine erstochene “linke 
Zecke” aus der Ostberliner Hausbesetzerszene, ein niedergestochener 
15-jähriger Roma in Essen, symbolisieren in brutaler Form und ent- 
menschlichtem Inhalt — alles undeutsche Opfer —, was die wiederver- 
einigte deutsche Nation seit drei Jahren zur Herstellung ihrer Volksge- 
meinschaft beschworen hat, und was einige ihrer Mitglieder mit zuneh- 
mender Hemmungslosigkeit glauben vollenden zu müssen In nur dem 
organisierten Nazi-Terror gegen Juden vergleichbarer (nicht gleicher) 
Form eskaliert seit 1990, seit fünfzehn Monaten (Hoyerswerda) ver- 
schärft,der faschistische Terror, — begleitet voneineröffentlichen Asyl- 
mißbrauchsdebatte. Während allerorten neue SA-Banden entstehen und 
sich ungeniert und medienwirksam zur Schau stellen (können), registrie- 
ren “Terroristenbekämpfer” und Experten für “innere Sicherheit” un- 
organisierten Terror, parlieren über soziale Motive Jugendlicher und fin- 
denesnicht verwunderlich, daß die Opfer und Symbole angeblichen ““so- 
zialen Frusts’” eindeutig rassistisch und faschistisch identifizierbar sind: 
Flüchtlinge, Nichtdeutsche, Juden, “Zigeuner”, Behinderte, Obdachlose 
und häufiger auch Linke. Der Grund für dieses Gewährenlassen? Zwi- 
schen “Randalierern” und Mördern, großen Teilen des politischen Es- 
tablishments und der Bevölkerung gibt es einen gemeinsamen inhaltli- 
chen Konsens, der sich am ehesten in der Parole der Republikaner aus- 
drückt: “Deutschland zuerst’. 

Übertriebener “‘Alarmismus”, wo doch gerade erst Hunderttausende 
gegen Rassismus und für das Asylrecht demonstriert haben? 


Die Berliner Demo vom 8. November 


Und dabei “hätte es so schön sein können” (Erich Rathfelder am Tag 
nach der Demo in der TAZ). Mehr alseine halbe Million Menschen hatten 
an den beiden Wochenenden zuvor für das ““anständige Deutschland”, 
fürdie Guten hierim Lande, fürMenschenwürde und Asylrechtin “ziviler 
Heiterkeit” (Klaus Hartung) demonstriert. Wenn nicht, ja, wenn nicht 
zwei völlig verschiedene Ereignisse dieses Bild befleckt und die ‘“Schan- 
de für Deutschland” erneut augenfälliggemacht hätten. IndemeinenFall 
die Eier von Berlin, im anderen die Morde von Mölln. Die einen, die ef- 
fektiven Eierwerfer, haben nichtnurnachhaltigdieReklameinszenierung 
fürdas Ausland, sondernauchdie volksgemeinschaftlliche Befindlichkeit 
von regierenden und regierten Demokraten und die Selbstberuhigung des 


eher “linken” Teilsdieser Gesellschaft — hierdemonstriert die “schwei- 
gende Mehrheit”, das “bessere Deutschland” — gestört. Die anderen, 
die Mörder von Mölln, haben brutal in Erinnerung gerufen, daß sich der 
deutsche Rassismus und Antisemitismus trotz “liebenswerter” Großde- 
monstrationen nicht nach dem Muster der alten, nationalistischen BRD- 
Friedensbewegung wegdemonstrieren läßt, schon gar nicht in der Ak- 
tionseinheit von vielen sehr wohlmeinenden Menschen mit Rassisten und 
den Staatsrassisten, weil der Rassismus mittlerweile als organisierter Fa- 
schismus mit idoeller Basis in der Bevölkerung verankert ist. 


Aufgeregt waren die Reaktionen auf die Berliner Eier, eine Aufregung 
von einem Ausmaß, wie sie keine reale oder versuchte Mordaktion gegen 
Nichtdeutsche bis dahin erzeugt hatte. Diejenigen, die heute ein Konsens 
eint, nämlıch, daß das “Problem” der Flüchtlinge eine nationalverträg- 
liche Lösung braucht, schrien am lautesten auf. Und das meint nicht nur 
die als Regierungsienker bewährten Volksparteien CDU und SPD, die 
FDP und die rechtsextremistische CSU. das meint auch erhebliche Teile 
des alternativen und linken Spektrums. Das größte Anti-Eier-Gegeifer 
kam von der TAZ und den Grünen (Konrad Weiß: “Linksfaschismus”, 
Werner Schulz: erhob ““Dienstaufsichtsbeschwerde”’ gegen die Berliner 
Polizeiführung wegen VersagensgegenEierwerfer),die sehr wohl wissen 
warum. Nicht nur sind sie an Überlegungen zur “Lösung” der “Flücht- 
lingsfrage” beteiligt: ob Cohn-Bendit gleich nach Hoyerswerda Grund- 
gesetzänderung forderte, oder Parteisprecher Ludger Volmer in seinem 
Offenen Brief an den SPD-Parteitag die “gesellschaftspolitischen Pro- 
bleme der Zuwanderung’”’ anerkennt und sie künftig “einer Regelung” 
und nicht dem Selbstlauf überlassen” will, oder Rupert von Plottnitz in 
Hessen die Aufnahme von Flüchtlingen “in geschlossene Lager befür- 
wortet”, weil dann die Abschiebung “direkt aus den Lagern möglich 
wäre”. Sondern die Grünen tragen heute bereits direkte “Lösungsmit- 
verantwortung” in der “Ausländerpolitik” als Regierungszuständige in 
Hessen und Bremen (Senatorin Helga Trüpel: “Die Linke hat den Agyl- 
mißbrauch zu lange geleugnet””). Die Grünen sahen damit zu Recht auch 
ihren Anteil am staatstragenden Rassismus mit Eiern bekleckert. 


Wenn Erich Rathfelder in der TAZ (“Der Traum ist aus”) die Zerstö- 
rung der Volksgemeinschaft gegen den Rechtsextremismus und die Ver- 
hinderung jener Weizsäcker-Worte zur Asyklebatte beklagt, mit denen 
dieser ““dierichtigen Signale’ gesetzt hätte, “um der gesamtgeselischaft- 
lichen Diskussion wieder Halt und Boden zu verleihen”, so hat er damit 
exakt die Richtigkeit der Eierwürfe herausgearbeitet. Nehmen wir den 
präsidialen Wortsülze-Produzenten Weizsäcker beim Wort. Daß “wir 
uns heute hier versammelt haben, weil uns unser Land am Herzen liegt. 
Und weil wir uns um Deutschland sorgen”, war sein erster Satz, der auf 
das “Rationale” (Rathfelder) in der Asyldebatte hinsteuerte. “Jetzt müs- 
sen wir mit den neuen Herausforderungen fertig werden, mit der Zuwan- 
derung und dem Asyl einerseits undandererseits mitder extremistischen 
Gewalt”. Er will beides nicht “vermischen oder gar gleichsetzen” , aber 
er will es dennoch in Abhängigkeit voneinander bringen. Dieses “einer- 
seits und andererseits” , und nicht die vielfach geäußerten Proteste gegen 
“Überspitzungen” und ‘“Hemmungslosigkeiten” der Regierenden in der 
Asyldebattc, war der tragende Konsens der Berliner Demo, unter dem 
das übliche Meinungsspektrum sich zusammenfand, bei deutlichem 
Übergewichteines vor zehn biszwanzig Jahren demonstrationserprobten 
Potentials, das sich offenkundig fürden heutigen deutschen Staat tragend 
hält, und ihn nicht mehr in Frage stellt. Was hatte ihnen ihre Überfigur 
Weizsäcker zuempfehlen? “Weil wir für den massenhaften Zustrom bis- 
her keine brauchbaren Rechtsregeln haben, sondern nur das Asyl, preßt 
sich nun alles durch dieses dafür gar nicht geschaffene Asyinadelöhr”’, 
also jene so oft beschworene Ursache des Rechtsextremismus. Zwar will 
Weizsäcker die “armen Menschen” nicht als “Asylbetrüger beschimp- 
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fen”, doch “haben wir Politiker die dringliche Pflicht, ein System zu 
schaffen, das die Zuwanderung steuert und begrenzt und zugleich das 
wahre Asylrecht schützt’”. 

Was aber ist das anderes, als die Behauptung, daß die “Probleme der 
Deutschen” eine Außere Angelegenheit sind? Was ıst das anderes alsein 
Plädoyer fürdasKopfgeldabkommen der Bundesrepublik mit Rumänien 
zur Deportation der Roma und Sinti? Was ist das anderes, als das sich 
rational, aufgeklärt und vernünftig gebende Konzept von Zuwanderung 
als zu steuerndes Mittel für den Arbeitskräftebedarf der deutschen Wirt- 
schaft, die Einteilung in nützliche und nutzlose Ausländer, die wie bei- 
spielsweise Roma und Sinti in diesen Kapitalverwertungsprozeß nicht 
hineinpassen? Und so etwas soll nicht mit Eiern und Trillerpfeifen be- 
antwortet werden? 

Die überwiegende Mehrzahl der Demonstranten hätte doch für das 
Asylrecht, fürden Erhalt des Artikel 16GG demonstriert, wollenunsauch 
heillos verwirrte Restlinkejenseitsder “Zivilgesellschafter”’ alspositives 
Moment der Demo einreden. Nun wissen wir sehr wohl zwischen jenen 
Scharfmachermn und der Vielzahl der jenigen zu unterscheiden, die mei- 
nen, Erhalt des Artikel 16GG sei die nchtige Antwort aufden Rassismus. 
Doch sollte Linken die derzeitige Realität des Artikel 16GG — Grenzen 
dichtmachen, die ihn aushebeilnden Asylverfahrensregeln und “Rück- 
führabkommen” — Anlaß genug sein, mit jenen reformistischen Befür- 
wortern einer Ausländ anders zu rechten, als Nachsicht zu 
üben, weil sie ja noch nicht für das Allerschlimmste einträten. Wundern 
tut es eigentlich nicht, daß es die sich an nahezu jedem Massenauflauf 
berauschenden Zeitungen “SOZ” und “ak” sind,diesichvonderStörung 
dieser “antifaschistischen Massenkundgebung mit beschränkter Haf- 
tung” (SOZ) distanzierten und die “höchst unerfreulichen Bilder” be- 
klagten, daß Weizsäcker “hinter Polizeischildern für die Toleranz plä- 
dieren” mußte (“ak — analyse undkritik”),demdie BerlinerDemo “eine 
Außerst zwiespältige Angelegenheit” war. Er beklagt auch, daß “Masse 
nicht alles ausmacht, gerade wenn die Inhalte darunter leiden”. Doch ak- 
zeptiert er den dominanten, staatstragenden, “‘gemäßigten” Rassismus, 
der den Boden für die heutigen Faschisten bereitet,mitderNotwendigkeit 
von “Einheitsfront und linker Bündnispolitik” gegen seine schlimmere 
Variante. Die “SOZ” wirft den Autonomen gar “eine neue Art von So- 
zialfaschismustheorie” vor und phantasiert davon, die ““bündnispoliti- 
sche Sprachlosigkeit zwischen Gewerkschaften und Autonomen” zu 
überwinden. ” 

Nun interessiert die Massen und die Träger solcher Demonstrationen 
zwar herzlich wenig, was “SOZ” und “ak?” schreiben. Ihr Einfluß auf 
“Volks-” oder “Einheitsfront”” — wie VSP und Ex-KB ihre Diskussion 
um die Großdemostitulieren—istinetwaso stark, wiediese unsere Zeilen 
auf selbige zersetzend wirken. Hier setzt sich das linke Trauerspiel seit 
der Wiedervereinigung fort. Eine Linke, die, wenn sie von “Inhalten” 
spricht, sich noch nicht einmal einen Begriff von dem zu erarbeiten ver- 
sucht, was in dieser Gesellschaft vor sich geht, und die zu Front-Laden- 
hütern der alten Arbeiterbewegung greift, die mit der heutigen Wirklich- 
keitnichts mehrzutunhaben. Vernachlässigenswert erscheint ihnen, daß 
der die Berliner Demo einigende inhaltliche Konsens sich ausgerechnet 
in Weizsäcker personalisierthat. Daßer Repräsentant derdenFaschismus 
mittragenden Kontinuität des Konservatismus auf der einen, und sal- 
bungsvoller Präsidentenrhetorik für deutsche “nationale Identität” auf 
der anderen Seite ist, tritt in den Hintergrund. Daß es einen Zusammen- 
hang zwischen seinen “Gemeinschaftsanstrengungen zur Vollendung 
der inneren nationalen Einheit” und der Arbeit an einem “‘gemäßigten” 
rassistischen Konsens unter Einschluß des “rot-grünen” Spektrums gibt, 
wird nicht einmal problematisiert. 

Die autonomen Eier haben die Außenwirkung dieser volksgemein- 
schaftlichen Feter gestört, das war der größte Erfolg dieser Demo. Dies 
gilt auch dann noch, wenn die WerferInnen sich in ihrer Eiererklärung 
über die Motive der DemonstrantInnen in einer Weise geäußert haben, 
die in wesentlichen Teilen durchaus “ak” und ‘“SOZ” entsprechen. In 
autonomenüblicher, großsprecherischer Manier behaupten sie, die Eier 
hättendie Trennung “zwischendenHerrschendenausBonn,egalobK.ohl, 
Engholm oder Weizsäcker, und den Menschen, die diese Politik nicht 
mehr mittragen wollen”, deutlich gemacht. Auf sie trifft das gleiche zu, 
wie auf den kleineren Teil der linken Berliner DemonstrantInnen, die für 
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andere Inhalte auf die Straße gegangen sind: entscheidend für die Demo- 
Wirkung war zum Glück nicht ihr subjektives Wollen, sondern die “ob- 
jektive” Funktionihres Agıerens. Das meint, sie allekönnen heil froh dar- 
über sein, daß die Eier dem Trägerkreis der Demo seine Show gestohlen 
haben, sonst wären sie nämlich alle unter den großen Konsens der deut- 
schen ““Ausländerfreundlichkeit’”’ subsumiert worden. 


Die Bonner Demo vom 14. November 


Aber ganz anders sei doch die Bonner Demo vom 14. November zum 
SPD-Parteitag zu werten? Insofern ja, als die Bonner Demonstranten so- 
wohl oppositionell auftraten, alsaucheinkonkretesInterventionszielhat- 
ten: Einflußnahme auf die Beschlußfassung der SPD zur Grundgesetz- 
änderung. Doch gerade daran gemessen hat sich das SPD-Interventions- 
bundnis von Beginn an blamiert. Nicht nur, daß jedem Sehenden die Be- 
deutung der Großdemonstration als Katalysator für die Herstellung so- 
zialdemokratischer Geschlossenheit hätte vorab deutlich werden können 
—alleSPD-Flügeltrafensichinder “Mitte” aufdergemeinsamenGrund- 
lage, Flüchtlinge abzuschieben und die Einwanderung nach dem wirt- 
schaftlichen Nutzenzuregeln—,nein,die Aufrufer fürBonnhaben selbst 
vorab deutlichgemacht,daßsiedienachhaltigen Veränderungen und Ent- 
wicklungen der BRD-Demokratie gar nicht begriffen haben. “Ein Kurs- 
wechsel der SPD, ihr freiwilliger Verzicht auf Opposition in substantiel- 
len Fragen, würde den zivilisatorischen Prozeß umkehren, der nach 1968 
mit dem Anspruch ’mehr Demokratie wagen’ begann.” Was sagt man 
dazu hinterher? Ist nun der “zivilisatorische Prozeß” umgekehrt? Istden 
AutorInnen der grundlegende gesellschaftliche und politische Wandel 
der letzten zehn Jahre gar nicht aufgefallen? Dabei ist bereits die The- 
menstellung des SPD-Parteitags Ausdruck der Existenz einer ganz “an- 
deren Republik”, als die vergangenheitsfixierten Bonner Aufrufer sug- 
gerieren. Ging es früher, wie verzerrt auch immer, um “Entspannungs- 
politik”, “soziale Gerechtigkeit” und Reformen, so rangen die SPD-Flü- 
gel 1992 um die rechte bzw. “linke” Ausgestaltung dreier vereinheit- 
lichter Ziele: die Vollendung der Volksgemeinschaft (Herstellung der 
“nationalen Einheit”, Engholm), Ausländer raus (Asyldebatte), Ausge- 
staltung des neuen deutschen Imperialismus (Blauhelm-Debatte). Hier- 
auf statt mit radikaler Opposition mit “Druck von links” auf die SPD 
reagieren zu wollen, zeigt nicht nur Verwirrung, sondern auch die Nutz- 
losigkeit solcher Orientierungen auf. 

Während in Berlin die Eier die adäquate Antwort waren, ist es in Bonn 
die Absage an jeden Versuch gewesen, dem staatlichen Rassismus ein 
reformierendes Basteln an Alternativkonzeptionen entgegenzusetzen, 
das unterhalb der Grundgesetzänderung eine breite Basis in der SPD hat. 
Dazu war auch in Bonn nur ein kleiner Teil der Linken bereit. Das ist 
eine bittere Erkenntnis. Demgegenüber erleben wir die “massenpoliti- 
sche” Restlinke beim Beschwören der “Erfolge” (ak) im Kampf gegen 
das Atomprogramm und die Nachrüstung (wo, außerinder massenhaften 
Mobilisierung, sind die bitte schön gewesen?) als Perspektive im Kampf 
gegen den Rassismus. Ganz so, als wenn man jetzt schon sagen würde: 
den Rassismus werden wir zwar nicht verhindern, nicht einmal in den 
eigenen Reihen, aber wir waren viele... 

Noch krasser die “SOZ”, die im Gefolge des rheinischen Frohsinns 
der 100.000, die am 54. Jahrestag der Reichspogromnacht “geschichts- 
bewußt” ein multikulturelles Volksfest in Köln feierten, einen “‘antiras- 
sistischen” (Anführungszeichen vonderSOZ) Willy Millowitsch(Alaaf) 
feiert. War das mit “Nie wieder Deutschland’ gemeint? Die “SOZ” will 
auf dieser Art Massenmobilisierung — auf Berlin, Bonn und Köln — 
“dauerhafte antirassistische Strukturen” und “wirksame Koordination” 
aufbauen. Alles wie gehabt — zuletzt im Golfkrieg, als die aus verschie- 
denen Motivenerfolgte Angstmobilisierung alsneue “Anti-Kriegsbewe- 
gung” abgefeiert wurde —, nur das Thema gewechselt. 

Das Thema aber ist ernster, als solche linken Massen-Spielereien über 
“Antirassismus”, der keiner ist. Daß heute überhaupt, aus welchem 
schlechten “nationalen Gewissen” auch immer, solche Mobilisierungen 
erfolgen, mag ein — wenn auch geringer — Schutz für die möglichen 
Opfer faschistischen Terrors sein. Sich darüber nur zu erheben, verbietet 
sich einfach deswegen für uns, weil es weit und breit keine Perspektive 
gibt,daß die Linke und dic antirassistische “Bewegung” imnotwendigen 


Maß dies zusammen mit ImmigrantInnen leisten könnte. Die relativ we- 
nigen, die solche Arbeit machen, werden tendenziell zwischen Aktivis- 
mus und Sozialarbeit aufgerieben. Umgekehrt aber auf die ‘“Massenin- 
itiative’’ zu vertrauen, heißt diederzeitigen Mobilisierungsmotive zu ver- 
kennen. Zwischen denjenigen, die heute den Straßenterror praktizieren, 
und den demonstrierenden Friedensmassen gibt es nämlich ein Verbin- 
dendes: die Meinung, daß wir “unseren Reichtum’ nicht mit “allen auf 
der Welt” teilen können. Insofern kann ernsthafter Antıirassismus gar 
nicht darauf hoffen, die “Massen” durch den Appell an ihre Interessen 
zu gewinnen, weil er gar nicht ihrem matenellen Interesse entspricht. Er 
muß sich stattdessen gegen Staat, Kapitalismus und diese Gesellschaft 
richten und kann die “Massen” nur als Subjekte erreichen, diesich dieser 
Interessenslogik entziehen, weil sie ihren barbarıschen Charakter erken- 
nen. Das heißt: linke antirassistische Intervention muß sich gegen das 
herrschende Bewußtsein auch solcherdemonstrierenden Massenrichten. 
Sie wird, sie muß minoritär sein. Daß dies keine besonders rosige Per- 
spektive ist, wissen wir auch. Daß die Alternative dazu aber das “mitden 
Wölfen heulen” aufreformerischer Grundlage ist, kann Linke auch nicht 
beruhigen. 


Die Morde von Mölln 


“Meine Herren — und da wende ich mich besonders an meine Parteige- 
nossen — es handelt sich hier für mich und für uns alle gar nicht darum, 
dem Juden mehr oder weniger etwas Gutes oder Nichtgutes anzutun, den 
Juden mehr oder weniger zu schützen. Der Jude ist mir hierbei völlig 
gleichgültig. Nicht gleichgültig ist mir hierbei das Ansehen der Partei im 
Volke und das ganze Ansehen des Volkes dem gesamten Ausland ge- 
genüber.” 

(Aus der Rede von Hermann Göring über “Die Judenfrage’” am 6. De- 
zember 1938) 

Die Möllner Morde haben wiederum eine andere Reaktion hervorge- 
rufen. Dem staatlichen Rassismusdroht dermitder Asyldebatte jahrelang 
forcierte “völkische Zerstörungstrieb” kontraproduktivzuwerden. Nicht 
nur die Negativreaktionen im Ausland, auch die Ziele der Mörder waren 
so nicht gemeint. In diesem Fall hat sich der exekutierende Rassismus 
Opfer gewählt, die als ArbeitsimmigrantInnen dem deutschen Kapitalis- 
muserhalten bleiben sollen. Prompt reagiert die größte aller Koalitionen, 
«die Öffentlichkeit”, einmütig empört, setzt Opel (10% türkische Arbei- 
ter) 100.000 DM Belohnung auf Ergreifung der Täter aus, reißt Terrori- 
stenjäger Generalbundesanwalt Stahl, zwei Tage nach dem vermutlich 
von Linken verübten Sachanschlag auf die Hamburger juristische Fakul- 
tät, auch das Möllner Mordverfahren an sich. “Gefahr für die innere Si- 
cherheit”’, — der selbe Stahl, der vier Wochen zuvor “Frust, Perspektiv- 
losigkeit,auch Auflehnung gegendie Eltern” alsGrund fürdie Anschläge 
sah, demgegenüber “das Rechtsextremistische und Neonazistische nur 
symbolhaft aufgesetzt” sei. Da schreibt Jürgen Gottschlich in der TAZ: 
“In Rostock konnten die Möchtegern-Mörder wenigstensnoch mangeln- 
de Hygiene ins Feld führen, worauf werden die Killer in Mölln verwei- 
gen?”. So tief verinnerlicht ist der staatstragende Rassismus bereits, daß 
gelbst in seiner Ablehnung die gewünschte Differenzierung in uner- 
wünschte, nutzlose Kostenträger und fürunserallerWohlstandgebrauch- 
te ‘“Gastarbeiter”’ zum Tragen kommt. Gottschlich istdamitaufderLinie 
des FAZ-Kommentators Eckhard Fuhr,derdasBedrohliche inMöllndar- 
in sieht, daß “nicht ein Asylbewerberheim Ziel des Angriffs war, also 
nichteinsozialer Brennpunkt,andemsichdieKonfliktederZuwanderung 
verdichten.” 

Der nach Mölln allseits erfolgende Rufnach der starken Hand des Staa- 
tes und die Reduzierung des Rassismus auf einige organisierte Neonazis, 
deren Erstarken monatelang gefördert worden ist, selbst dieses Kalkül 
soll noch im Sinne der “Lösung der Flüchtlingsfrage” genutzt werden. 
So berechtigt die tiefe Betroffenheit und Empörung nach den Möllner 
Mordenist,so wenig darfsiedenBlick dafür verstellen,daßeine Mehrheit 
mittlerweile “Deutschland den Deutschen” fordert, und darf nicht zur 
Entlastung der staatlichen Brandstifter führen. Die Antwort der CDU auf 
Hoyerswerda im September 1991 war Generalsekretär Rühes Schweine- 
kampagne, bundesweit die SPD an den Pranger zu stellen, sie verhindere 
durch Verweigerung der Grundgesetzänderung den Ausländerstopp. Die 


Antwort der SPD auf Rostock im August 1992 waren ihre Petersberger 
Ausländerbegrenzungsbeschlüsse. Es waren nicht nur CSU-Stoiber, der 
vor der “durchrassten’ deutschen Gesellschaft warnte, und sein Partei- 
kollege “V 2"-Rıedl, der in München ”asylantenfreie Zonen" forderte, 
die den Rassismus anheizten. “Was das Volk denkt, muß nicht falsch 
sein’, kommentierte Engholm die Asyldebatte. “Ich habe Verständnis 
für Ärger über das Verhalten einiger Asylbewerber”, war seine erste Re- 
aktion auf die Rostocker Pogrome. Und es sind nicht nur CDU-Politiker, 
sondern die SPD-Bürgermeister Bemrath, Böhme, Becker sowie allen 
vorander Münchener Kronawitter,derangesichts “Asylmißbrauchs’’ vor 
einem “Volksaufstand’ wamnte,dieangcheizthaben. NichtnurSkinsnah- 
menden “Asylmißbrauch” beim Wort, auch “Bürgerwehren’’ und “Bür- 
gerinitiativen’’ gegen Containerdörfer in gutsituierten Wohnvierteln, die 
Flüchtlinge “nicht verkraften” und Tag um Tag bestätigt bekamen, daß 
sie “überfordert” sind. Das Pendant zum außerinstitutionellen brutalen 
Überfall von vier Faschisten auf eine Behindertenklasse in Stendal ist 
das institutionelle Flensburger Gerichtsurteil, das wegen des Anblicks 
Behinderter beim Essen im Speisesaal die ““Reiseleistung mit Mängeln 
behaftet” sah und deshalb den Klägern Schadenersatz zuerkannte. Diese 
Liste ließe sich fast endlos fortsetzen. 

Das Problem des Rassismus und der Faschisierung inder Bevölkerung 
istnicht seine Randständigkeit, sondern seine Herkunft aus dem Zentrum 
der Gesellschaft. Sie sind ein im weitesten Sinne (das meint nicht unmit- 
telbarer, schon gar nicht unmittelbarer sozialer) Reflex aufdie Entwick- 
lung des produktivistischen Kapitalismus, der seine Produzenten zuneh- 
mend barbarisiert, und die deutsche Antwort auf das selbstgesteckte Ziel, 
“ein Volk?’ zu sein. Mit der Wiedervereinigung wurde die Nation und 
das sie tragende deutsche Staatsvolk neu konstituiert und — durchaus 
gegenläufig zu seinen notwendig aufrechtzuerhaltenden ökonomischen 
Funktionen,d.h.auchunterEinschluß von Arbeitsimmigranten und nicht- 
deutschen Wanderarbeitern — homogenisiert. Nationalismus, Antisemi- 
tismus und Rassismus, konstitutiv für Staaten und insofern “abrufbar”, 
wurden “‘oben” wie “unten” staatstragend. Die Themen der bundesdeut- 
schen Rechten, “Ausländer”, Rassismus, Deutsche Mark, Europakrise, 
“Krankheiten”, Drogen, “Mafia” ‚die Nation,der Geschichtsrevisionis- 
mus, sind keine randständigen, sondern zentrale deutsche Themen der 
letzten Jahre. Fastohne Opposition läuft zudem die Debatte um neue deut- 
sche Größe und Expansion, meist “mehr Verantwortung Deutschlands 


‚in der Welt” genannt. 


‚Vordiesem Hintergrund istdastausendstimmige, Faschismus undRas- 


. sismus verharmlosende, im günstigsten Fall unpolitische Gerede linker 


Sozialpädagogen und Sozialarbeiter vondenleidgeprüften deutschen Ju- 
gendlichen, die nur ihren Frust abreagierten, der Einsatz für sozialarbei- 
terische Erziehungsprojekte mit Skins, die inOstdeutschland nicht selten 
zu Treffpunkten und Brutstätten der Faschisten geworden sind, eine zu 
bekämpfende Absurdität. Wer wie Autonome zuRostock behauptet, “die 
rassistische Gewalt hatte eine Komponente von sozialem Protest gegen 
den Staat” und daraus für die Linke die Forderung ableitet, “auf die Pro- 
bleme der ständig wachsenden Gruppe der Ausgegrenzten bessere Anı- 
worten als den Rassismus anzubieten” (die Kieler Autonomen-Zeitung 
“Atze””), spielt mit dem “nationalrevolutionären’’ Feuer. Die andere Va. 
nante,seine Politiksozialzu begründen, vollziehtsichim “ak”. Seit meh- 
reren Nummern wird—mittlerweilenichtunwidersprochen— unter dem 
Stichwort der Abkehr von der sektiererischen Politik der “offenen Gren- 
zen’ das Einschwenken auf die Probleme der deutschen Nation vorbe- 
reitet. Nach der positiven Anerkennung des deutschen Selbstbestim- 
mungsrechts wird das Asylrechtalsuntaugliches ““Nadelöhr” fürZuwan- 
derung bezeichnet. Deutsch-sozial wird — vorsichtig formuliert — an- 
gemerkt, daß es für alle, Deutsche wie Flüchtlinge, das Beste wäre, wenn 
deutsche Arbeitsplätze doch wohl zuerst den Deutschen zustünden. 

Die antinationale Linke muß massiver und deutlicher als bislang ihren 
Verständigungsprozeß über eine antikapitalistische Politik gegen Rasse 
StaatundNationindie Ausei nandersetzung tragen,dennschondroht ihren 
Resten der nächste Schlag durch eine “ Volksfront für Ausländerfreund- 
lichkeit” und ein Netzwerk antirassistischer Initiativen mit genau dieser 
Stoßrichtung, die einen erneuten Scherbenhaufen hinterlassen werden. 


Heiner Möller 
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Bonn ist nicht Weimar! 
Nicht Gleichsetzung — aber Vergleich 


Die Junge Union verschickte an ihre Kreisver- 
bände Vordrucke, wie künftige Anschläge auf 
Flüchtlinge routinemäßig zu verurteilen sind: 
als “Eine Schande für uns alle”. Das ist die Art, 
wie sich Bürokraten verhalten, wenn das Unge- 
heuerliche Alltag geworden ist. Offen bleibt, ob 
dıe christliche Basis ohne Vordruck von oben 
erklären würde, der Terror sei “nützlich für uns 
alle’”. 

Heuchelei war auch angesagt, als sich am 8. 
Oktober die Bundestagsparteien über die unge- 
setzliche Flüchtlingsvertreibung von Rostock 
empörten (und einer beschleunigten gesetzli- 
chen Abschiebung den Vorzug gaben). Neu an 
dieser “aktuellen Debatte” war, daß fast alle 
RednerInnen die Parallele zum deutschen Fa- 
schismus vor oder nach 1933 zogen. 

Am weitesten ging dabei Innenminister Sei- 
ters: “Wir Deutschen wissen ausdemleidvollen 
Teil unserer Geschichte, daß Extremismus, Haß 
und Gewaltimmerin Unheilund Verhängnisge- 
endet haben.” Die Parallele stimmt: Die erste 
Hälfte des Jahrhunderts war davon geprägt, daß 
Deutsche “mit Haß und Gewalt” über Fremde 
herfielen — und jetzt geht es wieder los. Ent- 
larvend war nur, daß Seiters gegen den deut- 
schen Massenmord an Fremden nur ein Argu- 
ment einfiel: Für die Deutschen endete er, 1918 
und 1945, “in Unheil und Verhängnis’, was 
Deutsche vor dem Zusammenbruch Anderen 
antaten, blieb außer Betracht. 

Andere Bundestagsredner betonten die Par- 
allelen zur Zeitvor 1933. SPD-Sprecher Vogel: 
“Für unsÄltere... werden da böse Erinnerungen 
wach: nicht—nochnicht—andiePogromnacht 
1938 — das ist eine unzulässige Gleichsetzung 
—, aber... an die frühen 30er Jahre...’”’. Ebenso 
erinnerte CDU-Sprecher Biensandie ““Spätzeit 
der Weimarer Republik”, und nur die FDP- 
SprecherinSchmalz-Jacobsen widersprach pla- 
kativ: “Bonn ist nicht Weimar.” 

Egal, wie falsch die Parallelle gezogen oder 
negierend weggewischt wurde: Seit den jüng- 
sten rassistischen Umfrageergebnissen und 
Terrorakten ist die Frage,ob mitder Wiederver- 
einigungzum ViertenReichdasDritteReichnä- 
herrückte, allgemein in der öffentlichen Debat- 
te. 

Für die antinationalistische Linke, die schon 
beim Zusammenbruch der DDR “Nie wieder 
Deutschland! ” gefordert hatte, stellt sich nicht 
die Frage nach dem Ob; sondern: wie und mit 
welcher Geschwindigkeit sich die rassistischen 
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und chauvinistischen Grundmuster “deutscher 
Politik” wiedereinstellen. 


Michinteressiertedeshalbdies: Wound wann 
findensichParallelenzurjetzigenSituation,daß 
hier lebende ““Fremde’’ nicht nur mehrheitlich 
abgelehnt (52%: “Deutschland den Deut- 
schen”’),sondernalltäglichaufStraßen bedroht, 
geschlagen oder sogar ermordet werden — und 
nicht einmal in ihren Unterkünften sicher sind? 


Und: wo gibt es historische Parallelen dazu, 
daß in den Massenmedien offen alltäglich Po- 
gromstimmung gemacht wird mit bedrohlichen 
“Asylantenfluten” und “Ausländerkriminali- 
tät”, wo Medien und staatstragende Parteien die 
Nichtdeutschen oder Minderheiten (hier: das 
“Asylantenproblem”) zur Schicksalsfrage der 
Nation erklärten, während die Staatsmacht 
selbst beim Kampf gegen den faschistischen 
Mob scheinbar auf verlorenem Posten steht. 


Der ohnmächtige Staat 


Beginnen wir mit letzterem: Im August 1992 
durftedieNationmitansehen, wiediePolizeizu- 
erst dem Lichtenhagener Mob zuschaute, um 
ihm dann gänzlich das Feld zum Sturm auf das 
Flüchtlingsheimzu überlassen. Das istdeutsche 
Tradition: Im September 1931 riefen auf dem 
Kurfürstendamm in Berlin 1.500 Nationalso- 
zialistenin Sprechchören ““Juda verrocke!” und 
“Deutschlanderwache!”,sieüberfielenjüdisch 
aussehende Personen, verprügelten sie und tra- 
ten sie mit Stiefelabsätzen. “Die Polizei gnff 
erst sehr spät ein, so daß die nationalsozialisti- 
schen Schläger ihren Terror längere Zeit unbe- 
helligt ausüben konnten. Darüber, daß es sich 
umeine planmäßig vorbereitete Aktion derBer- 
liner SA handelte, konnte nach Lage der Dinge 
kaum ein Zweifel bestehen.” (1) 


1931 war es allerdings noch möglich, daß der 
verantwortliche Polizeipräsident entlassen 
wurde. WährendinRostock nırgends vonRück- 
tritt die Rede war. Auch sonst ähneln sich die 
juristischen Nachspiele: 1932 wurde der Nazi- 
Anführer des Straßenterrors, Graf Hellberg, 
freigesprochen, ein Teil der 34 Mitangeklagten 
erhielt Bagatellstrafen. Die heutige Justiz rea- 
giert entsprechend. Selbst bei Mord an Auslän- 
dern erkennt sie auf eher geringügige Hafistra- 
fen und setzt sie nicht selten zurBewährung aus. 


Als es in den 70er Jahren um die RAF ging, 
wurden die Morde an der deutschen Elite nicht 
unterdrei- bis viermal lebenslänglich geahndet, 
selbst die Mitgliedschaft in einer “terroristi- 
schen Vereinigung” oderauchnurderen Unter- 
stützung führte bereitszu langjährigen Haftstra- 
fen. 

Auch das hat Weimarer Tradition. Die unter- 
schiedliche Behandlung von Mordtaten ist da- 
bei eine Seite. Kennzeichnender noch ist, wie 
der Staat generell auf die “Herausforderungen 
von rechts und links” reagiert. ZurZeitderRAF 
wurde durchdie Einführung und strikte Anwen- 
dung von Anti-Terrorgesetzen dieser “Angriff 
auf den Staat” politisch bekämpft. Neo-Nazis, 
Skins, Wehrsportgruppen etc. werden dagegen 
nicht als staatsfeindliche “kriminelle Vereini- 
gungen” behandelt; sondern es wird immer be- 
tont, daß es sich um “normale Kriminelle” 
handle — wohinter die Vorstellung steht, daß 
die politischen Ziele dieser Gruppen nicht als 
staatsgefährdend eingestuft werden. Dasleuch- 
tet ein, da doch das Ziel der Neonazis, das Land 
von Flüchtlingen und Ausländern zu reinigen, 
allemal nicht in Widerspruch zur Politik des 
Staates steht. 

In Weimarer Zeitbestanddasselbe Grundmu- 
ster. Damals waren es in erster Linie die Para- 
graphen 86 StGB (Vorbereitung des Hochver- 
rats) und 7 Nr. 4 Rep SchG (Republik-Schutz- 
Gesetz), die den Staat schützen sollten. Letzte- 
res bestrafte, “wer an einer geheimen oder 
staatsfeindlichen Verbindung ($128, 129 des 
STGB), die die Bestrebung verfolgt, die verfas- 
sungsmäßig festgestellte republikanische 
StaatsformdesReichesodereinesLandeszu un- 
tergraben, teilnimmt. Praktische Anwendung 
fanden diese Artikel fast ausschließlich gegen 
Kommunisten. Nicht ein Nazi wurde wegen 
Hochverrats angeklagt, und so konnte sich 
Goebbels 1932, als gegen ihnein Verfahrenein- 
geleitet wurde, im Tagebuch mokieren: ""Von 
meinem Rechtsanwalt erfahre ich, daß man... 
die Absicht hat, mein seit drei Jahrenschweben- 
desHochverratsverfahrennunendlichdurchzu- 
führen. Hoffentlich kommen die Talarträger 
nichtzuspät,undichbinnichtetwagarMinister, 
wenn der Termin stattfindet.” (2) 

Ganz anders verfuhr der Weimarer Staat, wo 
es um den ““Hochverrat”’ von Kommunisten 
ging. Da wurde beispielsweise ein KPD-Mie- 
terobmann im Juli 1926 ohne Verzug wegen 
Hochverrats verurteilt. In der Begründung hieß 


es: “Die KPD verfolgtauch mit dem Eingreifen 
in die Mieterbewegung und deren Organisation 
letzten Endes ihre hochverräterischen Pläne, in- 
dem sıe dadurch dıe Mieter zu sich hinüberzic- 
hen und ihren Bestrebungen gefügig zumachen 
sucht...”’ (3) 

In der oben zitierten Bundestagsdebatte for- 
derte SeiterseineReihe neuer ““Antiterrorgeset- 
ze”: “den Tatbestand des Landfriedensbruchs 
zu ergänzen”, “Vorfeldaufklärung durch den 
Verfassungsschutz”, “Personen zur Verhinde- 
rung von Straftaten in Gewahrsam zu nehmen” 
und ein “begrenztes Demonstrationsverbot’””. 
Auchdashat Weimarer Tradition. Damals wur- 
den Demonstrationsverbote erlassen und der 
“Rechtsstaat” mit Notverordnungen abgebaut, 
wobei zur “Beschleunigung” rechtsstaatlicher 
Verfahren “Sondergerichte” ermöglicht wur- 
den, die dasselbe Ziel verfolgten wie die heuti- 
gen “verbesserten Abschiebemöglichkeiten” 
für Flüchtlinge. In derNotverordnung von 1932 
hieß es über die Sondergerichte: “Ihre Urteile 
sind keinem Rechtsmittel unterworfen und des- 
halb sofort mit ihrer Verkündigung rechtskräf- 
tig und vollstreckbar.” Das ist identisch mit 
dem, wasmitder ‘“*Reform’’ des Asylrechtsheu- 
te angestrebt wird. 

Die von der CDU und Seiters geforderten 
“ Antiterrorgesetze” habennichts,aberauchgar 
nichtsmitdem KampfgegenFaschismuszutun. 
Da haben sich die bürgerlichen Parlamentspar- 
teien seit Weimar nicht geändert. Am Tag nach 
den Notverordnungen des 9. August 1932 mel- 
dete die größte Hamburger Tageszeitung, der 
“Anzeiger” ‚in der Titelzeile: “Notverordnung 
gegen den Terror in Kraft” — und direkt dar- 
unter als zweitwichtigste Meldung: “Vor der 
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler”’. Das 
war der bürgerliche Kampf gegen Rechts: mit 
Anti-Terrorgesetzen den Polizeistaat aufrüsten 
und gleichzeitig mitderNSDAPübereine Koa- 
litionsregierung verhandeln. 

“Gegen den Extremismus von links und 
rechts” isteine der beliebtesten Thesen der ““ge- 
mäßigten” Bonner Parteien, und die außerpar- 
lamentarische Linke hat sich oft über diese 
Gleichsetzung von braun und rot empört. Die 
Wahrheitaberist,daßdiebürgerlichePolitik ım- 
mer einseitig gegen links vorgeht und die “na- 
tionalistische Opposition” im Grunde alsihres- 
gleichen ansieht, also nicht deren Ziele be- 
kämpft, sondern nur deren “Übersteigerung’. 
In der Bonner Debatte wurde entsprechend oft 
vor “übersteigertem Nationalismus’’ gewarnt, 
und genau das signalisiert, warum bürgerliche 
Parteien mit ihrem gemäßigten Nationalismus 
regelmäßig als “hilflose Antifaschisten” agie- 
ren. 

Auchdaist die Parallelezu Weimar aufschlu- 
Breich. Die Parteien der Hamburger Regie- 
rungskoalition (SPD und bürgerliche Parteien) 
wandten sich zur Bürgerschaftswahl am 27. 
September 1931 mit folgendem Aufruf an die 
WahlerInnen: 


“Gefahr droht von links und rechts... Die Zie- 
le der Kommunisten sind eindeutig und klar, 
Zerstörung von allem und jedem, um auf den 
Trümmern ein Abbild der Sowjetrepublik auf- 
zurichten... Ist der Trennungsstrich zwischen 
staatserhaltenden und staatszerstörenden Par- 
teien nach der linken Seite fast von selbst gege- 
ben, so ist es umso schwieriger, aber auch umso 
wichtiger, diesen Trennungsstrich mit aller 
Schärfe auch nach rechts zu ziehen. Nicht nur 
weil sich die Gegensätze berühren,... vielmehr 
deshalb, weildenKemdieserBewegungeinGe- 
fühl und ein Glaube bildet, der uns allen heilig 
ist: eine brennende Vaterlandsliebe und ein un- 
erschütterlicher Glaube an Deutschlands Zu- 
kunft.” (4) 

Und weil den Senatsparteien wegen ihrer 
“brennenden Vaterlandsliebe” kein inhaltli- 
ches Argument gegen die Nazis einfiel, fanden 
sie zum Schluß nur dieses Motiv, um das Böse 
zu entlarven: “Hitler ist der Wegbereiter Mos- 
kaus!” 


Die hetzenden Massenmedien 


Mit dem 3. Oktober 1990 ist die Nation wieder 
zentraler Bezugspunkt staatlicher Politik ge- 
worden. Daß damit zwangsläufig die Abgren- 
zung gegen oder die Diskriminierung von Aus- 
ländern und den “Fremden” zum Kernbestand 
“nationaler Politik” gemacht ist, wird gern ver- 
schwiegen. Verschwiegen wird auch, daß Staat 
und Volk gleichermaßen den Prozeß der Rena- 
tionalisierung vorantreiben. Als Mittierorgan 
zwischen beiden fungieren die Massenmedien. 
Mal Staatsorgan, mal “Volkes Stimme”, berei- 
ten sie den Boden dafür, was hier und dort an 
“nationaler Interessenvertretung’’ gefordert ist. 

Seitmindestenseinem Jahr vergeht kein Tag, 
an dem nicht über das ““Asylproblem”, “Wirt- 
schafts- oder Scheinasylanten”’, “ausländische 
Bandenkriminalität”, marodierende “Roma- 
Kinder” oder die “Grenze der Belastbarkeit” 
der deutschen Kommunen und Steuerzahler be- 
richtet wird. UndesstehtaußerZweifel,daßdie- 
ses systematische Schüren von Fremdenfeind- 
lichkeitin Rostock und anderswo seine “Volks- 
empfänger” gefunden hat, die die erzeugte 
Stimmung ins Pogrom umsetzten. Gibt es auch 
dazu Weimarer Parallelen? 

Ja und nein. Bei der Durchsicht normaler bür- 
gerlicher Zeitungen Hamburgs der Jahrgänge 
1931/32 fand ich weder allgemein feindliche 
Artikel gegen Nichtdeutsche, noch solche, die 
die Bevölkerung aufeinenmenschenverachten- 
den Antisemitismus, wie er 1933 Staatsdoktrin 
wurde, eingestimmthätten. WernachParalleien 
sucht, wie Pogrome gegen Fremde publizistisch 
vorbereitet werden, wird nur fündig bei den 
Presseorganen der “nationalen Opposition”, 
von den Deutschnationalen, dem Stahlhelm, 
den Nazis selbst. 

Ute Gerhard hat dies vor einem Jahr doku- 
mentiert, indem sie Hetzartikel der Bild von 


1991 mit solchen im Naziblatt “Rote Erde” von 
1931 abglich; z.B.: 

“Asylanten..., warum wohnen sie zum Teil in 
Villen und Hotels?” (Bild-Zeitung, 4.8.1991) 
— “Juden wohneninPalästen, Deutscheinalten 
Eisenbahnwagen.” (Rote Erde, 18.7.1931), 
“Im Strom der Asylanten schwimmen viele 
Verbrecher mit... Augenfällig: deren ’Speziali- 
sierung’. Kriminelle Jugoslawen gehen anders 
vor als Polen, Albaner, Bulgaren, Türken.” 
(Bild, 14.8.1991) — “Vorsicht! Jüdische Gau- 
ner gehen um... Hier haben wir wieder den ty- 
pischen Juden. Er rechnet mit der Naivität der 
deutschen Arbeiter und Handwerker und ver- 
sucht, die augenblickliche Lage gewinnbrin- 
gend für sich auszunutzen, dadurch, daß er den 
Leuten ihre letzten Spargroschen abgaunert.” 
(Rote Erde, 18.7.1931) (5) 

Statt der Bild-Zeitung könnte man übrigens 
ebenso"gut" den Spiegel als Vergleichsobjekt 
zur Nazi-Presse vor 1933 heranziehen. Eine 
kleine Auswahl von Spiegel-Titeln 1991/92: 
Mafıa: “Mordserie sowjetischer Gangsterorga- 
nisationeninBerlin”; “Kriminalität: Chinesen- 
Mafıa mordet in Deutschland”; “2 Millionen 
Ostzuwanderer?”, Roma-Kinder im Karovier- 
tel, “Kapituliert die Polizei?” 

Unter dem Gesichtspunkt rassistischer Stim- 
mungsmache finden sich mithin nur insofern 
Parallelen zu Weimar, als damals allein die 
Nazi-Medien die Drecksarbeit verrichteten; 
heute tun das die demokratisch-staatstragenden 
Blätter. 


Das klatschende Volk 


AnalogistderSachverhaltinBezugaufdas Volk 
selbst. Fremdenfeindlichkeit, Antisemintismus 
gab es selbstredend auch vor 1933; die Nazis 
mußten sie nicht verordnen. Aber ob Zustände 
wie in Rostock — wo der faschistische Mob in 
die Wohnungen der “Fremden” eindrang, wäh- 
rendderdeutsche SpießbürgerBeifallklatschte, 
wo überall in Deutschland Ausländergejagt und 
ermordet werden — auch schon die Weimarer 
Zeitprägten, mußbezweifeltwerden. Umweder 
in die eine oder die andere Richtung zu beschö- 
nigen, greife ich auf Darstellungen Dritter zu- 
rück. In einer zweibändigen Dokumentation 
über ‘Die Juden in Hamburg zur Zeit der Wei- 
marer Republik” wird über antisemitischen 
Straßenterror ım Juli 1932 berichtet: 
“Indenletzten Wochen istesinerschreckend 
häufigen Fällen zu täglichen — besser nächtli- 
chen — Belästigungen jüdischer Passanten 
durch uniformierte Nationalsozialisten, beson- 
dersimoberen TeilderGrindelalleegekommen. 
Fast jede Nacht ereignen sich Überfälle und An- 
rempeleien... Inder Fröbelstr. wurden zwei jun- 
ge jüdische Kaufleute überfallen und durch 
Stockhiebe verletzt... Zwei jüdische Studenten 
wurden... von 30 uniformierten Nazis überfal- 
len... Auch ın der Nähe des Gemeindehauses in 
der Johnsallee erfolgteneinige nächtliche Über- 
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fälle... Mehrfach versuchten Nationalsoziali- 
sten auch schon, gewaltsam in das Haus einzu- 
dringen, so daß man das Überfallkommando zu 
Hilfe rufen mußte.” (6) 

Für Berlin, wo mit Abstand die meisten deut- 
schen Judenlebten, wird vonzweigrößerenTer- 
roraktionen der Nazis gegen Judenberichtet, bei 
derReichstagseröffnung 1930undanläßlichdes 
Jüdischen Neujahrsfestes 1931. Insgesamt aber 
ist (angesichts der heute täglichen rassistischen 
Ausschreitungen) das Fazit über die “von Ge- 
walt und Terror geprägte Endphase von Wei- 
mar” überraschend: “Violent Nazi demonstra- 
tions against Jews were rare before Hitler came 
to power.” (7) 

Daß der Alltag in Weimarer Zeit vergleichs- 
weise erträglich war, zeigen auch Berichte jü- 
discher SchülerInnen. Sie wurden, wenn die ei- 
gene Erinnerung nicht beschönigt, mit aggres- 
sivem Rassenhaß, wie er heute für zahllose aus- 
ländische SchülerInnen zum Alltag gehört, erst 
nach der “Machtergreifung” konfrontiert: 

“Ilse Oppenheim... hatte ’vorher’ — vorher’ 
bedeutet immer vor 1933 — viele Freundinnen, 
die sie besuchten, mit ihr spielten und mit ihr 
lernten. "Plötzlich warallesaus. Wennich mor- 
gens in die Klasse kam, rümpften sie die Nase: 
Ja, was stinkt denn da so? Ah, das jüdische 
Schwein, das immer Knoblauch frißt’!”” (8) 

“Edith Königsberger aus Ems fragte sich, 
warum man sie eigentlich haßte, warum Klas- 
senkameradinnen, manche von ihnen ehemali- 
ge Freundinnen, in der Schule das Lied vom Ju- 
denblut, das vom Messer spritzt, sangen... und 
sie erzählt, wie sie zu Hause vor dem Spiegel 
stand und überlegte, inwiefern sie anders aus- 
sähcalsihre Schulkameradinnen. Ihre Bank und 
die ihrer jüdischen Mitschülerinnen waren mit 
den Worten ’Jude’ und ’Judenschwein’ be- 
schmiert.’’ (9) 

Insgesamt scheint der Eindruck richtig, daß 
das für heute typische rassistische Zusammen- 
spiel von Staatspolitik, geschürtem ““Volks- 
zom’’ und organisiertem Mob erst nach 1933 
Realität wurde. In einer vor kurzem erschienen 
Untersuchung über “Die Deutschen und die Ju- 
denverfolgung im DrittenReich” wirddazu wie 
folgt geurteilt: 

“Sofort nach der Reichstagswahl vom 5. 
März 1933 kam es überall in Deutschland zu 
schweren Ausschreitungen gegen Juden... Erst- 
mals wurde die typische Methode der national- 
sozialistischen Judenpolitik sichtbar: Schein- 
bar spontaner, in Wahrheitorganisierterund ge- 
steuerter Druck ’von unten’, sollte die Notwen- 
digkeit erweisen, "von oben’ gesetzlich regelnd 
einzugreifen.” (9) 

Diese Bestandsaufnahme deckt sich weitge- 
hend mit dem, was derzeit abläuft. Insgesamt 
war allerdings Antisemitismus nach der 
“Machtergreifung” Angelegenheit des NS- 
Staates, der jetzt seine ‘“Handlungsfähigkeit’’ 
bewies und mit “legalen” Methoden, von der 
“Wiederherstellung des Berufsbeamtentums’”’ 
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biszu den Nürnberger Gesetzen, die rassistische 
Neuordnung betrieb. Der private Alltag der Ju- 
den blieb davon einstweilen verschont: 

“Obwohl es nach dem 30. Januar 1933 hier 
und dort vorgekommen war, daß SA-Leute in 
Wohnungen von Juden eindrangen und diese 
’durchsuchten’undgelegentlichauch verwüste- 
ten,...so warendoch ’Einzelaktionen’ gegen Ju- 
den offiziell untersagt. Mit dem organisierten 
Novemberpogrom hörte dann jegliche Zurück- 
haltung auf.” (10) 

“Bis zum Herbst 1938 konnte man sich... ar- 
rangieren, konnte die Realität der judenfeindli- 
chen Politik.. zu ignorieren versuchen... Die In- 
szenierung der ’Reichskristallnacht’, der auf 
staatliche Imitiativeentfesseltenundausgeübten 
rohen Gewalt gegen Juden... bedeutete auch ei- 
nen Wendepunkt im Bewußtsein und Verhalten 
gegenüber Juden.’ (11) 

Der Novemberpogrom blieb, wenn man vom 
Test der Boykottaktion im Frühjahr 1933 ab- 
sieht, die einzige Gelegenheit, bei der das Re- 
gime die Judenfeindschaft und die Bereitschaft 
zu physischer Gewalt gegen die jüdische Min- 
derheit öffentlich exzessiv demonstrierte. Da- 
gegen waren viele Bürger einig, daß diese Art 
der ’Lösung der Judenfrage’ zu brutal, zu pö- 
beihaft, zu unzivilisiert war.” (12) 

Nach Auswertung der in Stra£fprozessen nach 
1945 gemachten Zeugenaussagen über die 
“Kristallnacht in Hessen” urteilt der Autor, 
“daß nicht allein organisierte Schlägertrupps 
und der ’Mob’ die Gewalttaten begangen, son- 
dern ’Teile der Bevölkerung’ nicht nur sensa- 
tionslüstern zugeschaut, sondern sich aktiv dar- 
an beteiligt hätten.” (13) s66 gi 

Hier also, im Pogrom ’38, eh in 
Rostock ereignete, von bedrückender Identität. 
EEE DEN SMIREBENDENENE überbe- 
troffene Kinder: 

“InderNachtvom9.zum 10. over wir: 
den die Kinder vom Geräusch von zerschellen- 
dem Porzellan und Glas aus dem Schlaf geris- 
sen. Als sie auf den Flur stürzten, sahen sie ihre 
verängstigten Eltern inmitten einer Horde von 
SA-Leuten stehen, die systematisch und mit 
vom Haß verzerrten Gesichtern die Wohnung 
kurz und klein schlugen... Die Beschreibung 
dieser Szenen, 50 Jahre später geschrieben und 
veröffentlicht, muten an wie Dantes Inferno.” 
(14) 

Und in dem, kurz vor Rostock, erschienenen 
Buch schrieb dazuder Autor: ‘“Heute,einhalbes 
Jahrhundert später, mutet esumso erschrecken- 
der an, wenn man die Worte einer 39ährigen 
rumänischen Mutter, einer Asylbewerberin aus 
Hoyerswerda, vom September 1991 liest:’ Mei- 
ne Kinder liegen nachts mit offenen Augen im 
Bett und weinen. Sie verstehen nicht, was in ih- 
rer Straße passiert.’ (16) 

Esgeht,abschließend gesagt, nichtdarum ‚die 
Vorgänge ın Rostock, Greifswald oder im “zi- 
vilisierten Westen” historisch korrekt zu veror- 
ten. Geschichte wiederholt sich nie in derselben 


Weise. Auch wäre es total daneben so zu tun, 
als steckten wir schon mittendrin im Faschis- 
mus. Das wäre, unter vielerlei Gesichtspunkten, 
beschönigend und desorientierend. Aber mit 
dem’Titel ““Bonnistnicht Weimar” solltekennt- 
lichgemacht werden, daß bestimmte Phänome- 
ne, öffentliche Fremdenhetze, offene Gewalt 
und demonstrativer Beifall für rassistische Tä- 
ter,mitnichtsanderemidentischsind alsmit völ- 
kischem Rassismus, wieernach 1933 Volk und 
Staat insgesamt prägte. 

Hannah Ahrendt hat in einem Vortrag über 
“Die persönliche Verantwortung unterderDik- 
tatur” zurechtdarauf verwiesen, daß das Beson- 
dere der NS-Diktatur im Grundkonsens von 
Staat und Volk bestand, daß Verbrechen legal 
sein können. Sie schreibt: 


“Ich bin immer noch der Ansicht, daß diese 
frühe moralische Desintegration der deutschen 
Gesellschaft (erg. mit der Gleichschaltung), die 
füreinen Außenstehenden kaumerkennbar war, 
eine Art Generalprobe für den völligen Zusam- 
menbruch dieser Gesellschaft darstellte, der 
dann während der Kriegsjahre sich ereignen 
sollte.” (16) 


Was Hannah Ahrendt in Bezug auf die vom 
Volk 1933 sofort nachvollzogene Gleichschal- 
tung anspricht, gilt m.E. auch für den Zusam- 
menbruch des Rechtsempfindens, wie wir es 
derzeit in Bezug auf die Menschenrechte von 
Flüchtlingen erleben. Der Faschisierungspro- 
zeß ist nur zum geringeren Teil an staatlichen 
Transformationen ablesbar, der Mainstream 
findet im Volk statt. Gradmesset ist die Verrot- 
tung von Moral, die Verrohung der Volksge- 
meinschaft. Das Erschreckende von Rostock 
usw. ist, daß wir, nach Maßstäben der Moral, 
längst über Weimarer Maßstäbe hinaus sind. 


Christian Schmidt 
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Die “Asyldebatte” 


Munition für den rassistischen Terror 


WerdedasbislanggeltendeGrundrechtauf Asyl 
nicht abgeschafft, drohe dem Staat Handlungs- 
unfähigkeit. Sollte die SPD einer “Änderung” 
nicht zustimmen, gelte es einen “‘Staatsnot- 
stand” abzuwenden — zumindest aber müsse 
über ein “Asylsicherungsgesetz’’ nachgedacht 
werden, denn durch den ‘““ungehinderten Zu- 
strom” von Flüchtlingen sei “ein sozialer Not- 
stand” gegeben. 

Solche AussagensindderaktuelleHöhepunkt 
einer rassistischen ““Asyldebatte” um die Ab- 
schaffung des Artikel 16, die in den letzten Mo- 
naten von führenden Politikern aller Parteien 
mit zunehmender Aggressivität geführt wurde. 
Eine Allparteienkoalition nahm nach dem Ein- 
zug rechtsextremer Parteien und Listen in Län- 
der- und Kommunalparlamente originäre The- 
men und Forderungen rechtsextremer Gruppie- 
rungen auf, und rückte sie mitten ins Zentrum 
einerbreitenpolitischen Debatte. Das Wort vom 
“Staatsnotstand” scheint deshalb keinesfalls 
zufällig gewählt, weist es doch auf die histori- 
sche Parallele der Notverordnungspolitik inder 
Weimarer Republik hin und betont die Nähe 
zum rechten Diskurs. 

Im Verbund mit einer einheitlichen Medien- 
front, die “anschwellende Asylantenfluten” 
mit sterootypen Wiederholungen bebilderte, 
und keinerlei kritische Fragen und Überlegun- 
gen zuließ, ist nicht nur rechte Ideologie trans- 
portiert und vervielfältigt worden, sondern auch 
die dazugehörigen “handlungsrelevanten” 
Praktiken. Sichtbarste Höhepunkte waren die 
pogromartigen Übergriffe gegen AusländerIn- 
nen, Flüchtlinge, EimwandererImnen von Hoy- 
erswerda bis Rostock/Lichtenhagen. 

Bereits 1978 wurde von “Asylmißbrauch” 
gesprochen. Seither wird die “Asyldebatte” mit 
Regelmäßigkeit neuaufgelegt. Dabei wurde 
eine Vielzahl von Verwaltungsvorschriften und 
Gesetzenerlassen, diedasAsylrechtmassivein- 
schränkten. Gezielt setzte die Politik auf Ab- 
schreckung durch Verschlechterung der Le- 
bensbedingungen für Flüchtlinge und auf eine 
beschleunigte Abschiebepraxis. Immer wieder 
wurde versucht, die Grenzen durch Abkommen 
oder Visumszwang dicht zubekommen, und die 
Fluchtmöglichkeiten aus bestimmten Ländern 
(z.B. ausdemIran)wurdendem Asylgrundrecht 
zum Trotz höchst effektiv beschnitten. Dennoch 
war der Erfolg — betrachtet man nur die Ebene 


der Kanalisierung und Reduzierung der Flücht- 
lingszahlen — auf Dauer cher gering. Die An- 
zahl der Flüchtlinge, die Asyl suchten, stieg in 
den letzten Jahren weiteran,die Zahl der de-fac- 
to-Flüchtlinge, die, obwohl nicht anerkannt, 
hier leben, ist hoch. 

Die Reglementierung der Zuflucht nach 
Deutschland und Einschränkung des Rechtes 
auf Asyl ließe sich dennoch auf der Ebene der 
Gesetze und Erlasse weiter fortführen. So hat 
denn die Regierungskoalition bereits angekün- 
digt, “den Zustrom von Asylbewerbern nach 
Deutschland mit einer einfachen Gesetzgebung 
des Bundestages einzudämmen, falls sich die 
SPDnichtzueiner ÄnderungdesGrundgesetzes 
bereit finden sollte.” 


Zur Frage steht vor diesem Hintergrund, in- 
wieweit die “Debatte” um die Abschaffung des 
Rechts auf Asyl tatsächlich auf konkrete Ziele 
(Einschränken der Flüchtlings"ströme”) ausge- 
richtet ist. Alternativ dazu soll untersucht wer- 
den, ob nicht eine politische Rechtsformierung 
letztlicher und eigentlicher Grund für die for- 
cierte breite gesellschaftliche Debatte ist. Es ist 
immerhin nicht von der Hand zu weisen, daß 
selbst eine Grundgesetzänderung unter den po- 
litischen Akteuren mit weitaus geringerem Dis- 
kussionsaufwand hätte bewerkstelligt werden 
können — von der SPDund von Teilen der Grü- 
nen (z.B. Cohn-Bendit) wurde schon vor Jah- 
resfrist signalisiert, im Zuge der EG-Harmoni- 
sierung und in Verbindung mit einem Einwan- 
derungsgesetz sei ein solcher Schnitt akzepta- 
bel. 


Nationwerdung und “Asylde- 
batte” 


“Deutschland den Deutschen” — dieser An- 
spruch wird nach einer jüngsten Umfrage von 
51% aller Befragten geteilt. Damit ist eine ori- 
ginär faschistische Parole zum common sense 
geworden. Solch völkische Ideologie existiert 
seit dem Bestehen der BRD, sie war — auch 
wenn zeitweilig schamhaft in den Hintergrund 
gedrängt — immer vorhanden und wurde seit 
der Wiedervereinigung offensiv gefördert. In 
rasantem Tempo begann sich die neue deutsche 
Identität, die deutsche Nation, das deutsche 
Volk (fallses denn je “Beschädigungen” gege- 


ben hatte) wiederherzustellen, und dies war 
nicht dem Einfluß rechtsradikaler Gruppen ge- 
schuldet, sondern offizielle Staatspolitik. 

Doch das Projekt “deutsche Einheit” entwik- 
kelte sich nicht zur Zufriedenheit der Betroffe- 
nen, es ist von Problemen und inneren Wider- 
sprüchen durchzogen. Während die Ostdeut- 
schen darauf brannten, sich in ihrer Wunschna- 
ton voll und ganz einzubringen, mit neuem 
Selbstwertgefühl als richtige Deutsche auftra- 
ten und entsprechenden Wohlstand und ange- 
messene Sicherheit verlangten, waren die West- 
deutschen mißtrauisch darauf bedacht, das ei- 
gene Wohlergehen nicht zugunsten der Brüder 
und Schwestern zu gefährden. Gab es also beim 
Prozeß des “Zusammenwachsens” bereits im 
Ansatz Probleme, so gewannen diese noch da- 
durchan Bedeutung, daß das prophezeite““W irt- 
schaftswunder” ausblieb. FürvieleOstdeutsche 
wurde dies binnen kurzem zu einem regelrech- 
ten Schockerlebnis. Ihre wirtschaftliche und so- 
ziale Situation verschlechterte sich, und es steht 
zu erwarten, daß große Teile Ostdeutschlands 
auf den Status der chemaligen “Zonenrandge- 
biete” abrutschen. Für die Westdeutschen ste- 
hen nach den Solidarabgaben neue Steuererhö- 
hungen an, der kurzfristige, vereinigungsbe- 
dingte Konjunkturschub geht auch hier in eine 
Rezession über. All dasaber machte den Prozeß 
der Nationwerdung nur aggressiver. In der ge- 
sellschaftlichen Realität ist allerdings das Kol- 
lektive, das “Deutsch sein”, nicht identisch mit 
gleichen Lebensverhältnissen. Stattdessen 
“findet sich” die Nation in offenen und nächt- 
lichen Gewaltaktionen, rassistischen Attacken 
und Ausgrenzungen gegen Fremde auf der 
Straße, die sich einer wachsenden Zustimmung 
von applaudierenden Bürgern gewiß sein kön- 
nen. Die staatliche ““Asyldebatte”, wirkte als 
Katalysator für eine nationalistische Verarbei- 
tung der Probleme des deutschen Volkes. 


“Diese Vorschrift meint mit 
Volk das deutsche Volk” 


Bereits im Grundgesetz sind völkischer Rassis- 
mus und Ausgrenzung der Anderen festge- 
schrieben. Grundlage und ideologische Kon- 
stante ist die dortige Definition des ‘‘deutsch- 
sein”. Noch heute gilt das (kaum veränderte) 
Reichs- und Staatsangehörigengesetz von 191 3. 
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wo das Abstammungsprinzip festgelegt ist und 
nur Blutsdeutsche als Staatsangehörige zuge- 
lassen werden. Darüberhinaus stelit das Grund- 
gesetz denInhabern deutscher Staatsangehörig- 
keit eine zweite Gruppe von “sonstigen Deut- 
schen” zur Seite. Zu diesen zählt, wer “als 
Flüchtling oder Vertnebener deutscher Volks- 
zugehörigkeitoderalsdessen Ehegatteoder Ab- 
kömmling in den Gebieten des Deutschen Rei- 
ches nach dem Stande vom 31.12.1937 Aufnah- 


me gefundenhat”’ (GG Artikel 116.1). Das Ver- 
triebenengesetz zieht den Kreis derhiervon Be- 
troffenen noch weiter: als “sonstige Deutsche” 


geltenalleim Zweiten Weltkrieg umgesiedelten 
oder vertriebenen Deutschen. (Deutschland hält 
damit eine erhebliche Anzahl von “‘deutschen 
Stützpunkten” inanderen Ländern — überwie- 
gend im Osten Europas — aufrecht, über dic 
ökonomisch und politisch im Bedarfsfall Ein- 
fluß genommen werden kann.) 


Die so definierte ““unentrinnbare Schicksals- 
gemeinschaft” wurde auch zum Haupt- 
stützpfeiler gegen die Argumentation, faktisch 
ein Einwanderungsland geworden zu sein. Als 
Ende der 50er Jahre inden westeuropäischenIn- 
dustriestaatender Arbeitskräftebedarfdurchdie 


ansässige Bevölkerung nicht mehr gedeckt wer- 
den konnte, wurde in der BRD ein ‘“Gastarbei- 
tersystem’” etabliert, das durch eine hochoffi- 
zielle Anwerbemaschinerie der Bundesanstalt 
für Arbeit, gestützt auf Anwerbeverträge, die 
gesündesten und kräftigsten Männer und Frauen 
vorwiegend aus den Ländern des Mittelmeer- 
raums umd der Türkei ins Land holte. Anfangder 
70er Jahre, mit der Wirtschaftskrise, wurde die- 
se “Maschinerie” gestoppt, und für Maßnah- 


men zur “Rückführung” umfunktioniert. 


Die zu diesem Zeitpunkt manifeste Erfah- 
rung, daß MigrantInnen begannen, sich auflän- 


Die gesetzliche Aushöhlung des Asylrechts 


De facto ist das Grundrecht auf Asyl heute schon vollständig ausgehöhlt, per 
Gesetz oder Abkommen mit anderen Ländern (Rumänien oder Bulgarien). 


AlsLehre aus dem Nationalsozialismus wurde 
inderBundesrepublik dasGrundrecht auf Asyl 
(Artikel 16, Absatz 2: “Politisch Verfolgte ge- 
nießen Asylrecht’’) als Rechtsanspruch des 
Flüchtlings, des Einzelnen auf Asyl uneinge- 
schränkt formuliert. Über Artikel 19.4 wirdden 
Flüchtlingen eine individuelle Rechtswegga- 
rantie gewährt, die zugleich unter einen “Ver- 
fahrensvorbehalt” gestellt ist, der den Rechts- 
anspruch “gemäß den gesetzlichen Bestim- 
mungen” regelt. (1) Inden Anfangsjahren der 
BRD paßte diese Geste auch in den herrschen- 
den Zeitgeist, denn es kamen zunächst (etwa 
bis Mitte der 70er Jahre) fast ausschließlich 
Flüchtlinge aus dem Osten, die der “kommu- 
nistischen Zwangsherrschaft” entflohen wa- 
ren. Sie zu integrieren, schaffte keine inneren 
Konflikte, sondern demonstrierte “demokrati- 
sche Großzügigkeit”. 

Als immer mehr Menschen aus Ländern der 
sog. Dritten Welt indie Bundesrepublik flüch- 
teten, wurde das Asylrecht durch Gesetzge- 
bung, behördliche und polizeiliche Erlasseein- 
geschränkt, d.h. der ““Verfahrensvorbehalt” 
wurde bestimmend für die Asylpraxis. Bereits 
1975 beklagten Politiker den “‘massenhaften 
Asylmißbrauch”, geändert hatten sich aber 
nicht die Zahlen (1969 kamen etwa 11.600 
Flüchtlinge, 1970 etwa 8.600, 1974 etwa 
9.500) sondern die Herkunft der Bewerber. 
Diese Entwicklung setzte sich fort,und parallel 
dazu steigerten sich auch die restriktive Ge- 
setzgebung und die aggressiven Töne (1977 
wurden etwa 14.000 Anträge gestellt, 1979 
etwa 40.000, 1980 fast 93.000). 

Offene Einschränkungen wurden spätestens 
1978 wirksam: auflnitiativederCDU/CSUmit 
Zustimmung der sozialliberalen Regierungs- 
koalition trat das erste ‘“Gesetz zur Beschleu- 
nıgung der Asylverfahren” inKraft. Bereitsim 
August 1980 folgte die zweite “Beschleuni- 
gungsnovelle” ‚ die das Widerspruchsverfah- 
ren der abgelehnten Bewerber einschränkte, 
gekoppelt an die Maßgabe, sie schneller ab- 
schieben zu können. Im gleichen Jahr wurde 
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der Visumszwang für die Länder erlassen, aus 
denen die meisten Flüchtlinge kamen. Zu- 
gleichdientealsAbschreckung eineinjähriges 
Arbeitsverbot für Asylbewerber, das 1981 auf 
2Jahreund 1987 auf5Jahrcausgeweitetwurde. 
(Ab Januar 1991 galt dann wieder das einjäh- 
rige Arbeitsverbot, ab Juli 1991 entfiel es 
ganz.) 

Obwohl die Zahl der Flüchtlinge nach 1980 
wieder zurückging (1984 etwa 35.000) wurde 
die “Politik der Abschreckung” beibehalten. 
Im August 1982 trat eineigenständiges “Asyl- 
verfahrensgesetz” in Kraft, das aus dem Aus- 
ländergesetz ausgegliedert wurde. Es beinhal- 
tetmassive Einschränkungen fürdasLebender 
Flüchtlinge (Zwangsverteilung in die Bundes- 
länder, Sammellagerunterbringung als Regel- 
fall), erweiterte die Abweisungsgründe und 
sollte wiederum die Abschiebung beschleuni- 
gen. 

Ab 1985 stiegen die Flüchtlingszahlen wie- 
der an — auf etwa 73.000. Die Bundesregie- 
rungerklärte,daßdie “Aufnahmekapazitäten” 
jetzt erschöpft seien und machte propagandi- 
stisch Stimmung, daß immer mehr Menschen 
“nur aus wirtschaftlicher Not” kämen, sich 
aber auf politische Verfolgung beriefen. 

Anfang 1990 legte Innenminister Schäuble 
einen “Entwurf einer Flüchtlingskonzeption” 
vor, in dem er die Flüchtlinge in drei Gruppen 
einteilte: “sehr viele Wirtschaftsflüchtlinge, 
vieleGewaltflüchtlinge, wenige politisch Ver- 
folgte”. Als “Lösungsansatz”, da “aus über- 
geordneten politischen Gründen an dem Prin- 
zip der Nichteinwanderung festzuhalten ist”, 
favorisierte er ein “Regionalisierungskon- 
zept” ‚d.h.denFlüchtlingensolleeine Perspek- 
tive ineinem anderen Land angeboten werden. 


Das Asylverfahrensgesetz, das am 1. Juli 
1992 in Kraft trat, kann vorläufig als Schluß- 
punktdieser jahrelangen Entwicklung betrach- 
tet werden. Das Gesetz schreibt vor, daß 
Flüchtlinge bis zu einer ersten Entscheidung 
über ihren Antrag zwingend in Sammellagern 


(sog. Zentralen Anlaufstellen — ZAST) leben 
müssen. Die Gründe für den Asylantrag müs- 
sen unmittelbar nach der Flucht genannt wer- 
den, spätere Angaben werden nicht berück- 
sichtigt. Klagengegeneine Ablehnung werden 
aufeine Instanz beschränkt. Die Rechtsmittel- 
fristensind derart kurz,daß das Versäumen der 
Fristen offensichtlich beabsichtigt ist. Jeder 
Asylsuchende wird erkennungsdienstlich be- 
handelt. Insgesamt geht es bei diesem Gesetz 
um den Versuch, die Verfahren zu verkürzen 
undeine schnelle Abschiebungdurchzusetzen, 
denn während des Verfahrens habenFlüchtlin- 
ge ein de-facto-Aufenthaltsrecht, dürfen also 
nicht abgeschoben werden. 


Trotz all dieser Einschränkungen und Schi- 
kanen sind in den letzten Jahren die Flücht- 
lingszahlen weiterhin angestiegen: 1990 auf 
etwa 193.000; 1991 aufetwa 256.000, für 1992 
wird die Anzahl offiziell auf etwa 400.000 bis 
500.000 hochgerechnet. 


Das Ergebnis der oben beschriebenen Ein- 
schränkungen war zum einen eine drastische 
Verschlechterung der Lebensbedingungen der 
Flüchtlinge zum anderen eine immer niedrige- 
re Anerkennungsrate: wurden 1971 noch etwa 
57% anerkannt, so waren 1980 nur noch 12%, 
1989 etwa 5%; 1990 etwa 3,4%. Das heißt der 
hierlebende, in Asylverfahren anerkannte An- 
teil der Flüchtlinge, ist fast vernachlässigens- 
wert gering. Derentscheidende Teillebtin Un- 
sicherheit, als Bewerber oder auf “Duldung” 
— als de-facto-Flüchtling gemäß der Genfer 
Konvention. 


Anmerkung: 


(1)In anderen Staaten, auch in der ““Allgemei- 
nen Erklärung der Menschenrechte”, ist das 
Asylrecht in der Regel von Seiten des souve- 
ränen Staates aus formuliert, der Asyl gewährt. 
“Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Län- 
dern vor Verfolgung Asylzusuchen und zu ge- 
nießen.” Allgemeine Erklärung der Men- 
schenrechte 10.12.1948) 


gere Sicht ın der Bundesrepublik niederzulas- 
sen, war zugleich auch die Geburtsstunde der 
“Ausländerpolitik’’. Je nach Konjunktur und 
Bedarf bewegte sich diese Politik fortan zwi- 
schen den “Lösungen” rauswerfen, begrenzen 
und assimilieren. Die Souveränität des deut- 
schen Staates,denZuzugunabhängig voneinem 
Einwanderungsgesetz steuern zu können, wur- 
deals PrämissenieinFrage gestellt. InjederPha- 
se wurde der Grundsatz aufrechterhalten, daß 
die Bundesrepublik kein Einwanderungsland 
ei. 

Dies widersprach keineswegs den ökonomi- 
schen und politischen Erfordernissen, denn auf- 
rechterhalten wurde ja nur die “deutsch- völkı- 
sche Ideologie”, nicht verzichtet wurde aber 
darauf, “Ausländer” als Arbeitskräfte zu be- 
schäftigen,oder mit ihrer Geburtenrate die deut- 
sche Bevölkerungsstatistik auszugleichen. Da- 
mit wurde zugleich eine gesellschaftliche Auf- 
spaltung erreicht: Die völkische Zugehörigkeit 
zum Deutschtum wirkte sich gegenüber Nicht- 
Deutschen als absolutes Privileg für Bürger- 
rechte sowie gesellschaftiiche und soziale An- 
erkennung aus. Dagegen werden Nicht-Deut- 
sche in jeder Hinsicht diskriminiert und ausge- 
grenzt. 


Das Anknüpfen an die völkische Definition 
von “deutsch” wurde auch in den diversen Ur- 
teilen zur ““Ausländer”’gesetzgebung zum ent- 
scheidenden Argumentationsstrang. So heißtes 
in der Begründung des Bundesinnenministeri- 
ums für den 1988 vorgelegten ““Ausländerge- 
setzentwurf” ‚daßes “um dasSelbstverständnis 
der Bundesrepublik als eines deutschen Staa- 
tes’’ gehe. Einwanderung bedeute “den Ver- 
zicht auf die Homogenität der Gesellschaft, die 
im wesentlichen durch die Zugehörigkeit zur 
deutschen Nation bestimmt wird. (...) Die ge- 
meinsame deutsche Geschichte, Tradition, 
Sprache und Kultur verlöre ihre einigende und 
prägende Kraft. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land würde sich nach und nach zu einem multi- 
nationalen und multikulturellen Gemeinwesen 
entwickeln, das auf Dauer mit den entsprechen- 
den Minderheitenproblemen belastet wäre. 
Schon im Interesse der Bewahrung des inneren 
Friedens, vornehmlichaber im nationalen Inter- 
esse, muß einer solchen Entwicklung bereits im 
Ansatz begegnet werden.’ (Kommentar zum 
Entwurf für ein Gesetz zur Neuregelung des 
Ausländerrechts, Stand 1988) 


Auch ım Streit um die Einführung des kom- 
munalen WahlrechtsgiltdieGnade der deutsch- 
stämmigen Geburt als Rechtsgrundlage für den 
Ausschluß Nicht-Deutscher von bürgerlichen 
Rechten. Im Oktober 1990 erklärte das Bundes- 
verfassungsgericht das kommunale Wahlrecht 
für Ausländer für verfassungswidrig. In der Be- 
gründung desUrteilsheißtes: “Diese Vorschnift 
meint mit "Volk" das deutsche Volk. Damit er- 
faßt der Begriff des Volkes in den Gemeinden 


und Kreisen nurderendeutsche Einwohner. Das 
schließt die Gewährung eines Kommunal wahl- 
rechts an Ausländer aus." Und weiter: “Ist also 
die Eigenschaft als Deutscher nach der Konzep- 
tion des Grundgesetzes der Anknüpfungspunkt 
für die Zugehörigkeit zum Volk alsdem Träger 
der Staatsgewalt, so wird auch für das Wahl- 
recht, durch dessen Ausübung das Volk inerster 
Linie die ihm zukommende Staatsgewalt wahr- 
nimmt, diese Eigenschaft vorausgesetzt.” (FR 
13.11.90) 

Triumphierend kommentiert die FAZ die Ur- 
teilsbegründung: “Mitdiesen Urteilen sollte ei- 
gentlich die verschwommene, Grenzen verwi- 
schende, Absichten mit dem Mittel des Wortes 
fördernde Rede von den "ausländischen Mit- 
bürgern" aufhören. Dichierlebenden Ausländer 
sind Gäste — gerngeschene Gäste mit gefestig- 
ten Rechten, aber sie bestimmen nicht mit über 
das Schicksal des Volkes, das ihnen Gastrecht 
gewährt. (...) Fürserste gilt: Die Deutschen sind 
in Deutschland ’das Volk’." (FAZ 2.11.90) 

Die “Asyldebatte’’ wird zu dem Zweck ge- 
führt, diese Betonung des völkischen Deutsch- 
tums wiederzubeleben, sie als unumstrittene 
Grundlage des Staatswesens durchzusetzen. 


Abschaffung des Artikel 16 — 
nur ein Baustein in der Kanali- 
sierung der Fluchtbewegungen 


Solch ideologische Motive, die hinter der De- 
batte um das ““Asylrecht” stehen, werdeninder 
Öffentlichkeit wenig ausgebreitet. Argumen- 
tiert wird hingegen mit dem “Sachzwang”” des 
wachsenden Zuwanderungsproblems, das 
durch naturhafte Katastrophenmetaphern wie 
“Flut” und “Schwemme” zu einem Faktum 
aufgebaut wird,dasnicht mehr hinterfragbar ist. 
Es wurde bereits daraufhingewiesen, daß in der 
Geschichte der Bundesrenublik zahllose Vor- 
schriften und Gesetze eingeführt wurden, die 
dasAsylrechtde factoaußerKraftgesetzthaben. 
Ein Weg,derauchinZukunftfortgesetzt werden 
dürfte. 

Dem massiven Trommelfeuer der rassisti- 
schen Meinungsmache ist daher die Frage ent- 
gegenzustellen, was eine Abschaffung des Ar- 
tikel 16 verändern würde? Eine genauere Un- 
tersuchung dieser Frage zeigt,daßdie reale Ent- 
wicklung vonFlüchtlingsbewegungen wieauch 
ihre Kanalisierung nicht in erster Linie durch 
eine Änderung des Grundgesetzes beeinflußt 
wird. 

Sieht man sich die Entwicklung der Flücht- 
lingszahlen an, so fällt auf, daß sich die Her- 
kunftsländer verändert haben: immer mehr 
Flüchtlinge kommen aus Osteuropa, immer we- 
niger aus den typischen “Entwicklungslän- 
dern” oder Armutsregionen. Nach den Zahlen 
vom Januar bis Oktober dieses Jahres kommen 
76 Prozent aller Flüchtlinge aus Jugoslawien 
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(104.337), aus Rumänien (89.674) und aus Bul- 
garıen (22.082). Dem stehen 60.000 Flüchtlinge 
aus afrikanischen und asiatischen Ländern so- 
wicausder Türkei (einDritteldavon)gegenüber 
— das istein Anteil von lediglich 15 Prozentan 
der gesamten Flüchtlingszahl. Diese Tendenz 
verdeutlicht noch einmal, daß es einen eindeu- 
tigen Zusammenhang zwischen Fluchtgründen 
und Asylbegehren gibt. So fliehen die jugosla- 
wischen Flüchtlinge vor einem Bürgerkrieg, an 
dessen Entstehen die Politik der Bundesrepu- 
blik maßgeblichen Anteil hatte. Diese Flucht- 
gründe werden durch eine Grundgesetzände- 
rung nicht reduziert — vielmehr verspricht die 
mitder “Renationalisierung” verbundene deut- 
sche Außenpolitik vermehrt solche Fluchtgrün- 
de zu produzieren. 


Mit Abschaffung des Artikel 16 und z.B. des- 
sen Ersatz durch die Genfer Flüchtlingskonven- 
tion wäre das Individualrecht auf Asyl und des- 
sen gerichtlich einklagbarer Rechtsanspruch 
aufgehoben. Die Entscheidung darüber, wer als 
Flüchtling anzuerkennen wäre, läge damit aus- 
schließlichinder Verantwortung derExekutive, 
sprich des Behörden- und Polizeiapparats. 
Wenn ein juristischer Weg zwischengeschaltet 
ist, liegt ein Nachteil für den deutschen Staat in 
der Regel darin, daß es ein geringes Maß an 
Nicht-Berechenbarkeit geben kann. So haben 
sich z.B. Richter geweigert, in Sammellagern 
Urteile zufällen. ZudemerkennenGerichteeher 
eine höhere Anzahl Flüchtlinge an als das Bun- 
desamt. Der Unterschied relativiert sich aller- 
dings vor dem Hintergrund der sowieso mini- 
malen Asyl- Anerkennungsquoten. Ein realer 
“Nachteil” ist aus staatlicher Sicht auch, daß 
Flüchtlinge — solange ihr Verfahren vor Ge- 
richt läuft — einen Aufenthaltsstatus haben, 
sich ihre Abschiebung also dadurch herauszö- 
gert. Andererseitssind aber die Formulierungen 


. der Genfer Flüchtlingskonvention, die in Alter- 


native zum Grundgesetz diskutiert werden,teil- 
weise weitergehend als das Asylgrundrecht. So 
verbietet die Genfer Flüchtlingskonvention, 
auch bei Nichtanerkennungdes Asylbewerbers, 
daß der Flüchtling in ein Land zurückgewiesen 
wird, indem ihm Repression droht. Ein ganz er- 
heblicher Anteil der hier lebenden Flüchtlinge 
sind sogenannte de-facto-Flüchtlinge, die auf- 
grund der Genfer Flüchtlingskonvention ge- 
schützt sind. (1) Für die Abschiebung dieser 
Gruppe gäbe es auch bei Grundgesetzänderung 
keine legale Möglichkeit. 


Zu einem ähnlichen Ergebnis kam auch eine 
Studie, die von der Justizministerin Leutheus- 
ser-Schnarrenberger vorgestellt wurde: “Unab- 
hängig von jeder Grundgesetzänderung wird 
Deutschland durch internationales Recht ver- 
pflichtet bleiben, für jeden Asylsuchenden ein 
Prüfungsverfahren durchzuführen. Listen von 
Ländern, in denen politische Verfolgung von 
vornherein ausgeschlossen wird und von deren 
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Bürger daher keine Asylanträge entgegenge- 
nommen werden, sind unzulässig.” 

Die Änderung des Asylrechts, so die Mittei- 
lung aus dem Justizministerium, kann also das 
angestrebte Ziel — umgehende Abschiebung 
der Flüchtlinge zumindest aus bestimmten Län- 
dern — nicht ermöglichen. Dennoch ist von al- 
lengroßen Parteien gerade dieses Ziel anvisiert. 
Die CDU/CSU fordert deshalb dıe Einführung 
von “Länderlisten”, der SPD-Parteitagsbe- 
schlußbegnügtsichderzeitnochdamit, fürdiese 
Flüchtlinge beschleunigte oder vereinfachte 
Verfahren einzufordern. (2) Vollständig kann 
dieses Ziel jedoch nur erreicht werden, wenn 
weitere “Hindemisse”, wie die Gültigkeit der 
Genfer Flüchtlingskonvention, aus dem Weg 
geräumt werden. Derzeit beginnen im Europa- 
parlament im Rahmen der EG-Harmonisierung 
die Verhandlungen über eine gemeinsame eu- 
ropäische Asyl- und Einwanderungspoltik. Die 
Abschaffung des Artikel 16 erweist sich auch 
vor diesem Hintergrund faktisch als nur ein 
Schnitt unter vielen. 


“Asyldebatte” und Rechtsent- 
wicklung 


Die auf Grundgesetzänderung konzentrierte 
“Asyldebatte’’zieltalsonurim Nebeneffektauf 
konkrete Ergebnisse, erreicht dagegen vor al- 
lemeine beschleunigte ideologische Rechtsent- 
wicklung. Antisemitismus und Rassismus sind 
strukturierend für die deutsche Gesellschaft, 
wurden wachgehalten und sind abrufbar. Daß 
ein breites Kollektiv jetzt bereit ist, beides zu 
diesem Zeitpunkt in Gewalt umzusetzen, daß 
diese Aktionen Zulauf und Zustimmung erfah- 
ren,ist nicht zufällig und nicht spontan entstan- 
den. 

Die Änderung des Asylparagraphen im 
Grundgesetz wurde von Kanzler Kohl und dem 
damaligen Innenminister Schäuble im Septem- 
ber desletzten Jahreszudem Zeitpunkt offensiv 
in die öffentliche Debatte gepuscht, als die Ge- 
waltaktionen und rassistischen Angriffe gegen 
Flüchtlinge und “anders” aussehende Men- 
schen mit dem Angriffaufdas Ausländerwohn- 
heim in Hoyerswerda einen ersten Höhepunkt 
erreichten. Die “Debatte” wird seitdem aus- 
nahmslos von allen Politikern mit dem Ziel ge- 
führt, nicht den Rechtsextremismus oder den 
täglichen Rassısmus als Problem zu definieren, 
sondern die “besorgniserregende Entwicklung 
der Asylbewerberzahlen”. Eine breite Stim- 
mung der Akzeptanz in der Bevölkerung für die 
Anschläge — oder zumindest für deren Ziel: 
“Ausländer raus” — wurde so stabilisiert, der 
öffentliche Diskurs dadurch immer weiter nach 
rechts verschoben. 

Auch ın der SPD hatten zu diesem Zeitpunkt 
führende Poltiker— z.B. Willy Brandt und Hel- 
mut Schmidt — einen betont nationalen, völ- 


kisch argumentierenden Kurs eingeschlagen. 
Dennoch war die Partei, zumal an der Basis, auf 
ein solches Politikmuster noch nicht einge- 
schworen — was sich u.a. im Festhalten an der 
Position ausdrückte, den Asyl-Grundrechtspa- 
ragraphen 16 erst im Zuge einer EG- Harmoni- 
sierung zu verändern. 

Mitdem Ziel, eine Zwei-Drittel-Mehrheit für 
eine kurzfristige Grundgesetzänderung durch- 
zusetzen, inszenierte die CDU/CSU eine popu- 
listische Kampagne, durch die die SPD aufden 
nationalistischen Zug gezwungen werden soll- 
te. Die Mobilisierung des rassistischen Mobs 
funktioniertebestens: PogrominRostock-Lich- 
tenhagen, das einhellige Vorgehen der Klein- 
stadt Goldberg/Mecklenburg gegen die Ein- 
richtungeinerFlüchtlingsunterkunft,derSchul- 
streik in Hamburg-Ohlstedt gegen Container 
auf einem Schulhof sowie unzählige ähnliche 
Aktivitäten können und müssen als Bestandteil 
einer auch inszenierten Kampagne begriffen 
werden. 

Zwei Beispiele fürdiegezielte Anheizungdes 
Mobs durch CDU/CSU: Im September 1991 
wandte sichderdamaligeCDU Generalsekretär 
Rühe in einem Schreiben an die kommunale 
Ebene, die für die Unterbringung der Asylbe- 
werber verantwortlich ist. Er forderte dazu auf, 
in den entsprechenden Gremien, die Grundge- 
setzänderung zum Thema zu machen. Dies war 
vor allem an die SPD Kommunalpolitiker ge- 
richtet, die aufgefordert wurden, ihre Führung 
“zur Vernunft zu bringen”. Beigefügt sind dem 
Anschreibendiverse “Mustervorlagen” mitAr- 
gumentationen, Resolutionen, Presseerklärun- 
gen etc. 

Im Oktober startete die CSU in Bayern eine 
Anzeigenkampagne gegen die Verteidigung 
desArtikels 16. UnterderÜberschrift “Dieewig 
Gestrigen” werden “dem Volk” dieNamen von 
SPD- und FDP-Politikern bekanntgegeben, die 
sich gegen eine Änderung des Grundgesetzes 
aussprechen. Es folgt die Frage: “Ist Ihr Volks- 
vertreter dabei? Dann sollten Sie sich das mer- 
ken bis zur nächsten Wahl.” 


Der Druck aufdie SPD führte schnell inRich- 
tung desgewünschtenErgebnisses—zudenPe- 
tersberger Beschlüssenim August92undzuden 
noch darüberhinaus reichenden Forderungen 
von Lafontaine. Nach den Parteitagen der FDP 
im Oktober und der SPD im November gibt es 
in der Bundesrepublik eine große Koalition für 
die Änderung des Grundgesetzes. SPD-Bun- 
desgeschäftsführer Blessing faßte zusammen: 
“Miteinem JazurGrundgesetzänderung betrei- 
be man keine Anpassung an die CDU, sondern 
eine Anpassung an die Realität.’ Diese “Rea- 
lität” aber wurde und wirdauch durch dieimmer 
zahlreicherwerdenden “Populisten” inderSPD 
hergestellt: Lafontaine fordertdieGrundgesetz- 
Radikallösung, Schmidt geißelt die Überfrem- 
dung und Kronawitter spricht gar vom drohen- 
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den “Bürgerkrieg”, wenn die Flüchtlinge nicht 
schnell und effektiv ausgesperrt würden. 

Wie man es dreht und wendet — bei allen of- 
fiziellen Politiker- Bedenken, daß möglicher- 
weise durch rechtsradikale Ausschreitungen 
auch das Gewaltmonopol des Staates außer 
Kraft gesetzt wird; bei allen Bedenken, daß das 
“deutsche Ansehen” im Ausland Schaden er- 
leidet: die Ausschreitungen wurden von Politi- 
kern quer durch die großen Parteien gem gese- 
hen. Die forcierte “Asyldebatte” von oben und 
der rassıstische Mob auf der Straße hatten ein 
gemeinsames Ziel: (schlechte) Ausländer raus! 
Erst — so die Argumentation — wenn der 
“Asylmißbrauch” beseitigt sei, würde es gelin- 
gen, den Rechtsradikalismus einzudämmen. 
Angestrebt wird, daß die Grenzen gegenüber 
Flüchtlingen noch dichter abgeschottet werden, 
daß legal oder illegal einreisende Flüchtlinge 
schnell und ohne rechtliche Hindemisse abge- 
schoben werden können. Wie erfolgreich dieser 
Wegsein wird, dem u.a. die Existenz der Genfer 
Flüchtlingskonvention entgegensteht, wie er- 
presserisch Deutschland mit seinen Nachbar- 
staaten umgehen kann, wieviel Rücksicht auf 
das Ansehen im Ausland genommen werden 
muß, wie rücksichtslos im Kontext von Groß- 
deutschland Ansprüche vorzubereiten und 
durchsetzbar sind, darüber laßt sich derzeit nur 
spekulieren. 

Die AbschaffungdesGrundrechtsauf Asyl ist 
einer von vielen Schritten aufdem Wege dahin. 
Weitere Angriffe auf die Genfer Flüchtlings- 
konvention und die Europäische Konvention 
zum SchutzderMenschenrechte werden folgen, 
Versuche von Deutschland aus neue — rechte 
— Normen für Europa zu setzen. Aber eines ist 
sicher: der Weg im Inneren für eine solche in- 
ternationale Machtpolitik Deutschlands wird 
durch eine völkische nationalistische Mobili- 
sierung geebnet — und die ““Asyldebatte” hat 
daran maßgeblich Anteil. 


Gabriele Becker 


Anmerkungen: 

(1) Nach der Genfer Flüchtlingskonvention, 
der Europäischen Menschenrechtskommis- 
sion und den Artikeln 1 und 2 der Grundge- 
setzes ist die Bundesrepublik verpflichtet, die- 
se Flüchtlinge zu dulden, auch wenn ihr Asyl- 
antrag abgelehnt wurde. 1988 lebten in der 
BRD 800.000 Flüchtlinge, davon waren 
200.000 Asylbewerber, 240.000 anerkannte 
Flüchtlinge und deren Angehörige und 
300.000 sog. de-facto- Flüchtlinge. Die sog. 
de-fakto-Flüchtlinge machen etwa 30 bis 40 
Prozent aller Flüchtlinge aus. 

(2)DieCSU willden Rechteweg durch 80g.Be- 
schwerdeausschüsse ersetzen, die CDU 
schlägt vor, daß die abgewiesenen Asylbe- 
werber ein Gerichtsverfahren von jenseits der 
Grenze betreiben. Die SPD hält derzeit noch 
am individuellen Grundrecht fest, den Rechts- 
weg will sie den Asylbewerbern offen halten 
d.h. keine pauschale Abweisung, sondem ein 
beschleunigtes Abschiebeverfahren. 
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“Nation ohne Territorium” " 


Roma sind schuld, wenn Deutsche Faschisten werden. 


Roma waren das AngrifiszieldesRostocker Po- 
groms. Sie und alleanderenhierlebenden Roma 
und Sinti sahen sich mit massiver Hetze und 
Ausgrenzung konfrontiert, die sie als absoluten 
Gegensatz zum Deutschen aufbaute. 


Die Besorgnis um das “Ansehen Deutsch- 
lands im Ausland” hinderte Politiker nicht dar- 
an, sich in diffamierendster Weise zu den Ro- 
stocker Angriffen zu äußern: die Pogrombürger 
wurden in Schutz genommen; ihnen wurde eine 
“Problemlage” attestiert, die durch die Nach- 
barschaft mit den Roma provoziert wurde; ähn- 
liche Bevölkerungsaktionen überall dort, wo 
Roma leben, wurden prophezeit. Der christde- 
mokratische Ministerpräsident Mecklenburg- 
Vorpommerns, Seite,erklärte: “”WennSieSinti 
und Roma nach Bonn schicken würden, in be- 
stimmte Viertel, zu bestimmten Leuten, dann 
wäre das Problem in ein paar Tagen ge- 
löst.’”’(Der Spiegel, Nr.37, 7.9.92), und der 
Schweriner Landtag sprach von “kriminellen 
Zigeuner, die in Rostock auf der Wiese kam- 
piertunddasUmfeld verunreinigt’”hätten.(FR, 
3.9.92) Seite machte deutlich, um welches 
“Problem” es (ihm) geht: Sinti und Roma aus 
Deutschland rauszuhalten. 


Aufallen Ebenender Gesellschaft verankerte 
sichdie Überzeugung, daß die Anwesenheit von 
Romazwangsläufigzu Ablehnung, Haß und Po- 
gromstimmung führen würde, und die Kieler 
DVU konnte sich auf diese allgemeine rassisti- 
sche Haltung beziehen. Sie forderte Regie- 
rungsmitglieder und Abgeordnete desLandtags 
auf, “die von den Rostocker Krawallen betrof- 
fenen Asylbewerber, "insbesondere Zigeuner’, 
in ihren Wohnungen aufzunehmen. Dies gelte 
vor allem für jene Politiker, die Deutschland als 
Einwanderungsland erklärten”. (FR, 9.9.92) 
Über die Mobilisierung aller rassistischen Kli- 
schees, die Roma betroffen können, wurden sie 
als die Gruppe definiert, der der Zugang nach 
Deutschland mit allen Mitteln verwehrt werden 
soll. 


Vergeblich versuchte Romani Rose, der Vor- 
sitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und 
Roma, öffentliche Distanzierungen von den 
obersten Repräsentanten dieses Staats zu der 
Hetzkampagne zu erwirken; in einem Offenen 
Brief an den Bundeskanzler protestierte er ge- 
gen die “öffentliche Verteufelung der rumäni- 
schen Flüchtlinge im Zusammenhang mit den 
Gewaltüberfälien in Rostock, Cottbus, Dres- 
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den, Leipzig, Augsburg und anderen Städten” 
und gegen die ““Pauschal-Diffamierungen” 
durch die Politiker. (FR, 3.9.92) 

Romani Rose und seine Organisation wurden 
nicht zur Beteiligung an der großen Schau deut- 
scher Betroffenheit, der Weizsäcker-Demo am 
8.11. in Berlin, eingeladen. 


“Ordnung und Sauberkeit” 


Angriffe und Brandanschläge, Pogrome und 
Morde werden gegen alle Flüchtlinge, Immi- 
grantInnen oder anders ausschende Menschen 
verübt. DieideologischenMusteraber,dieinder 
Propaganda benutzt werden, stellen eine Hier- 
archisierung der rassistisch diskriminierten 
Minderheiten her, in der die Roma ganz unten 
stehen. Während in der eigentlichen ’Asylde- 
batte’ der sogenannte “Mißbrauch” indenMit- 
telpunkt gestellt wird, findet gegen die Roma 
eine regelrechte Kampagne statt. Wie ist dieser 
besondere Haß, diese besondere Hervorhebung 
zu erklären? 

Roma und Sinti sind von einer spezifischen 
Art des Rassismus betroffen, der in seinen Me- 
chanismeneherdem Antisemitismus vergleich- 
bar ist. Ihre jahrhundertealte Existenz als Min- 
derheit in Deutschland (und in Europa) und die 
Besonderheit,daßihre Gemeinschaften nicht in 
einem Nationalstaat verfaßt sind, sind grundle- 
gende Elemente dafür, daß “Zigeuner” zueiner 
Art ““Gegenrasse” konstruiert werden, über die 
sich die betont völkische Definition von ’deut- 
scher Nation’ vollzieht. 

Zu einer solchen ‘“Gegenrasse” erklärte der 
nationalsozialistische Antisemitismus die Ju- 
den, denen zusätzlich die Qualität des “Über- 
menschen”, der “Weltverschwörung”, zuge- 
wiesen wurde. Auch die “Zigeuner” galten als 
“Gegenrasse”, allerdings mit der zusätzlichen 
Qualität des “Untermenschen”, an deren Aus- 
grenzung und Vernichtung sich die “Volksge- 
meinschaft” konstituierte. Wenn heute die Pro- 
pagierung völkischer Denkweisen einerseits 
und die besondere Hetze gegen die Roma und 
Sinti andererseitszusammentreflen, istdaskein 
Zufall: zu auffällig ist, wie ihnen der extreme 
Gegensatz zu den als deutsch geltenden ““Tu- 
genden” wie Ordnung, Ehrlichkeit, Fleiß und 
Sauberkeit zugeschrieben wird. 

Diese Kampagne hat nicht erst mit, Rostock 
begonnen, sondemnschon 19% ‚alsderdamalige 


Kanzlerkandidat Lafontaine seine (noch spek- 
takuläre) Propagierung der Länderlisten mit. der 
schnell anwachsenden Flüchtlingsgruppe der 
Romaundder wachsenden Pogromstimmungin 
der deutschen Bevölkerung (besonders: Hagen, 
NRW) begründete. Der damals mit dem Auf- 
reißertitel “Die Zigeuner” erschienene ““Spie- 
gel” Nr.36, 3.9.90, operierte bereits mit densel- 
ben ideologischen Bildern, an die nach Rostock 
von Medien und Politikern wieder angeknüpft 
wurde: Lärm, Schmutz, Bettelei, Diebstahl, das 
“Sozialverhalten der Fahrensleute” sei die 
“Hauptursache für die Zigeuneraversionen von 
Bürgern wie Behörden”, noch dazu “soll bei 
Roma, die nach Deutschland ziehen, die tödli- 
che Immunschwäche Aids diagnostiziert wor- 
den sein” (Spiegel 36/90) — ein sprechendes 
Symbol für die Bedrohung der deutschen Vor- 
stellung von Kultur und Zivilisation, die mit 
Roma assoziiert werden soll, und für den Ver- 
nichtungswillen, der aus der Gleichsetzung 
spricht. | 

Daß diese MusterdesGegenbildsauchbeider 
intellektuellen “Elite” Deutschlands verankert 
sind, zeigte die (mittlerweile auf Protest einge- 
stampfte) Studie des Wissenschafliers Wolf 
Oschlies. In geinem “Bericht des Bundesinsti- 
tuts für Ostwissenschaftliche Studien 
Nr.33/1992" bezeichnete er rumänische Roma 
als ”’arme, unterprivilegierte und wenig zivili- 
sierte Neuankömmlinge" ohne “Kulturzeug- 
nisse” ‚die “hier das öffentliche Leben mit Bet- 
telei, Verbrechen, Prostitution und Asozialität 
(..) belasten”. 


Die meisten dieser ideologischen Bilder be- 
ruhen auf (ur)alten rassistischen Einstellungen 
gegenüber Roma und Sinti und mobilisieren 
(ur)alteIrrationalitäten. Im Oktober 1992 hatten 
sich in Jork (bei Hamburg) Geschäftsleute, die 
sicher nicht der Schwarzen Magie anhängen, 
dazu entschlossen, Reisigbesen (auch ein Sym- 
bol für die “Sauberkeit” der Deutschen und den 
“Schmutz” der Roma) vor ihre Geschäfte zu 
stellen, um Roma und Sinti vom Betreten ihrer 
Ladenabzuschrecken. So wiediese alten Muster 
reaktiviert wurden, wurden auch alte Umgangs- 
weisen wieder selbstverständlich: Roma sind 
immer eine Gruppe, niemals Einzelpersonen, 
gegen Roma gilt Sippenhaft, Roma sind eine 
Gruppe, über die gesprochen wird, über deren 
Schicksal von irgendwelchen oberen Stellen 
entschieden wird, die unter ““Sondergesetze” 
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(so bezeichnete BeateKlarsfelddasAbkommen 
mit Rumänien) fallen. 


Flüchtlingsbekämpfung 


Nur einen Monat nach den Rostocker Angriffen 
wurde ein Abkommen zwischen Deutschland 
und Rumänien geschlossen, das es erlaubt, ver- 
meintlich rumänische Flüchtlinge (Illegale und 
abgelehnte Asylsuchende) auch dann nach Ru- 
mänien abzuschieben, wenn sie kein Ausweis- 
papier besitzen, d.h. auch wenn ihre Staatsan- 
gehörigkeit nicht zweifelsfrei feststeht. Im Vor- 
wege war ein “Rückkehrförderungs- und Rein- 
tegrationsprogramm zugunsten rumänischer 
Asylantragsteller”’ in Höhe von 30 Mio. DM 
über 3 Jahre vereinbart worden, das die rumä- 
nische Regierung wohl davon überzeugen soll- 
te, auch das zweite Abkommen zu unterzeich- 
nen. (Bisher hatte Rumänien sich geweigert, 
Flüchtlinge ohne geklärte Identität aufzuneh- 
men.) Anfang November folgte ein ähnliches 
Abkommen mit Bulgarien, Verhandlungen lau- 
fen mit Rest-Jugoslawien und der CSFR. Diese 
Abkommen, die in der internationalen Presse 
weithin als “Deportations-Abkommen” be- 
zeichnet wurden, ermöglichen es, Roma- 
Flüchtlinge, die zumgrößten Teil keine Papiere 
haben, nach kürzester Zeit (nach Ablehnung ih- 
rer Asylanträge im Schnellverfahren) aus 
Deutschland abzuschieben, selbst wenn die 
Konstruktion der Länderlisten “verfolgungs- 
freier Staaten”, zu denen die Hauptherkunfts- 
länder der Roma zählen sollen, nicht durchge- 
setzt werden sollte. Durch die Verträge besteht 
aber auch die Gefahr, daß die Grauzone der 
Halblegalität, in der die BGS-Grenzer an den 
polnischen und tschechoslowakischenGrenzen 
ohnehin operieren, erweitert wird und rumäni- 
sche und bulgarische Flüchtlinge zurückge- 
schoben werden, bevor sie einen Antrag stellen 
konnten (vgl. dazu taz, 30.10.92). 

Als weitere Steigerung der Flüchtlingsab- 
wehr lancierte Innenminister Seiters die Über- 
legung, die Grenztruppen an den Grenzen nach 
Polen und zur CSFR durch Bundeswehrsolda- 
ten zu verstärken (FR, 23.11.92). Obwohl auch 
dieser Vorstoß verfassungsmäßig nicht abgesi- 
chert ist — dazu müßte die Behinderung von 
Flüchtlingen bei der Einreise als ““Verteidi- 
gungsauftrag” definiert werden —, könnte das 
die nächste Offensive bei der Errichtung der 
“Festung Deutschland” sein. 


Deportation nach Osteuropa 


Daß die Roma ın Rumänien, Bulgarien, Ex-Ju- 
goslawien, in abgeschwächter Form in Polen, 
Ungarn und der CSFR diskriminiert wurden und 
werden, daß sie nicht als Minderheit anerkannt 
werden oder ihre Minderheitenrechte nıcht aus- 


formuliert werden, daß sie am Rande des Exı- 
stenzminimums leben müssen, daß sie, beson- 
ders in Rumänien, Opfer von Pogromen sınd, 
wird nichternsthaft bestritten. Karın Reemtsma 
von der “Gesellschaft für bedrohte Völker” be- 
richtet in ihrer Untersuchung über Rumänien 
von 20 bekanntgewordenen Pogromen ın den 
letzten zwei Jahren, deren Ziel immer die voll- 
ständige Vertreibung der Roma gewesen sei 
(dokumentiert in: FR, 3.9.92), die “Zeit” vom 
18.9.92 zählt “20, vielleicht 25 solcher blutigen 
Vertreibungen (...) im vergangenen Jahr”. 
“Eindeutig”, so der “Spiegel” Nr.37, 7.9.92, 
“gehörendieZigeunerzuden VerliererndesZu- 
sammenbruchs der kommunistischen Regime” 
und seien einer “immer gewalttätigeren Welle 
von Rassismus und Nationalismus ausgesetzt ””. 
Rudko Kawczynski, Vorsitzender der Rom & 
Cinti Union Hamburg und einer der Vorsitzen- 
dendes Europäischen Romaparlaments, spricht 
voneiner “furchtbaren Verfolgungswelleinden 
ehemaligen sozialistischen Staaten Osteuro- 
pas”, von“KristallnachtinjedemkleinenDorf” 
(taz, 29.8.92). 

Bestritten wird,daß Romainosteuropäischen 
Ländern von staatlicher Seite verfolgt werden 
— dasistindenengen Grenzen des bestehenden 
deutschen Asylrechts die Grundlage für die Ab- 
lehnung ihrer Asylanträge und damitdieGrund- 
lage für die massenhafte Abschiebung infolge 
der neuen Abkommen. 

Tatsächlich scheint eine organisierte staatli- 
che Verfolgung der Roma schwer nachzuwei- 
sen zu sein (so wird auch der rumänische So- 
ziologe Nicolae Gheorghe, selbst ein Rom, in 
der “Zeit” vom 18.9.92 zitiert: “”Offiziellkeine 
Verfolgung.’”), obwohl sich Repräsentanten 
von Staat und Kirche (Bürgermeister und Prie- 
ster) selbst als Initiatoren an den Pogromen be- 
teiligen und sich bis heute niemand vor Polizei 
oder Staatsanwaltschaft fürseine Mittäterschaft 
verantworten mußte. Faktisch sind Roma also 
Vogelfreie. 


Keine Minderheitenrechte für 
Roma und Sinti in Deutschland 


Deutschland hat es immer abgelehnt, Konse- 
quenzenaus seiner historischen Verantwortung 
gegenüber den Roma und Sinti abzuleiten. 
Bereits mit der Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofs über Entschädigungsleistungen 
für vom Nazifaschismus verfolgte Roma und 
Sinti wurde der Grundstein für die Fortschrei- 
bung rassistischer Behandlung gelegt. 1956 be- 
fand der BGH, daß von einer Verfolgung der 
Roma und Sinti aus rassistischen Gründen erst 
ab März 1943 gesprochen werden könne; De- 
portation, Lagerhaft, Zwangsstenilisation, Ver- 
stümmelung und Tod vor diesem Datum seien 
als ““sicherheitspolitische Maßnahme” anzuse- 


hen (und folglich nicht entschädigungsfähig). 
Von bundesdeutschen Gerichten war meist er- 
folgreich versucht worden, konkrete Maßnah- 
men gegen Roma und Sinti vor 1943 als krımi- 
nalpolizeiliche Prävention darzustellen. Erst 
1963 erfolgte eine (teilweise) Revision dieses 
Urteils, als viele der Verfahren schon abge- 
schlossen waren. 

Denhierlebenden Roma und Sinti verweigert 
die Bundesregierung systematisch die Aner- 
kennung als Minderheit und der Minderheiten- 
rechte. Seit Jahren blockiert die BRD Projekte 
des “Europäischen Sozialfonds zur Förderung 
der Zigeuner in der Bundesrepublik Deutsch- 
land”’ (siehe: Bericht des Untersuchungsaus- 
schusses Rassismus und Ausländerfeindlich- 
keitimEP, veröffentlicht 23.7.90),erstim März 
dıeses Jahres stimmte der deutsche Vertreter in 
der UN-Menschenrechtskommission gegen 
eine Resolution zum Schutz der Roma: erstens 
gäbe es keine Minderheit der Roma und Sinti in 
Deutschland, zweitens könnte die in der Reso- 
lution formulierte Verpflichtung der Regierun- 
gen, den “Schutz’’ und die “Sicherheit” zu ge- 
währleisten, als Zahlungsverpflichtung ver- 
standen werden. (vgl. FR, 6.3.92) 

Eine Anerkenntnis der Besonderheiten der 
Roma-Kultur und der Besonderheit der Verfol- 
gung und Diskriminierung ihrer Menschen — 
wofür Deutschland eigentlich prädestiniert ge- 
wesenwäre — würde auchdasBewußtseinnach 
sichziehen,daßeineigenständigesAufenthalts- 
recht für Roma und Sinti, das die Asylantrag- 
stellung überflüssig macht, geschaffen werden 
muß. Deutschland hat sich aber für die andere 
Prädestination entschieden, nämlich den Tradi- 
tionsstrang der Ausgrenzung und des Gegen- 
bilds zum Deutschen wiederaufzunehmen. So 
sind die aus Osteuropa flüchtenden Roma mit 
rassistischer Ausgrenzung und Haß durch die 
Bevölkerung und einer Flüchtlingspolitik kon- 
frontiert, die alle Möglichkeiten zu ihrer Ab- 
schiebung sucht. 


Ingrid Timm 


(1) Der Roma National Congress fordert die 
Anerkennung der Roma als “Nation ohne Ter- 
ritorium". Damit würde ihnen ermöglicht, sich 
auf die Genfer Flüchtlingskonvention zu be- 
rufen. 
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Antisemitismus und Revisionismus 


Durch den öffentlich sichtbaren Antisemitis- 
mus wird die Tatsache, daß Jüdinnen und Juden 
hier leben, ins Bewußtsein der nicht-jüdischen 
Deutschen zurückgeholt. Fast hatten sie ihre 
“jüdische Frage” inderInszenierung verordne- 
terSchuldbekenntnisse öffentlichkeitswirksam 
bearbeitet, das museale Erinnern als Totstellre- 
flex aufdiedeutsche Geschichte geübt, ihre rou- 
tinierte Zerknirschheit und glatt abgespulte Be- 
troffenheit in Anbetracht der schweren, unbe- 
wältigbaren Erinnerungen unter Beweis ge- 
stellt. 

Fast, aber nur fast, sollte der so hart ““erarbei- 
tete” Schlußstrich, die ritualisierte Gedenk- 
stundenabsolution gelingen. Wenn da nicht 
“das Gespenst des Antisemitismus” wäre, ‘‘die 
Schatten der Vergangenheit”, die “ewig mah- 
nenden Juden’. Die überraschende Überra- 
schung der Regierenden und das überraschende 
Entsetzen der Teile der Bevölkerung, die die 
Trauer und Eninnerung an die Verbrechen des 
NS-Faschismus nicht nur den Überlebenden 
undderenNachkommenüberlassenhat,hältden 
Mythos immer noch aufrecht, der da lautet: 
Nach 1945 fiel die neue Demokratie vom Him- 
mel, die den ““Unrechtsstaat” ablöste und Fa- 
schismus und Antisemitismus hat es seitdem 
nicht mehr gegeben. Abgesehen von den paar 
alten NPDiern und ewiggestrigen Männern in 
dunklen Hinterzimmern, die inihren grausigen, 
jedoch bedeutungslosen Erinnerungen schwel- 
gen ... 


Brandaktuelles 


Zwei Tage nachdem BeginndeserstenPogroms 
in der Nachkriegsgeschichte Deutschlands in 
Rostock versuchen Neonazis in Berlin das 
Denkmal für die deportierten Berliner Jüdinnen 
und Juden an der Putlitz-Brücke zu sprengen, 
die Gedenkplatte zerbirst. Die später festge- 
nommenen Täter begründen den Anschlag da- 
mit, daß sie “was gegen Ausländer und Juden 
machen wollten”. (1) 

Eine Serie vonSchändungen jüdischer Fried- 
höfe ım ganzen Land beginnt, die mit der Zeit 
um 1990 verglichen werden kann. Stuttgart, 
Berlin, Karlsruhe, München, Wuppertal... 
Drohbriefe, Terroranrufe, Einschüchterungs- 
versuche gegen jüdische Gemeinden und Ein- 
zelpersonen nehmen zu, Aktivitäten der Ge- 
meinden müssen unter Dauerpolizeischutz 
durchgeführt werden. (2) 

Israels Ministerpräsident Itzhak Rabın be- 
sucht Mitte September die Bundesrepublik. Er 
warnt ın der Gedenkstätte des chemaligen Kon- 
zentrationslagers Sachsenhausen eindringlich 
vor dem Wiedererstarken der neofaschistischen 
Kräfte und ruft die Regierung und die Bevölke- 
rung zu Zivilcourage und entschlossenem Han- 
deln auf. Auch der Besuch des Berliner Denk- 
mals an der Putlitzbrücke steht auf seinem Pro- 
gramm. Zeitungen und auch der Tagesthemen- 
sprecher U.Wickert kündigen Rabins Stellung- 
nahme zur Entwicklung in Deutschland unter 
dem Motto: “Die Juden lesen uns die Leviten” 
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an. Nach dem Staatsbesuch berichteteine kleine 
Zeitungsmeldung, daß die Staatskarosse mit ei- 
nem Hakenkreuz beschmiert worden ist. (3) 

Ignatz Bubis, der neugewählte Vorsitzende 
des Zentralrats der Juden in Deutschland, ver- 
urteilt die Asyldebatte und fordert die Politik, 
Polizei und Justiz auf, mit aller Härte gegen die 
Überfälle aufFlüchtlinge und Flüchtlingsunter- 
künfte vorzugehen. Der Streit um die Grundge- 
sotzänderung sei ein “Nebenkriegsschauplatz” 
und laufe auf “ein Handeln gegen die Opfer” 
hinaus. In zahlreichen Interwiews nimmt er zur 
aktuellen Situation Stellung. Seit Monaten ver- 
säumten Politiker und Staatsanwälte, gegen die 
rassistischen Gewalttäter vorzugehen. Manch- 
mal könne der Eindruck entstehen, daß die Re- 
gierung die jetzige Situation gewollt provoziert 
habe. Er benenntden Zusammenhang zwischen 
Rassismus und Antisemitismus und wart da- 
vor, daß Juden wieder auswandern müßten. Die 
Bundesregierung weistdie‘“Vorwürfe’’ zurück. 
Sie brauche sich nicht vorhalten zu lassen, daß 
sie etwas versäume, kontert Regierungsspre- 
cher Dieter Vogel. (4) 

Die TäterdesBrandanschlagsaufdiejüdische 
Baracke des ehemaligen KZ Sachsenhausen 
zielen bewußt und direkt. Als eine Aktion zur 
aktiven Spurenbeseitigung dokumentiert er 
schonungslos, daß den Tätern der offizielle ra- 
sante Kursder Umschreibung der deutschen Ge- 
schichte noch zu langsam geht und daß der 
Schlußstrich wörtlich zu nehmen ist, im Sinne 
von: kein Stein soll auf dem anderen bleiben, 
der die Erinnerung an den Faschismus bewahrt 
und erwecken könnte. Der Ort der nationalso- 
zialistischen Verbrechen soll beseitigt werden, 
die Opfer, die Überlebenden öffentlich verletzt 
und gedemütigt und ins unsichtbare Aus ge- 
drängt. Das mit dem Verbrennen der Orte der 
Erinnerung die Erinnerung nicht verbrannt wer- 
den kann — diese Realität steht wieder im öf- 
fentlichen Raum. Der Außenminister eilt nach 
drei Tagen vor Ort, um den Ruf Deutschlands 
in der Welt zu retten; wo das Staatsoberhaupt 
Kanzler Kohl bleibt, fragen sich nicht nur US- 
amerikanische Zeitungen. (5)InKohls späterer 
Stellungnahme wird der Antisemitismus mit 
keinem Worterwähnt und wird sich nicht schüt- 
zend vor die hier lebenden Jüdınnen und Juden 
gestellt. 

Der Brandanschlag auf das Krematorıum des 
ehemaligen KZ Ravensbrück wird tagelang auf 
Grundeiner Nachrichtensperre nicht publik (6), 
dadie britischeQueen nach Dresden kommt und 
aufgefordert wird, sich für die Bombardierung 
Dresdens 1944 zu entschuldigen. Die Meldung 
über den Anschlag vor den zahlreichen interna- 
tionalen Journalistinnen könnte dem Ansehen 
Deutschlands schaden. 

Die Verwüstung einer Gedenkstätte für KZ- 
Häftlinge aus einem Außenlager von Dachau 
und die Schändung des Friedhofs in der Nähe 
von Überlingen führt zuspontanen Solidaritäts- 
kundgebungen vor Ort für die Opfer des Natio- 
nalsozialismus. Die Zerstörung jüdischer Fried- 
höfe und Gedenktafeln geht täglich weiter, die 


Meldungenhierübersind kleinundbeiläufigauf 
den hinteren Seiten der Zeitungen. 


Am 19.11. besucht eine seitlangem vorberei- 
tete Delegation französischer Juden (7) Ro- 
stock. Eine Gedenktafel für die Opfer des Na- 
tionalsozialismusmiteiner Stellungnahmezum 
aktuellen Pogrom kann am Rostocker Rathaus 
nicht dauerhaft angebracht werden. Die Aktion 
zielt auf das Erreichen einer breiteren Öffent- 
lichkeit über das Deportationsabkommen zwi- 
schen Deutschland und Rumänien, dasgrößten- 
teils Roma und Cinti betrifft und ab 1.11.92 in 
Kraft tritt. Unter massivem Polizeieinsatz wer- 
den die Jüdinnen und Juden festgenommen, re- 
gistriert, die Mehrzahl wird erst nach Stunden 
freigelassen; drei bleiben in Haft unter der Be- 
dingung des gemeinsamen Hofgangs mit Nazis 
undder Aufforderung, doch vorheriihre Kappen 
abzulegen,dadas Tragendie Rechten provozic- 
ren könne. Nach neun Tagen werden sie freige- 
lassen. 


Ignatz Bubis, der sicherst am 1.10. von Lum- 
mer beschimpfen lassen mußte für seine Posi- 
tion des Erhalts des Asylrechts (8), ohne daß 
Lummer wegen seines konstruierten Gegensat- 
zeszwischenBubisundden Deutschen, einklas- 
sisches antiscmitisches Muster, zurücktreten 
mußte, fährt nach Rostock. Beim Presseemp- 
fang, gedacht zur Restaurierung des Rostocker 
Images, fragt ihn der CDU-Parlamentarier 
Schmidt nach seiner “eigentlichen Heimat Is- 
racl” und transportiert das Mustererneut: Deut- 
sche und Juden. Juden sind keine Deutschen, 
können für Deutsche keine Deutschen sein. (9) 
Dieser Eklat, der für Bubis Alltag ist, führt zum 
Rücktritt von Schmidt. Dabei wird das weitver- 
breitete Ressentiment gegen Judendeutlich, das 
Bubis wieder und wieder seit seinem Amtsan- 
tritt benannt hat. 


Als nach den faschistischen Morden an drei 
Türkinnen in Mölln Ralph Giordano mit einem 
Telegramm an Kohl ankündigt, daß Juden in 
Deutschland dazu übergegangen sind, die Ab- 
wehr von potentiellen Angriffen, “bisindenbe- 
waffneten Selbstschutz hinein”, in die eigenen 
Hände zunehmen, da das Vertrauen in die Bun- 
desregierung nicht mehr bestehe, reagiert Kohl 
nicht. Er läßt seinen Kanzleramtsminister Bohl 
antworten: “Ich weisedieseehrverletzende Dif- 
famierung mit aller Entschiedenheit und großer 
Empörung auf das Schärfste zurück.” Gerade 
für einen Intelektuellen bestehe eine besondere 
Pflicht zur Wahrheit und zum Schutz des 
Rechtsstaats. Falls in dieser schwierigen Phase 
Künstler, Schriftstellerund JournalistenderGe- 
walt nicht widersagten, werde das Gemeinwe- 
senschwerenSchadennehmen. AuchCDU-Ge- 
neralsekretär Hintze verteidigt seinen Chef: 
Kohl stehe für “eine entschlossene Bekämp- 
fung jeglicher FormdesExtremismus” und trete 
für “ein tolerantes und weltoffenes Deutsch- 
land” ein. Giordanos Vorwürfe seien “auch 
durch Schmerz und Trauer nicht zu entschuldi- 
gen”. Ralph Giordano daraufhin:"Kohl ist der 
Kanzler von Bitburg, von Rostock, von Hoyers- 


werda und von Mölln, und das habe ich ihm ge- 
sagt." (10) 


Aktuelle Stationen des deut- 
schen Renationalisierungspro- 
zesses 


Als sich im Rahmen der Wiedervereinigungs- 
verhandlungen abzeichnete, daß das “einig Va- 
terland’’ wieder Gestalt annimmt, demonstrier- 
te die Bundesregierung forsch und vorwärts- 
stürmend ihre zukünftig souveräne Haltung: die 
Zeit der Gängelung, der Einschränkung ist vor- 
bei, wir lassen uns von niemand mehr diktieren, 
was wir zu tun oder zu lassen haben. Besonders 
nicht vondenlästigenOpfern,den Mahnern,den 
Repräsentanten der von den Deutschen überfal- 
lenen und okkupierten Staaten, den Juden. 

Der symbolisch aufgeladene Moment des 
“Mauerfalls”, als Ende der Bestrafung der 
Deutschen durch die Teilung des Landes und 
gleichzeitige vollständige Rehabilitation als 
Nation, markiert ein weiteres beschleunigtes 
Stadium des Prozesses der Enttabuisierung des 
Nationalsozialismus, konsequent verbunden 
mit Antisemitismus und Rassismus. 

Deutschland kehrt zurück in den Kreis der 
“zivilisierten Nationen’, Deutschland wird er- 
wachsen, hat erfolgreich die “Kinderkrankhei- 
ten des Nationalsozialismus’’ überwunden und 
schreitet voran in seine selbstbestimmte Zu- 
kunft. Wer wollte dieses Wir-sind-wieder-wer- 
Volkdaranhindern, stolzdaraufzusein,deutsch 
zu sein? 

Daß die ersten Schritte dieser “glücklichen 
Nation” im Gründungsprozeß begleitet waren 
von der Weigerung der Regierung, in die Prä- 
ambel des Grundgesetzes die Verantwortung 
für die Shoah aufzunehmen, wie es der Zentral- 
rat der Juden in Deutschland wiederholt forder- 
te, ist konstitutiv und kein Zufall. 

Daß parallel zu den nationalen Siegesfeiern 
und dem “deutschen Zusammenwachsen” tau- 
sende VertragsarbeiterInnen aus Vietnam, An- 
gola und Mocambique die Ex-DDR verlassen 
mußten, daß seit Monaten organisierte Nazis 
lastwagenweise Agitationsmaterial Richtung 
Osten schafften, Kader schulten, Strukturen 
aufbautenund rassistische Angriffeaufeinzelne 
Nicht-Deutsche begannen, wurde kaum zur 
Kenntnis genommen und wenn, dann als “‘Ge- 
burtswehen des neuen Deutschlands” verharm- 
lost. Vonden Östdeutschen, dienachden Zeiten 
der Diktatur die Demokratie erst üben müßten, 
statt von Neofaschismus, Rassismus und Antıi- 
semitismus war die Rede. 

Mit großer durchs eigene Leid der NS-Dik- 
tatur geprüfter Glaubwürdigkeit präsentierten 
sich die Westregierenden und forderten, daß die 
Vergangenheit der stalinıstischen Diktatur der 
Ex-DDR “schonungslos, effektiv, bis zu den 
Wurzeln” bewältigt werden müsse, weil die 
Fehler der Entnazifizierung bei der Entstasifi- 
zierung auf keinen Fall wiederholt werden dürf- 
ten. Das sei sıch das zivilisierte Deutschland in 
Anbetracht seinerGeschichte und unterden Au- 
gen der Weltöffentlichkeit mindestens schul- 
dig,manhabe ja ausder Geschichte gelemt. Und 
nurallzuberechtigtseidieForderung,dadieSta- 


si schlimmer/gleich die Gestapo, die Ex-DDR 
nach Helmut Kohl in TeileneeingroßesKZ (11) 
und der Stalinismus schlimmer/gleich dem Na- 
tionalsozialismus gewesen sei. Und werda von 
wem gelemt hat, wird auch gleich beantwortet: 
Die Shoah wird umdefiniert zur “asiatischen 
Tat”’. Hiermit vollendet sıch ein seit Mitte der 
achtziger JahrevonNolteu.a. wiederaufgenom- 
mener Gedankengang. Was da ın Gang gesetzt 
wurde, wird von uns bisher nur ansatzweise be- 
griffen. 

Die Strategie des Geschichtsrevisionismus, 
die seit 1986 im “Historikerstreit” entwickelt 
wurde, verläßt seit dem erreichten ZıelderWie- 
dervereinigung und der vollständigen Rehabı- 
litation dieses “neuen deutschen Reiches” die 
Zwischenetappe der Entkriminalisierung der 
deutschen Geschichte. Die Relativierung von 
Auschwitz ist gelungen und Vorausetzung der 
Normalisierung der Nation. Der von Beginn an 
feststehende Feind steht immer noch links und 
wird nicht mehr kriegerisch, aber ideologisch 
massiv unter Beschuß genommen. Einen zen- 
tralen Angriffspunkt dabei bilden die “Umge- 
staltung” smaßnahmen und -pläne der Regie- 
rung, die Gedenkstätten der ehemaligen natio- 
nalsozialistischenKonzentrationslageraufdem 
Gebiet der Ex-DDR zeitgemäß zu gestalten. Die 
Orte desGedenkens an die Opfer von 33-45 sol- 
len ergänzt werden um die “Opfer des stalini- 
stischen Terrors”. Deutliche Worte fandderGe- 
denkstättenleiter des ehemaligen KZ Sachsen- 
hausen im Frühjahr 1992 auf der eigens aufge- 
stellten Schrifttafel: “Diese Gedenkstätte wur- 
de von den kommunistischen Machthabern vor 
der Perestroika und der Wende zum Gedenken 
an die Opfer der Naziverbrecher errichtet und 
gestaltet. Das Ende der kommunistischen Herr- 
schaft und die Vereinigung unseres Landes in 
Frieden und Freiheitmachtesmöglich,auchde- 
rer zu gedenken, die nach 1945 unter der sowje- 
tischen Besatzungsmacht und dem DDR-Un- 
rechtsstaat im Widerstand Freiheit, Gesundheit 
und Leben geopfert haben.” (12) Vielfältige in- 
ternationaleKritik derüberlebenden Opfer wur- 
de weitgehend ignoriert, die Maßnahmen zum 
Teil weitergeführt. 

Kommerzielle Bebauungspläne wie der Su- 
permarkt auf dem Gelände des ehemaligen KZ 
in Ravensbrück (Frühjahr 91) oder der gezielte 
Brandanschlag auf die jüdische Baracke in 
Sachsenhausen sind weitere Varianten der Spu- 
renbeseitigung der faschistischen Geschichte 
des neuen Deutschlands. 

Auch auf der Ebene der Justiz kommt es zu 
inszenierten Lehrstücken der neudeutschen Art. 
Der Prozeß gegenErich Mielke und das Verfah- 
ren gegen Gerhard Bögelein enthalten eindeu- 
tige Botschaften: die Rehabilitierung der NS- 
Justiz und der NS-Richter und dıe öffentliche 
Abwertung und Kriminalisierung des antifa- 
schistischen Widerstands derselben Zeit. Ger- 
hard Bögeleinmuß seine lebenslange Haftstrafe 
im Gefängnisaufdem ehemaligen KZ-Gelände 
von Neuengamme absitzen! 

Erleichtert, mit sich selbst versöhnt und mit 
Blick nach vorn in die Zukunft nımmt die deut- 
sche Öffentlichkeit den “letzten großen NS- 
Prozeß der Nachkriegsgeschichte” gegen Josef 
Schwammberger vom Herbst 1991’bis zum 
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Frühjahr 1992 wahr. (13) An dessen Ende 
scheint auch die Beendigung des Rituals zu ste- 
hen, daß wir uns eigentlich voll Schuld der Ge- 
schichte stellen müßten. Dieses dunkle Kapitel 
der deutschen Geschichte wird durch das Zu- 
klappen der Gerichtskladden abgeschlossen. 
Wir haben genug gesühnt und genug gelitten. 

Kurz danach besucht Waldheim Bundes- 
kanzler Kohl in der Nähe von München. Es ist 
der erste offizielle Staatsbesuch des internatio- 
nal geächteten NS-Kniegsverbrechers und wird 
begleitet von Protesten mehrerer jüdischer Or- 
ganisationen, so auch vom World Jewish Cor- 
gress. Kohls barsche öffentliche Reaktion, er 
lasse sich nicht vorschreiben, mit wem er sich 
zu treffen gedenke, demonstriert seine Variante 
desSchlußstrichs. Erläaßtsich vonniemandrein- 
reden, aber er meint nicht niemanden, sondern 
dıe Juden. (14) 

Die Reden zum Tod von Heinz Galinski, der 
bisHerbst 1992 VorsitzendesDirektoriumsmit- 
glied des Zentralrats der Juden in Deutschland 
war, zeigen von Regierungsseite die ritualisier- 
ten Floskeln des Bedauerns und der Trauer und 
diegleichzeitigeZuweisungderRolleGalinskis 
alsdem “ewigen Mahner, der vielen unbequem 
war”, der wachsam die Gesellschaft beobach- 
tete und auf Ungerechtigkeiten hinwies. Mit 
deutscher Selbstverständlichkeit wird definiert, 
daß es die Aufgabe der Überlebenden der natio- 
nalsozialistischenKZs ist,aufdie Tendenzenei- 
ner möglichen Wiederholung der Geschichte 
unermüdlich hinzuweisen. Als sei es die Auf- 
gabe der Opfer und nicht die der Nachfolgege- 
nerationen der TäterInnen und deren verant- 
wortlicher Regierung. 


Umfragen 


Die (scheinbar) fassungslosen Fragen und die 
gestammelten Deutungsversuche nach dem 
Brandanschlag in Sachsenhausen von regie- 
rungsoffizieller Seite, sowie von Einzelnen aus 
der Bevölkerung zeigen eine Ignoranz und voll- 
kommene Unernsthaftigkeit der Auseinander- 
setzung mit dem Antisemitismus als Struktur- 
element dieser Gesellschaft. 

Eigentlich ist es absurd, daß den Deutschen 
die Tatsache des Antisemitismus nach 1945 ,di- 
rekt nach der Vernichtung des europäischen Ju- 
dentums, die von der Bevölkerung massenhaft 
mitgetragen wurde, durch eine Umfrage der Al- 
liierten verdeutlicht werden muß, um von we- 
nigen ermmstgenommen zu werden. (15) Bei der 
Betrachtung der faschistischen Geschichte bis 
zum 8.5.1945 von einem plötzlichen Bruch da- 
nach auszugehen, zeigt das ganze Ausmaß der 
Zustimmung, Verdrängung und Leugnung. 

Nach einer sehr kurzen “Schuldphase”, die 
vonderErwartungshaltung von Teilen der deut- 
schen Bevölkerung geprägt war, daß die Über- 
lebenden sich rächen und sıe bestrafen würden 
(16), berichten britische und amerikanische Of- 
fiziere von zunehmendem, tiefsitzendem Anti- 
semitismus. Die öffentliche Propagierung der 
natıonalsozialistischen Rassenideologie und 
des Antisemitismus wird vonden Alliierten ver- 
boten. Ablehnung, aktive Diskriminierung der 
jüdischen Displaced Persons bis hin zu Angrif- 
fen sind Alltag für die Überlebenden und nurdie 
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Anwesenheit der Alliierten hat Folgepogrome 
verhindert. Sofort nach Kriegsende setzen die 
ersten Schändungen jüdischer Friedhöfe in den 
dreı Westzonen ein. (1945 10, 1946-48 minde- 
stens 12, 1948-59 212, laut BMI) (17) 

Die öffentliche Tabuisierung verdrängt den 
Antısemitismus teilweise aus dem öffentlichen 
Bereich in den Bereich des Privaten. Ein viel- 
gestaltiger Prozeß der Aktualisierung des Anti- 
semitismus auf der öffentlichen politischen 
Bühne und Zurückdrängungsversuchen be- 
ginnt, der für die nächsten Jahrzehnte charakte- 
nistisch ist. 

Ausgelöst durch aktuelle antisemitische 
Skandale (Eisele Zind) (18) oder politische Er- 
eignisse — 1961 der Eichmann-Prozeß in Jeru- 
salem (19), 1963 der Auschwitz-Prozeß in 
Frankfurt (20), 1965 dieanstehende Verjährung 
der NS- Verbrechen — begannen Phasen inten- 
sıver Auseinandersetzung mit der Vergangen- 
heit, die nur kurz andauerten. Die Schlußstri- 
chargumentation setzte sich seit 1965 immer 
weiter durch. Lauteiner IfD-Umfrage von 1965 
wehrten sich 52% gegen eine weitere Verfol- 
gung der NS-Verbrechen, wegen Verjährung 
40% oder Beweisnot 54% ,Schuldabwehrdurch 
Gegenvorwürfe 66%, nationalistische Argu- 
mente — Aufhören mit der Nestbeschmutzung 
57%. (21) Von 1958 (34%) bis 1969 (67%) ist 
die Schlußstrichtendenz kontinuierlich ange- 
stiegen und bleibt — abgesehen von der Phase 
der TV-Serie “Holocaust” 1979 (47%) — auf 
hohem Niveau (1978 62%, 1986 68%, 1987 
67%). (22) 

Bis 195] vergingen sechs Jahre, bis die Ade- 
nauer-Regierung eine Rede “Zur Haltung der 
Bundesrepublik gegenüber den Juden’ verlas. 
(23) Den Hintergrund dieser Erklärung stellten 
“Wiedergutmachung’’sforderungen Israels 
dar,daseine solche Erklärungzur Vorausetzung 
weiterer Gespräche gemacht hatte. Eine zentra- 
le Botschaft der Regierung lautete: die Bevöl- 
kerung hat keine Mitschuld am Holocaust und 
keine antisemitischen Ressentiments. Der An- 
tisemitismus wirdzum Problemextremistischer 
Gruppen erklärt, der bestraft wird undöffentlich 
tabuısiert. DiesesMuster sollte den Umgangmit 
den Tatsachen bis heute bestimmen. (23) 

DieGeschichte,der AblaufunddieFolgender 
“Wiedergutmachung’’sdebatte und -praxis zei- 
gen deutlich das Verhältnis der NS-Nachfolge- 
regierung und der Bevölkerung zur Shoah. 1952 
hielten 44% “Wiedergutmachung” szahlungen 
an Israel für überflüssig, 1989 hielten 46% sıe 
für “zuhoch”.(24) Die finanzielle,erbärmliche 
Entschädigung wurde als aufgezwungene “jü- 
dische Forderung’ gesehen, nıchtals Minimum 
deutschen Schuldeingeständnisses und 1987 
stimmten bei einer Umfrage 28% einem Anti- 
semitismus, der von den Befragten wiırtschaft- 
lıch begründet wird,zuund48% (11% stimmten 
völligzu,37% teilweise) glaubten, die Juden zö- 
gen Vorteile aus der Vergangenheit. 1989 hiel- 
tennoch 46% der Westdeutschendie Zahlungen 
für zu hoch, 29% sahen darin eine Ursache für 
Antisemitismus. (25) Dieses neue Motiv desak- 
tuellen Antisemitismus entspringt der Zeitrech- 
nung nach Auschwitz. 

Die Frage nach dem “jüdischen Einfluß”, 
1987 gestellt, ergab folgendes Ergebnis: 4% be- 
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wertetenihninderBRDalszugroß. 33% schätz- 
ten den internationalen Einfluß des “Weltju- 
dentums” als zu hoch ein. (26) 

Die Stationen der “Vergangenheitsbewälti- 
gung” im Umgang mit den Überlebenden nach 
1945, die Geschichte der deutsch-israelischen 
Beziehungen, die seit Beginn der achziger Jahre 
ritualisierten Gedenkgesten an Jubiläumsdaten 
(1983-1988), das nationale Coming-Out in Bit- 
burg 1985, die alternative “Wir sind doch ein 
Volk”-Rede Weızsäckers 1985, die dıe Deut- 
schen mit ihrer Vergangenheit aussöhnen sollte 
und der Rücktritt Jenningers 1988 zeigen voral- 
lem eines: das Nachkniegsdeutschland hat eın 
funktionales und funktionalisierendes Verhält- 
nis zu den Juden und und zu Israel. Es folgt den 
deutschen Interessen und dem Muster der “ei- 
genen Interessen”, des “für uns’ oder “gegen 
uns”. Die “Wiedergutmachung” war aus Sicht 
der Deutschen der Preis fürdie Westintegration, 
den sie wıdermillig zahlten. (27) Das Eintnitt- 
sticket, die Legitimation, vor den Augen der 
Welt ins “zivilisierte”’ Europa zurückkehren zu 
können. Um hier lebende Jüdinnen und Juden 
ging es dabei nıcht. 

Eine aktuelle Stunde im Bundestag 1986 zum 
Thema “Verantwortung aller demokratischen 
Parteien gegenüber Anfängen antısemitischer 
Tendenzen” reproduziert durch Kanzler Kohl 
das Muster, das schon der Adenauer-Erklärung 
von 1951 zu Grunde lag. Die antısemitischen 
Vorfälle werden als Einzelfälle bagatellisiert, 
“die riesige Mehrheit unsrer Mitbürger in der 
Bundesrepublik Deutschland und insbesondere 
inder jungen Generation (ist)Immungegen An- 
tisemitismus.” (28) Der geringfügige, vernach- 
lässigbare Rest ist, abgespalten von der geläu- 
terten bundesdeutschen Gesellschaft, ım 
Rechtsextremismus lokalisierbar. Die öffentli- 
che Benennung der alarmierenden Tendenzen, 
der offensichtlichen Verdrängung und der man- 
gelnden Auseinandersetzung mit der NS-Ver- 
gangenheit,die durch die links-liberalen Partei- 
envertreter eingeklagt wurden, wurde von der 
CDU/CSU-Fraktion gekontert mit dem Phan- 
tom des erfolgreichen historischen Lernprozes- 
ses der Deutschen. (29) 

Die Spiegel-Umfrage vom Januar 1992 er- 
mittelte, daß 32% bejahten, daß “die Juden mit- 
schuldig (sind), wenn sie gehaßt und verfolgt 
werden’’ und mindestens 35% der Befragten 
klare antisemitische Einstellungen haben. 
(Spiegel 13./20.1.92) 

Nach der letzten Repräsentativumfrage des 
INFAS-Institutes durch den MDR ım Novem- 
ber 1992 stimmten 10% der Westdeutschen und 
4% der Ostdeutschen folgendem zu: “Die Juden 
sindmitschulddaran,daß sıeinihrerGeschichte 
80 oft verfolgt wurden.” 28% bzw .26% stımm- 
ten “teilweise” zu, 59% bzw. 66% wiesen die 
Behauptung zurück. (30) 

In der Silberman/Sallen-Studie vom Herbst 
1992, dıe 380 Jüdinnen und Juden befragte, ant- 
worteten 25% der 18- bis24jährıgen,daßsiesich 
in Deutschland “persönlich bedroht” fühlen. 
Über 45% sehen die Demokratiein Deutschland 
durchdenRechtsextremismusals‘“stark gefähr- 
det” an. 75% vertraten.die Bundesregierung un- 
ternehme nicht genug gegen den Rechtsradika- 
lısmus. (31) 


Zum Begriff des sekundären 
Antisemitismus 


Der Antisemitismus nach 1945, der Antisemi- 
tismus “ohne Juden’, auch der Antisemitismus 
wegen Auschwitz genannt, nimmt die letzten 
Jahre deutlicher Gestalt an, nicht nur im halb- 
offiziellen, auch ım öffentlich-politischen 
Raum. 

Der Anstieg der Zerstörung jüdischer Fried- 
höfe und Orte des Gedenkens, dıeser Angriff 
richtet sich auf die symbolischen Orte, da die 
wenigen hier lebenden Jüdınnen und Juden öf- 
fentlich kaum wahrgenommen werden. Die Re- 
naissance des Begriffs des “internationalen 
Weltjudentums” im Zusammenhang mit der 
Wiedervereinigung mobilisiert alte Stereoty- 
penund richtet sichgegendie vermeintliche Be- 
drohung durch das definierte ‘“Gegenvolk der 
Juden’, das “unseren Interessen’ zuwiderhan- 
delt. 

Seit der Kontroverse um die “Wiedergutma- 
chung” hat sich der von den Befragten wirt- 
schaftlich begründete Antisemitismus argu- 
mentativ verlagert: daßdie Juden selbst mitdem 
Holocaust Geschäfte machen, daß sie völlig un- 
berechtigterweise “abkassieren”, daß “wir 
doch wirklichgenug gezahlt haben”. Parallel zu 
dem angewachsenen Trend, den Schlußstrich 
unter die NS-Geschichte zu ziehen und für sich 
ein “normales” Verhältnis zwischen Juden und 
Nicht-Juden einzufordern, bildete sich das Bild 
des Juden heraus, der dem im Wege steht und 
stört. Der ewige Mahner, der “empfindliche, 
nachtragende, unversöhnliche” Jude, die Erin- 
nerung und die Aufforderung, nie zu vergessen, 
werden zum “jüdischen Charakterzug’”. (32) 

Und die Juden tragen Schuld am Antisemi- 
tismus, Schuld an dereigenen Vernichtung. Die 
Opfer werden zu Tätern gemacht und öffentlich 
diffamiert, ihre Integrität wird ın Zweifel gezo- 
gen. Den vorläufigen Endpunkt dieser Entwick- 
lung stellen neue Veröffentlichungen dar, die 
den Juden die Schuld am Kommunismus, am 
“Bolschewismus der Sowjetunion” und der 
“DDR-Diktatur” zuschreiben. Beim gegen- 
wärtigen “Feldzug” gegen diesen Teil der Ge- 
schichte, holt der im Faschismus mobilısierte 
Antisemitismus in Form der “bolschewisti- 
schen jüdischen Weltverschwörung” die Öf- 
fentlichkeit wieder ein. (33) 

Am sich zunehmend aktualısıerenden Antıi- 
semitismus fallen 4 Charakteristika auf. Die 
Häufigkeit des öffentlichen Auftretens, nach 
1945 nachweisbar abhängig von zentralen Er- 
eignissen. nimmt nach 1989/ 19% stetig zu in 
Form von Friedhofschändungen, Grabverwü- 
stungen, Schmierereien,Plakaten.Karikaturen. 
privaten “Ausfällen” Einzelner, Telefonterror, 
Drohbriefen. Überfällen auf Mitglieder jüdı- 
scher Gemeinden. Im öffentlichen Raum sicht- 
barer wird auch die Milıtanz der Angriffe —der 
Einsatz von Sprengstoff beim Zerstören jüdıi- 
scher Mahnmale bıs hın zum Brandanschlag ın 
Sachsenhausen. In den letzten Umfragen und 
bei der Betrachtung der Meldungen über die 
festgenommenen Täter fällt drittens auf: Sıe 
werden jünger, junge Männer (vorwiegend) be- 
zeichnen sıch selbst als Antisemiten. Auch hıer 
ıst de Kontinuität der Tätergenerationen wıe- 


derhergestellt. Als konstitwerendes Element 
der zukünftigen gesellschaftlichen Entwick- 
lung eine alarmierende Tatsache (34) 

Viertens ist ein Prozeß der aktıven Beseiti- 
gung von Spuren der Verbrechen des National- 
sozialiısmus zu beobachten, bei dem die Bevöl- 
kerung, dıe organisierten Rechten, dıe öffentli- 
chen Täter und die Regıerungspolitik Hand ın 
Hand zusammenarbeiten. Der Schlußstrich un- 
ter die Geschichte des NS-Faschismus wird 
nicht nur gedacht und propagiert, er wird auch 
ın die Tat umgesetzt. Sich selbst zu entkrimina- 
lısieren, die Verantwortlichen inder Gegenwart 
zu entkriminalisieren und die Nation durch Ent- 
kriminalisierung endlich zu rehabilitieren — 
diese Sehnsucht der Deutschen wird Wirklich- 
keit und alle, die mahnen, die nicht vergessen 
können, die nicht vergessen wollen, die nie ver- 
gessen wollen, werden zu Störfaktoren dieses 
nationalen Befreiungsschlagsausderdeutschen 
Geschichte. 


Zum Schluß 


Seit Hoyerswerda, noch deutlicher seit dem ta- 
gelang auch von der Regierung geschürten und 
geförderten Pogrom ın Rostock beschäftigen 
sich die Verantwortlichen dieser Regierung 
hauptsächlich mit drei Aspekten: 1. Die Täter 
sind die Opfer und nicht die jugendlichen Deut- 
schen,deren berechtigte Motive(so)zuhandeln, 
bestätigt werden. 2. Die Opfer, als die Ursache 
der Taten, die an ihnen begangen werden, müs- 
senso effektiv und so schnell esgeht verschwin- 
den,3. Das wahre Opfer ist Deutschland, dasur- 
ter dem Imageverlust im Ausland und unter den 
Folgen für Export und Tourismus leidet. “Un- 
sere Interessen” ‚diedurchdenSchadenim Aus- 
land gefährdet werden könnten, sind das zentra- 
le Motiv. Das Bild von Deutschland werde in 
die Zeit (unmittelbar, Anm.d.Verf.) nach 1945 
zurückgeholt. “Was wır nach dem Zweiten 
Weltkrieg durch zähes Bemühen und Hilfsbe- 
reitschaft an Verständnis und Ansehen gewor- 
nen haben, droht jetzt mit einem Schlag verlo- 
renzugehen.”’(35)Alsseidieanwachsende Zahl 
rassistischer und antısemitischer Angriffe eine 
Frage der Bilder, die um die Welt gehen. 

Die Frage der öffentlichen Auftritte kombi- 
niert mit Fragen wie — “Muß ein Deutscher 
Scham zeigen?’ — beschäftigen die Deutschen 
mehr als Fragen des strukturellen Elements des 
AntısemitismusunddesRassismusindieser Ge- 
sellschaft oder Fragen nach derhistorischen und 
faschistischen Kontinuität. Die Gedenkrituale 
einiger Repräsentanten der Regierung erinnern 
an einen eingeübten Benimmkodex der 50er 
Jahre — ohne Selbstreflexion,ohne Erinnerung, 
ohne Folgerungen für die Gegenwart. 

Es ging und geht immer noch nıcht um den 
aus der Mitte dıeser Gesellschaft kommenden 
Antisemitismus und Rassismus und vor allem 
geht es nicht um die hier lebenden Menschen, 
die potentiellen und tatsächlichen Opfer dieser 
deutschen verfolgenden Unschuld — die Immi- 
grantInnen,dieFlüchtlinge,dieRomaundCinti, 
die Jüudinnen und Juden. 


ZF 
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ANZEIGE 


(Diese Erklärung entstand. bevor der jüdische Teil ın der Mahrı- und Gedenkstätte Sachsenhausen ır Brand gesteckt wurde): 


Erklärung zu den Empfehlungen der Expertenkommission 
zur Neukonzeption der brandenburgischen Gedenkstätten: 


Die deutschen Konzentrations- und Vernichtungslager waren Orte, ın denen die Ideologie des Nationalsozialısmus Wirklichkeit wurde. 
Sie sind Orte der Shoah. 


Der propagierte, mınisteriell und burokratisch durchgeführte Völkermord unterscheidet den Nationalsozıalısmus von jedem anderen faschisti- 
schen Regime. von jedem totalitären Regime. 


In Israel, Europa und den Vereinigten Staaten, weltweit wırd daruber nachgedacht. wıe der Shoah zu gedenken seı, ohne sie zur musealen Ge- 
schichte gerinnen zu lassen 


In der Bundesrepublik Deutschland hingegen wırd - wıssend. daß eine deutsche Nation ohne Vergangenheit nıcht zu haben ıst - der Versuch 
unternommen, den Natıonalsozialismus seiner spezifischen Verbrechen zu entkleiden 


Nur so ıst zu erklären, daß z B in und mit der Gedenkstätte in Sachsenhausen auch des nachfolgenden Internıerungslagers gedacht werden soll 


Das Auschwitz-Komitee protestiert gegen dıesen erbärmlichen und zugleich gefährlichen Versuch, deutsche Geschichte einzuebnen, Sie von 


ihrer Schuld zu entlasten Eıne Natıon, die sıch aufbaut auf dieser Geschichtslüge bırgt in sıch dıe zerstörerischen Kräfte, die Auschwitz mög- 
lich machten. 


Infolgedessen lehnen wır die Empfehlungen der Experten-Kommission ab 


Die Unterzeichner dieser Erklärung fordern eıne vollständig neue Konzeption, in der die Verfolgten-Verbände keine Alıbi-Funktion, sondern dıe 
ihnen zustehende Stimme haben 
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Entwicklungsperspektiven 
Rechten in Deutschland 


der radikalen 


Für die politische Entwicklung der letzten Mo- 
nategilt:Dieradikale Rechte, aktivistische Neo- 
nazıs nahmen die Position einer gesellschaftli- 
chen A vantgardeein. Die Pogrome von Hoyers- 
werda und Rostock haben als Katalysator der — 
“Asyldebatte” genannten — rassistischen Dis- 
kurse gewirkt, und sie stellen gleichzeitig deren 
logische Konsequenz vor. Das politische Agic- 
ren der staatstragenden Parteien kreiste vor al- 
lem um die völkische Abschottung — aber auch 
Fragen wie “Kriminalität”, “Drogen” und 
“staatliche Führungsfähigkeit” wurdenmit ori- 
ginär rechten Schlüsselbegriffen verstärkt de- 
battıert. Die Palette der rechtsradikalen Anlie- 
gen, die im Zentrum der Gesellschaft dominant 
werden könnten, ist noch erweiterbar: An Maa- 
strichVEG zeichnet sich eine entsprechende 
Entwicklung bereits ab; über Diskussionen um 
das “unbezahlbar werdende Gesundheitssy- 
stem’” könnte auch die Euthanasiediskussion in 
verkappter Form zum massenwirksamen Dis- 
kussionspurkt werden. Bereitsheute bilden An- 
schläge gegen Behinderte die Speerspitze einer 
Offensive, als deren Mentor im intellektuellen 
Bereich die “ZEIT” durch die Forcierung der 
“Singer-Debatte” gelten kann. 

Woaber die rechten Themen und Vorschläge 
die gesellschaftlichen Debatten dominieren, 
droht die faschistische Rechte auch organisato- 
risch zu einem wichtigen politischen Faktor zu 
werden. Der Chefdes Hamburger Verfassungs- 
schutzes, Uhrlau, sagte im SPIEGEL -Interview 
die Entstehungeiner APOvonrechts voraus, die 
in den nächsten Jahren die BRD-Gesellschaft 
prägen werde. Ging es Uhrlau hier angesichts 
rechtsradikaler Anschlagsserien gegen Nicht- 
deutsche lediglich um eine billige Gleichset- 
zung “rechts=links’’ —oderisteine solche Ein- 
schätzung von ihrem sachlichen Gehalt her rea- 
listisch? Wie sind Entwicklungsbedingungen 
der radikalen Rechten im parlamentarischen 
und außerparlamentarischen Raum? Es soll im 
folgenden darum gehen, sich einer Einschät- 
zung darüber anzunähern. Zur Diskussion steht 
hier also nicht eine umfassende Untersuchung 
der Renaissance “rechter Themen” ,sonderndie 
Fragestellung, inwieweit diese Renaissance zur 
organisatorischen Festigung der faschistischen 
Szene führen dürfte. 


Integration? 


Auf der Ebene von Wahlerfolgen deutete sich 
eine rechtsradıkale Erfolgsserie bereits vor der 
Wiedervereinigung an: Die Republikaner zo- 
gen in Berlin, die DVU ın Bremen (über das hö- 
here Bremerhavener Ergebnis) in das jeweilige 
Landesparlament ein. Die Wiedervereinigung 
unterbrach den rechten Siegeszug in die Parla- 
mente, weil die Herstellung der Nation mit den 
großen Parteien identifiziert wurde. Die Rechts- 


verschiebung der Bürgerlichen hatte eine kurz- 
zeitige Reintegration des rechtsradikalen Wäh- 
lerInnenspektrums zur Folge. Doch diese Inte- 
gratıon hielt, obschon die Betonung des Natio- 
nalendurchdie “Volksparteien” sich fortsetzte, 
nurkurze Zeitan. Sie wurde abgelöstdurchneue 
REP- und DVU-Wahlerfolge, die durch den er- 
folgten gesellschaftlichen Rechtsruck zusätz- 
lich gespeist wurden. 

Diese jüngsten Entwicklungen können abbil- 
den, was zur Problematik der nächsten Monate 
und vielleicht Jahre werden dürfte: Wird das 
Zıel,dasrechtsradikale Potential zu integrieren, 
dazu beitragen, daß sich das gesamte politische 
Spektrum fortgesetzt nach rechts verschiebt? 
Oder: Wird sich das rechtsradikale Potential 
außerhalbdertraditionellen Volksparteien wei- 
terentwickeln und stabil formieren? Das Bei- 
spiel der letzten drei Jahre legt nahe, daß die ne- 
gativen Seiten dieser scheinbaren Alternative 
sich verknüpfen: Daß also eine fortgesetzte 
Rechtsentwicklung, auch wenn sieunterderBe- 
gründung eines Integrationsversuches gegen- 
über faschistischem Massenanhang daher- 
kommt, gerade faschistischer F ormierung Vor- 
schub leistet. 

In der Beurteilung der Entwicklungsperspek- 
tiven des Rechtsradikalismus spielt die Frage 
vondessen “Modemisierung”einegroßeRolle. 
Diese “Modemisierung” hat zum einen sicher- 
lichdazubeigetragen,daß Konzeptedesrechten 
Randes eine ernsthafte Chance auf gesamtge- 
sellschaftliche Umsetzung beanspruchen kön- 
nen. Mit dem Stichwort “Modernisierung” ist 
aber vor allem eine Enttabuisierung der faschi- 
stischen Gruppen verbunden. Existierte bereits 
in der Vergangenheit stets eine “Braunzone” 
zwischen faschistischen Kräften und rechter 
CDU/CSU (die vonLinkenimmerwieder nach- 
gewiesen wurde), so liegen die fließenden Über- 
gänge zwischen Konservativismus und radika- 
ler Rechten heute völlig offen zu Tage. Eine Art 
neuer “Harzburger Front” wird publizistisch 
propagiert und vorbereitet. Daß Vorschl äge und 
Überlegungen aus dem faschistischen oder fa- 
schistoiden Lager kommen, beeinträchtigt zu- 
nehmend weniger die wohlgefälligste Erörte- 
rung ın der taz, der Sozialdemokratie und mitt- 
lerweile sogar der Gewerkschaften (z.B. inder 
Grundsatzabteilung der IG Metall). 


“Modemisierung” 


Eine “Modernisierung” des Rechtsradikalis- 
mus bedeutet keinesfalls eine tatsächliche Ab- 
kehr dieses Lagers von originär faschistischem 
Gedankengut — und ebensowenig darf durch 
AntifaschistInnen die Illusion verbreitet wer- 
den, radikal rechte®Benken könnte in Deutsch- 
land sozialpsychologisch wie ideengeschicht- 
lich jemals aus den Traditionslinien des NS-Fa- 
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schismus heraustreten. Zu konstatieren ist aber, 
daß das Auftreten im “modernisierten” Ge- 
wand die Entwicklungsbedingungen am rech- 
ten Rand entscheidend zu verbessern vermoch- 
te. Nicht nur, daß offene Neonazis keiner wirk- 
lichen Ausgrenzung mehr unterliegen — es ge- 
lang und gelingt anderen Teilen des faschisti- 
schen Lagers gegenüber der bürgerlichen Öf- 
fentlichkeitimmermehr, jedeldentifikationmit 
dem NS-Faschismus abzustrei fen, und solcher- 
art Reputierlichkeit zueerlangen. Das Image ei- 
ner “Modemität” (“neue APO’’) könnte auch 
in den nächsten Monaten und Jahren zu einer 
entscheidenden Erfolgsbedingung werden. Es 
kommtmöglicherweise erneutzum Tragen, daß 
der faschistischen Ideologie stets ein Element 
der “Rebellion” innewohnte, das zu ihrer Mas- 
senverankerung ganz entscheidend beitrug. 
Dieser Aspekt spielt zumal bei der Attraktivität 
für Jugendliche eine Rolle: linke, der APO-Ge- 
neratıon (und folgende) entstammende Lehrer, 
Sozialarbeiter etc. schen sich plötzlich etwas 
hilflos mit der ungewohnten, paradoxen Situa- 
tion konfrontiert, daß jugendliche Nazis ihnen 
gegenüber plötzlich ein (scheinbar) antiautori- 
täres Moment zum Tragen bringen können. 


Autorität und Barbarei 


Der Rechtsextremismus trägt tatsächlich zu- 
gleich zwei verschiedene Gesichter. Ihm wohnt 
das Autoritäre — die massive Betonung von 
Ordnung, Recht und Gesetz — ebenso Inne, wie 
die hemmungslose Barbarei,die inderMißach- 
tung von Menschlichkeit keine Grenzen kennt. 
Der Widerspruch —hiermilitärische Über- und 
Unterordnung, dort die enthemmte, grenzenlo- 
se Durchsetzung der zerstörerischen Ideologie 
— durchzieht jede einzelne faschistische Kon- 
stellation. Diese widersprüchliche Einheit 
kennzeichnet in einer Arbeitsteilung aber auch 
die verschiedenen Manifestationendes Rechts- 
extremismus: Hier die ordentliche Wahlpartei, 
mehr Staat fordernd  unddie Rekrutierung ıhres 
aktiven Potentials aus Polizei und Bundeswehr 
betonend — dort die aktivistischen, militanten 
Gruppen. Es wird oft übersehen, daß über die 
Zersplitterungen hinweg von einer teils ausge- 
sprochenen, teils nur faktisch praktizierten Ar- 
beitsteilung zwischen den verschiedenen Orga- 
nısationen,aberauch überdie unterschiedlichen 
Erscheinungsformen des Rechtsradikalismus 
(intellektuelle Rechte, Wahlparteien, NS-Sze- 
ne) hinweg gesprochen werden muß. Eine sol- 
che — oft einseitig als Schwäche interpretierte 
— Aufteilung könnte gerade ein Faktor der At- 
traktıvität und des Erfolges des Spektrums wer- 
den. 


Die Rahmenbedingungen für die Entwick- 
lung einer “neuen rechten APO” einerseits. sta- 
bilen faschistischen Formation andererseits er- 
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scheinen heute ın verschiedener Hinsicht sehr 
“positiv”. 


Rahmenbedingungen 


Wie verschiedene Studien belegen, verfügten 
nach 1945 inder Bundesrepublik kontinuierlich 
beträchtliche Teileder Bevölkerung übercinge- 
schlossen rechtsradikales Weltbild — nach der 
bekannten SINUS-Studie von 1981 (1) waren 
es 2.B. (mindestens) 13%. Im öffentlich-politi- 
schen Raum blieben offen rechtsradikale Posi- 
tionen inder “alten” Bundesrepublik abereiner 
gewissen Tabuisierung unterworfen. Nicht nur 
ınderDDR, sondernauchinder Bundesrepublik 
wurde durch die Alliierten ein Antifaschismus 
verordnet. Bei aller Halbheit bewirkte solcher 
Zwang — bei Strafe internationaler Isolierung 
der BRD — zum Glück über Jahre hinweg im- 
merhin eine Dämpfung offen faschistischer 
Außerung. Wie “tief” solcher “Antifaschis- 
mus’ ım Westen tatsächlich verankert war, er- 
weist sich nun... Die Tabuisierung wurde schon 
ınBitburgundinderHistorikerdebatteangegrif- 
fen — begleitet von Diskursen über das “gereif- 
te’ Deutschland wurde sienach der Wiederver- 
einigung gänzlich aufgelöst. Wo das bürgerli- 
che Lager die deutsche Normalität qua Einbin- 
dungindiedemokratischeStaatengemeinschaft 
belegtsah,erblickten Antje Vollmerundandere 
diezivilisatorischen Errungenschaftender APO 
als Beweis für die erreichte Harmlosigkeit. 
Durch solche Signale, einen “Schlußstrich” für 
verantwortbar zu halten, sah sich das rechte 
Massenbewußtsein animiert, wieder ungeniert 
hervorzutreten. Selbst offener Nazismus, mas- 
sıver Antisemitismus wird heute nicht mehr als 
außerhalb des relevanten, diskutablen gesell- 
schaftlichen Spektrums definiert. Wasnoch vor 
wenigen Jahren undenkbar gewesen wäre, daß 
z.B. Neonazis ihr Weltbild unzensiert in Fern- 
sehmagazinen verbreiten können, und daß sie 
als beliebte Diskussionspartner in diversen 
Talk-Shows gelten müssen, ist heute Wirklich- 
keit. Es ıst vor diesem Hintergrund aber gera- 
dezu zu vermuten, daß der stets vorhandene 
Rechtsradikalismus sich nun auch auf der öf- 
fentlichen politischen Bühne stabil formieren 
kann. 

Durch die Wiedervereinigung erhielt natio- 
nalıstisches Denken darüberhinaus einen 
Schub, und es ist gar nicht falsch, wenn Rechts- 
radikale sich als die konsequentesten Vertreter 
dieser gesellschafllichen Entwicklungslinie 
präsentieren. Der offene und ‘konsequente’ 
Natıonalismus kam, wie ‘““die Nation’’ selbst, in 
die Offensive. Da rechtes Denken stark autorı- 
tätsorientiert ist, ist das Bewußtsein, nicht auß- 
erhalb der dominanten Zeitströmung zu stehen, 
sondern sie geradezu zu repräsentieren, eine 
ganz besonders wichtige Voraussetzung für seı- 
ne Attraktivität und Anziehungskraft. 

Nach der ‘Modernisierung’ des Rechtsradi- 
kalismus hat jener zudem Anschluß an die — 
mit Historikerdebatte und “Renationalisie- 
rung” selbst rechtsgewendete — bürgerliche 
Politik gefunden. Die “intellektuelle Rechte”, 
die sich in aufstrebenden Publikationen wıe 
“MUT” und “Junge Freiheit” artikuliert, übt 
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heute auch in Deutschland durchaus Einfluß auf 
konservative und Regierungspolitik aus. Das 
trägt zur Enttabuisierung des gesamten rechts- 
extremen Spektrums bei, mit dem solche Orga- 
ne eng verbunden sind und bleiben. Das ““Her- 
ausbrechen” von Politikern und Personen, dıe 
über einen gesellschaftlich anerkannten Status 
verfügen, nach rechts scheint bereits im Gange 
zu sein — intensiver werdende Kontakte sınd 
jedenfalls sichtbar. Wırd aber eın Zusammen- 
schluß rechtsextremer Kreise mit eingeführten 
bürgerlichen Personal vollzogen, dann zerbrö- 
selt die gesellschaftliche Isolation der faschisti- 
schen Rechten vollends. Der Erfolg der Repu- 
blikaner ist bereits teilweise auf solche Effekte 
zurückzuführen: Schönhuber selbst war eine in 
Bayern (unter anderem durch die populistische 
Sendung “Jetzt red I!””) sehr anerkannte Me- 
dienpersönlichkeit. Vor kurzem stieß übrıgens 
der ehemalige Würzburger Bürgermeister Zeit- 
ler (SPD, dann parteilos) zu den REPs, dem 
ebenfalls allseits populistische Beliebtheit zu- 
gesprochen wird... 


Die relativen Erfolge (nicht zuletzt: Wahler- 
folge) in den vergangenen Jahren haben bereits 
dazu geführt, daß das rechtsradikale Spektrum 
schon heute über eine beachtliche, und ständıg 
expandierende organisatorische und publizisti- 
sche Infrastruktur verfügt. Die Auflage der ra- 
dikal rechten Presse muß, bei steigender Ten- 
denz, bereits bei über 1 Mio. angesiedelt werden 
— Auflagenziffern ‚die(umeinenzugegebener- 
maßen problematischen Vergleichanzustellen) 
etwa die linke Presse selbst in ihren Hochzeiten 
wohl nichterreichenkonnte. BeidenrechtenPu- 
blikationen handeltessichdarüberhinausinvie- 
len Fällen um meinungsprägende Zusatzlektüre 
für die betreffenden LeserInnen, der daher ein 
relativ hoher Multiplikationseffekt zugespro- 
chen werden muß. 


Die bürgerliche Politik ist heute davon ge- 
prägt, daß die bürgerlichen Parteien, insbeson- 
dere die Unionsparteien, über die rassistische 
Asyldebatte massiv eine ideologische Rechts- 
wende betreiben. Dabei scheint die weitere Sta- 
bilisierung des faschistischen Lagers durchaus 
einkalkuliert zu sein — so sehr eine solche Ent- 
wicklung im engeren Sinne gefaßten Unions- 
Parteiinteressen zu schaden vermag. Einerlei, 
ob bei Personen wie Schäuble oder Seiters dıe 
— parteipolitische — Überlegung vorherr- 
schend sein mag, der Nutzen einer ideologi- 
schen Rechtswende werde für die CDU dıe Ge- 
fahren einer Rechtsabsplitterung überwiegen, 
oder ob der aktiv betriebene Rechtskurs alleın 
aus staatsloyalen Erwägungen forciert wird — 
in jedem Falle gilt: Dieser dominante Kurs bür- 
gerlicher Politik schafft innerhalb kurzer Zeit- 
räume stabile Fakten bezüglich einer dauerhaf- 
ten rechtsradikalen Etablierung. Eine Revision 
ist aber — Berlin-Demonstration hın oder her 
— keinesfallsabzusehen. Diemöglichen Träger 
einer Pogrome begrenzenden, rassistischen 
Einwanderungs- und Arbeitsmarktpolitik — 
wie in der CDU/CSU das Gespann Süß- 
muth/Geißler — stehen vielmehr weiterhin im 
Abseits. Auch inder Sozialdemokratie gewinnt 
der politische Kurs von Populisten wie Lafon- 
taine und Kronawitter eher an Bedeutung — 


nach Willy Brandt ist es nun vor allem Helmut 
Schmidt, der dıe Partei auf immer nationalisti- 
scheren Kurs zu orientieren sucht. 

Die Betonung völkısch-nationalistischer 
Diskurse wird, davon muß ausgegangen wer- 
den, zu einer starken, organisierten radikalen 
Rechten führen, die das Anliegen deutscher Re- 
nationalisierung “originär” vertritt, und die für 
möglicherweise bevorstehende ökonomische 
Krisenerscheinungen bisher tabuisierte bürger- 
liche Politikvanıanten(wıeder)insSpielbringen 
kann. Diese Entwicklung wırd durch die Haupt- 
strömungen bürgerlicher Politik mit herbeige- 
führt und gewollt. 


Parteiformierung 


Inwieweit — und wie — Rechtsradikale sich 
auch zu einer erfolgreichen Parlamentsparteı 
formieren werden, istdagegen schwerer vorher- 
zusagen. 

Die organisatorische Situation der radikalen 
Rechten ist heute noch, darauf wird oft tröstlich 
verwiesen, geprägt von Zersplitterungen, von 
massiven personellen Konkurrenzen, die nur 
teilweise aufinhaltliche Differenzen zurückge- 
führt werden können — die Rivalität z.B. zmı- 
schen Schönhuber und Frey ist bekannt. Die au- 
toritäre Orientierung der faschistischen Strö- 
mung trägt dazu bei, daß der Streit um die Füh- 
rerschaft besonders erbittert geführt wird. In- 
dessen haben auch diese bestehenden Konkur- 
renzen Wahlerfolge nicht verhindert, die Auf- 
spaltung in zwei relevante rechtsradikale Strö- 
mungen ist keinesfalls eine Garantie gegen eine 
Stabilisierung faschistischer Parlamentserfol- 

e. 
i Die Gefahr einer relevanten rechtsradikalen 
Parteienformierung könnte sich indessen be- 
trächtlich steigern, wenn sich — entweder aus 
denRepublikanern,oderüberbisherige Formie- 
rungen hinweg — eine neue dominante rechte 
Parlamentspartei herausbildete. Eine solche 
Partei, in der sich Karrierechancen für Einstei- 
ger eröffneten, könnte sehr schnell durch ver- 
schiedene “bürgerliche” Figuren an Gewicht 
gewinnen. Bei Gruhl und Weinzierl, bei Mey- 
er-Vorfelder, Lummer, Maier und Gauweiler 
artikulieren sich rechtsökologische und -kon- 
gervative Diskurse, die sich durchaus parteipo- 
litisch zusammenfügen könnten. 

In mancher Hinsicht ist die Situation bei der 
radikalen Rechten hier mit der linken Lage ın 
den späten 70em vergleichbar: Wie damals ıst 
eine verminderte Integrationskraft der Volks- 
parteien zu konstatieren, wie damals entfachen 
erste Wahlerfolge Spekulationen,obundinwel- 
cher Ausrichtung eine Organisierung des Des- 
integrationsprozesses zu einer Parteiformie- 
rung führen kann. Wiedamals sind unterschied- 
liche Machtzentren, Gruppen etc. ineinennoch 
sehr wechselhaft verlaufenden Prozeß von un- 
terschiedlichen Bündnissen und Konstellatio- 
nen einbezogen. 

Der Vergleich erweist sich jedoch als ver- 
kehrt, sobald man die formale Ebene verläßt. 
Konnten die bürgerlichen Parteien eine Parteı- 
gründung am linken Rande des Spektrums — 
“Die Grünen” — nicht verhindern, so gelang 


doch innerhalb der folgenden Jahre die Reinte- 
gration des daran gebundenen Potentials in die 
Spielregeln bürgerlicher deutscher Politik — 
die Grünen wurden am Thema Ökologie zu ei- 
nem Modernisierungsfaktor, wofür die Isolie- 
rung und Austreibung der Parteilinken zum 
Ende der 80er eine notwendige Bedingung war. 
Ob mit oder ohne etablierter Rechtspartei wird, 
bishineinindieSozialdemokratie,einähnlicher 
Prozeß aufder Rechten befürwortet. Es wird da- 
bei aber ein entscheidender Unterschied ““über- 
sehen”: Die Grüne Parteigründung fiel in eine 
Zeit der Auflösung der Linken, das ihr zugehö- 
rige Potential befand sıch zu dıesem Zeitpunkt 
bereitsaufdem Wegnachrechts. DieGrünePar- 
teigründung war ganz wesentlich ein Ausdruck 
dieser Entwicklungstendenz. Das Aufgreifen 
des ““Ökologie”-Themas war in den meisten 
Fällen Form und Inhalt dieser Rechtsentwick- 
lung, nur regıonal und temporär gelang es um- 
gekehrtder Linken, das Thema “Ökologie” tat- 
sächlich aus ıhren Standpunkten heraus zu be- 
setzen. Die Phase der Integrationinsbürgerliche 
Parteiensystem ging daher aucheinher mitdem 
Abschwung sozialer Bewegungen (jedenfalls 
ergibt sich diese Bewertung, wenn die autono- 
me, linke Formulierung von Positionen den 
Maßstab darstellt). Eine Integration des Grü- 
nen-Potentials war in dieser Phase daher er- 
reichbar, obwohl sich die Gesellschaft in dieser 
Zeit insgesamt eher nach rechts entwickelte. 
Daß Vollmer und andere ihre eigenen Integra- 
tionsprozesse als Linksentwicklung der Gesell- 
schaft interpretierten, war reines Phantasiepro- 
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dukt. 


Nicht spiegelverkehrt, sondern ganz anders 
stellt sich die Lage heute beim rechtsradikalen 
Potential dar. Nicht die radikale Rechte über- 
nimmt bürgerliche Inhalte, sondern einige ihrer 
Themen werden heute ausdem Zentrum der Ge- 
sellschaft verbreitet, und einige wesentliche 
Denkelemente aus den rechtsradikalen Schulen 
sind mehrheitsfähig. Gleichzeitig ist ein Auf- 
schwung des aktivistischen und des militanten 
faschistischen Potentials zu verzeichnen. Vor 
diesem Hintergrund ist ein Versuch der Volks- 
parteien, auf “Integrationskurs’ gegen rechts 
zu gehen, nur bei einem entsprechenden weite- 
ren gesellschaftlichen Rechtsruck denkbar. 


Ob aber selbst eine solche fortschreitende 
Rechtsentwicklung Integrationskraft auf das 
rechtsradikale Potential ausüben könnte, muß 
als zweifelhaft gelten. Für Themen wie “Krimi- 
nalität”’, “Drogen”, “Ausländer” gibt es über- 
haupt keine “Lösungen”, die rechtsradikales 
Bewußtsein befriedigen könnten, sind sie doch 
zuallererst Ausdruck der Formierung diesesBe- 
wußtseins selbst. Würde die Gesellschaft ent- 
sprechenddenForderungendieses Bewußtseins 
geformt, müßte das nicht zur “Auflösung” des 
rechten Denkens führen, sondern es könnte eher 
als Verstärker wirken. Parolen wie “Ausländer 
raus” sind darüberhinaus ın dieser Form für die 
bürgerliche Politik nicht praktikabel, wie auch 
beim Thema “Europa” die völlige Integration 
des rechtsradikalen Potentials schwerfallen 
dürfte. Die Betonung völkischen Bewußtseins 
kann auf der Ebene der Realpolitik zwar durch- 


Zur “Modernisierung” 
der Ideologie der “Neuen” Rechten 


“Wir müssen unsere Aussagen so gestalten, daß 
sienichtmehr ins Klischee des 'Ewig-Gestrige- 
n' passen. Eine Werbeagentur muß sich auch 
nach dem Geschmack des Publikums richten 
und nicht nach dem eigenen... In der Fremdar- 
beiterfrage etwa erntet man mit der Argumen- 
tation 'Die sollen doch heimgehen' nur ver- 
ständnislosesGrinsen. AberwelcherLinke wür- 
de nicht zustimmen, wenn man fordert: 'Dem 
Großkapital muß verboten werden, nur um des 
Profites willen ganze Völkerscharen in Europa 
zu verschieben. Der Mensch soll nicht zur Ar- 
beit, sondern die Arbeitzum Menschengebracht 
werden. ' Der Sinn bleibt der gleiche: Fremdar- 
beiterraus! Die Reaktionder Zuhöreraber wird 
grundverschieden sein." 

Leserbnief ım rechtsradikalen “La Plata Ruf” 
(1), 1973 


Die “Modernisierung” der “Neuen Rechten’ 
war in den vergangenen Jahren verschiedenen 
AutorInnen Anlaß, eine weitgehende Revision 
des traditionellen Antifaschismus einzufor- 
dern. Die Tabuisierung und gesellschaftliche 
Ausgrenzung natıonalsozıalistischer Inhalte 
könne, vertraten diese Analysen, der aktuellen 


Situation grundsätzlich nicht mehr genügen. 
Die ““neuen’’ Ideologien seienmitNS-Ideologie 
nichtidentisch. Daraus wurde geschlossen, “die 
Linke’ müsse sich auf die offene ideologische 
Auseinandersetzung mit diesen Strömungen 
einlassen. Die Expansion der radikalen Rech- 
ten, einschließlich ihrer offen nazistischen Er- 
scheinungsform, galt als eine Reaktion auf ak- 
tuelle soziale Mißstände - dıe historische Kon- 
tinuität zur NS-Geschichte als vernachlässig- 
bar. Die politische Qualität der radıkalen Rech- 
ten wurde verdrängt, zur Seite geschoben. Was 
nicht mehr möglich schien - die Ausgrenzung 
und Ächtung faschistischer Inhalte - wurdezum 
gar nicht mehr Wünschenswerten erklärt. Viel- 
mehr wurden selbst offene Neonazis bloß mehr 
alssozialpädagogischesKlientelbegnfien,dem 
Zuwendung und positive Beachtung gewährt 
werden müsse. Der Wunsch, trotz nationaler 
Welle und faschistischer Gewalt Momente zu 
finden, die zu einer Entwarnung berechtigen 
könnten, führte dazu,daßrechtsradikaleHöhen- 
flüge in Deutschland (z.B. bei Leggewie) gera- 
dezu als ““Normalisierung” deutscher Verhält- 
nisse in Angleichung an dıe europäischen Bei- 
spiele (Frankreich, Großbritannien) begriffen 
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aus mit EG-Großmachtpolitik einhergehen — 
auf der Ebene des Massenbewußtseins dürfte 
der dem ınnewohnende Widerspruch aber dazu 
führen, daß das EG-Thema für die radikale 
Rechte ımmer wieder mobilisierend wirken 
kann. — Die ständige Orientierung anden rech- 
ten Themen, verbunden mit der Anerkennung 
rechtsradikaler Ordnungsmuster, durch die 
Volksparteien, führt zur beschleunigten Entfal- 
tung ebenjener Muster. 


Dieses Problem ist der bürgerlichen Politik 
natürlich bekannt,dennoch werden auch ausder 
SPD keine tatsächlichen Anstrengungen unter- 
nommen, dıe nach rechts führende Dynamik zu 
unterbrechen. Ein formiertes rechtsradikales 
Lager, möglicherweise eine stabilisierte 
Rechtspartei haben die Funktion, rassistische 
und nationalistische Anschauungen in einer 
Konzentration und Form zu vertreten,dieinsich 
den Übergang zu faschistischen Herrschaftsfor- 
men als eine Option in sich trägt. Wie ““moder- 
nisiert”’ auch immer eine solche faschisti- 
sche/faschistoide Partei daherkommen mag: 
Sıe wırd dem Tradiıtionszusammenhang ver- 
pflichtet sein, der von der “Konservativen Re- 
volution’” der Weimarer Republik zum NS-Sy- 
stem führte. 


Berthold Brunner 


(1) SINUS-Institut, 5 Millionen Deutsche “Wir 
wollen wieder einen Führer haben”, Reinbek 
1981. 
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wurden und werden. 


Richtig an solchen Überlegungen isteinzig, daß 
eine bloß formale Zuordnung desRechtsradika- 
lismus zum histonschen Nazismus heute nicht 
mehr genügenkann. Esrächtsich, daß sichauch 
ın der Linken - von einigen Antifa-Spezis ab- 
gesehen - zu sehr an bloß Außerlichen Merkma- 
len des NS abgearbeitet wurde, daß esan Ana- 
Iysen zur Durchdringung neonazistischer, na- 
tionalistischer. rechtsradikaler Weltbilder aber 
mangelte. Entsprechende Theoriedefizite tra- 
genzueinerHilflosigkertgegenüber Thesen wie 
denen Leggewies bei. Das heißt aber nicht. daß 
der neuen Offenheit gegenüber modermnisiertem 
Rechtsradikalismus beigepflichtet werden 
dürfte. Mögen Konzepte einer gesellschaftli.- 
chen Ausgrenzung heute unrealistischer sein, 
als sıe Antifa-Bewegungen unter alten BRD- 
Verhältnissen erschienen waren, so bleibt doch 
notwendig, sie - aus der Minderheitenposition 
heraus - zu propagieren. Auch einer ‘‘moder- 
nen”, “neuen” radikalen Rechten kann es in 
Deutschland nicht gelingen, ihre Traditionsli- 
nıen wirklich “aus dem Schatten Hitlers” tre- 
tend zu formulieren. So führt die Orientierung 
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an der französischen “nouvelle droite” z.B. un- 
weiıgerlich zu Denken der deutschen “konser- 
vatıven Revolution” wie Ernst Jünger, Moeller 
vondenBruck oder Carl Schmitt zurück, die als 
entscheidende WegbereiterdesNS-Faschismus 
betrachtet werden müssen. 


Der “neue Nationalismus” — 
das Beispiel “Junge National- 
demokraten” 


Wie wenig eine Analyse heute noch greift, die 
allein auf die Wiedererkennung originaler na- 
tionalsozialistischer Schlüsselbegriffe setzt, 
zeigt ein Blick in das Februar 1991 veröffent- 
lichte Programm der “Jungen Nationaldemo- 
kraten”. Die Jugendorganisation der NPD for- 
muliert darın eine fast prototypisch “modemi- 
sierte” Variante des radikalen Nationalismus. 
Traditionell links besetzte Begrifflichkeiten 
wie “Imperialismus”, “‘Entfremdung’’ oder 
“alternativer Lebensstil’ prägenden Text. Sol- 
che Teile der Linken, die sich die Parole vom 
“nationalen Selbstbestimmungsrecht” ideolo- 
gisch zu eigen machen, also die Problematik 
“übersehen”, daß Nationalismus ein im Kern 
bürgerliches, rechtes Konzept ist und bleiben 
muß, werden Mühe haben, sich von einer Aus- 
sage wie der folgenden abzugrenzen: ‘‘DerNa- 
tionalismus bekämpft die multinationalen Kon- 
zerne, die aufgrund ihrer Profitinteressen welt- 
weit bestrebt sind, die Völker auszubeuten, zu 
unterdrücken und zu entmündigen.''(S. 8) 

Kermthese im Programm der “Jungen Natio- 
naldemokraten” ist, daß jedes “Volk” eine be- 
sondere Einheit darstelle, und ganz spezifische 
Qualitäten und Eigenschaften besitze. Die Gül- 
tigkeit dieser Einheit müsse gegenüber Denk- 
konzepten, die Individuum, Klasse, oder auch 
universale menschliche Werte ins Zentrum rük- 
ken, verteidigt werden: ‘Das internationalisti- 
sche Konzept der universellen Menschheit ist 
eine unzulässige Abstraktion. Nicht dieMensch- 
heit, sondern die Welt der 1000 Völker ist Wirk- 
lichkeit. ... Die unabhängigen und selbstbewuß- 
ten Völker — und nur diese — sind die Subjekte 
politischer Prozesse undMotorgeschichtlicher 
Entwicklungen. Eine Welt, in der jedes Volk in 
seinem eigenen, unabhängigen, freien und 
selbstbestimmten Staatlebt, ist daher das Ideal- 
ziel jedes Nationalisten.''(S. 5 und 4) 

Anders als im traditionellen Rassismus wird 
darauf verzichtet ‚die völkische Besonderheitin 
ersterLinieauf Vererbung, aufgenetische Über- 
einstimmungen zurückzuführen. Im erneuerten 
Programm steht im Vordergrund, die Nation als 
kulturelle Einheitzudefinieren: ‘‘DasNational- 
bewußtsein gründet sich auf der gemeinsam er- 
lebbaren Abstammung, Tradition und Lebens- 
auffassung. '' (S. 4) Anders als beim National- 
sozialismus ist außerdem eine deutsche Über- 
legenheit als ‘“Herrenrasse” nicht explizit be- 
hauptet— vielmehr wirdjederals ‘/mperialist'' 
bezeichnet, der ‘andere Völker oder Stämme 
seines Volkes spaltet, unterdrückt, knechtet 
oder ausbeutet''. Selbst “Faschismus '' wird als 
"Träger eines gegen die Identität und Selbstbe- 
stimmung der Völker gerichteten Imperialis- 
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mus'' bewertet (S. 5). Der Chauvinismus artı- 
kuliert sıch im Programm der “Jungen Natio- 
naldemokraten” nur indirekt, indem Lebens- 
verhältnisse, wie sie sich ın unterschiedlichen 
Weltregionen entwickelten, als weitgehend 
“natürlich”, den verschiedenen ‘Volkskultu- 
ren’ angemessen, ideologisiert werden. Der 
herrschende deutsche Besitzstand ıst dadurch 
ebenso festgeschrieben wie Besitzlosigkeit und 
Elend, die anderswo eben der völkischen Sub- 
stanz entsprechen. 

Auch Eurochauvinismus rechtfertigt sich im 
modernisierten Rechtsradikalismus — schein- 
bar wertfrei — aus einer Ideologie, die ““ge- 
wachsene” Lebensverhältnisse von Ethnien zur 
Grundlage ihres Denkens macht. “Europa” 
wirdalsLebensraumeinerGroßethniebegriffen 
und als ‘Heimat vieler Völker’ bezeichnet, die 
“überwiegendgleicher Abstammung sind, eine 
ähnliche Kultur besitzen und deren Geschichte 
vielfach verwoben ist.” (S.9) Die NPD-Jugend 
befürwortet eine Zusammenarbeit der europä- 
ischen ‘Nationalkulturen'', \ehnt aber die EG 
ab, die als ‘Zusammenschluß von Großkonzer- 
nen 'denunziert wird(S. 10). Überhauptgiltder 
“Befreiungskampf .... den Multis'', während der 
Vormarsch nationalistischer Bewegungen in 
Osteuropa mit Befriedigung registriert wird: 
‘Dem nationalistischen Befreiungskampf der 

Jungen Völker gehört unsere Solidarität. Ihr 
Sieg ist unsere Hoffnung. (S. 10) 

Mit solchen Neuformulierungen des Pro- 

gramms setzt die Jugend der NPD unmittelbar 
an Themen und Thesen an, wie sie heute, nach 
der Wiedervereinigung, in den “Volkspartei- 
en’ propagiert werden — die Betonung des Na- 
tıonalen und von dessen völkischen Prinzipien. 
Gleichzeitig wird deutlich, daßdie Substanz des 
faschistischen Denkensdurch dieNeuformulie- 
rung nicht beeinträchtigt wird. Die “Modemi- 
sierung” ist auch keineswegs gleichzusetzen 
mit einer “Mäßigung” der Forderungen oder 
Aktionsformen. Zwar fassen die “Jungen Na- 
tionaldemokraten” die These von der “Über- 
fremdung” in neue, wohlklingendere Worte, 
und sprechen beispielsweise davon, dıe ‘‘Ma- 
schinen'' müßten ‘zu den Menschen’', anstatt 
die Menschen zu den Maschinen gebracht wer- 
den (S. 12). In der Erklärung von Migrations- 
und Fluchtbewegungen huldigen sıe aber einer 
Weltverschwörungstheorie, ın der wesentliche 
Elemente des Antisemitismus angelegt sind: 
“Die Überfremdung der Völker und die daraus 
resultierende Verdrängung und Zerstörung der 
Nationalkulturen ist eine der imperialistischen 
Strategien der Internationalisten, um eine 
gleichförmige Weltzivilisation zu etablieren. 
.. " Und sie bekennen sıch recht deutlich zum 
aktıvistischen, mörderıschen Rassısmus: 
"Dieser Entwicklung leisten wir als Nationa- 
listen fanatischen Widerstand.‘ (S. 25) 

Auch von dem Anspruch auf territoriale Ex- 
pansıon des deutschen “Reichsgebiets' nımmt 
das “‘modernisierte”’ faschistische Programm 
keineswegs Abstand — vielmehr ist die Revi- 
sionder ‘willkürlich festgelegten Grenzen der 
“Siegermächte '' Programmpunkt (S. 9). Zum 
‘Neuen Reich'', das — natürlich in freund- 
schaftlichster Übereinstimmung mit anderen 


Völkern —herzustellen seı,zählendann ‘‘Wesr- 
preußen und ‘Ostpreußen genauso wie ‘Ti- 
rol”, ‘Kärnten'' und das “Burgenland”... 

Die Jugend der NPD hat mit ihrem neuen Pro- 
gramm also keinesfalls die Ziele, die sie mit der 
Mutterpartei NPD seit langem vertnitt, aufgege- 
ben. Die Modemisierung des Programmes der 
NPD-Jugend liegt vielmehr ın der Linie der 
Mutterpartei. Die NPD hat — nach der Abspal- 
tung führender Mitglieder in die “Deutsche 
Liga” — die frühere Funktion als rechte Wahl- 
partei weitgehend eingebüßt, und sie scheint 
nun ihre Aufgabe in der Zusammenarbeit mit 
verschiedenen rechtsradikalen Spektren zu su- 
chen. Dazu gehören in den ‘neuen Bundeslän- 
dern” militante Nazigruppen, beı denen natıo- 
nalrevolutionäres Gedankengut beliebt ıst (2). 
Das modemisierte Programm der “Jungen Na- 
tionaldemokraten” stellt Nähe zu diesen Kräf- 
ten ebenso her, wie zum bürgerlichen, konser- 
vativen Diskurs. 


Vorbild für “Modernisierung”: 
Die “nouvelle droite” 
in Frankreich 


Die Neufassung des Programmes der “Jungen 
Nationaldemokraten” orientiert sich in weiten 
Teilen an Ideologieelementen, wie sie die nou- 
velle droite in Frankreich in den 70er und 80er 
Jahren entwickelte. Zentral für die Neuformie- 
rung des rechten Denkens sind die Thesen der 
Gruppe “GRECE” (3), ihres Vordenkers Alain 
de Benoist und der von ““GRECE” herausgege- 
benen Zeitschrift “elements”. Die Gruppe for- 
mierte sich bereits 1968 aus Aktivisten der 
rechtsradikalen *“Europe Action”, Anhängern 
der Europakonzeptionen der SS und Mitglie- 
dern der rechten französischen Geheimorganı- 
sation OAS. Wie die Nazis setzte und setzt diese 
Gruppe auf ein antichristliches Neuheidentum, 
und sie sieht das Deutsche Reich als Garanten 
gegen “‘parasitären Kosmo-Kapitalismus'' — 
der 2. Weltkrieg wird vor diesem Hintergrund 
als ‘kraftvolle, lyrische Erhebung der Deut- 
schen '' bezeichnet (4). 

GrundanliegenderGruppeurm “elements” ist 
die Zurückdrängung der liberal-bürgerlichen 
Gleichheitsgedanken, der Ideologie der franzö- 
sıschen Revolution, wie sie inder Idee der Men- 
schenrechte formuliert ist. “Nicht jedem ersten 
besten zitiert “€lements” denitalienischenfa- 
schistischen Denker Evola, ‘kann Menschen- 
würde zugesprochen werden, und auch wo sie 
vorhanden ist, erscheint sie in verschiedenen 
Abstufungen. Eine allgemeine Achtung vor der 
menschlichen Person ist ein Aberglaube" (5). 
Nichtdie Gemeinsamkeitder Menschen inihrer 
individuellen Differenz ist Ausgangspunkt des 
Denkens, sondern als ursprüngliche Einheit gilt 
de Benoist das — rassıstisch definierte — Volk. 
dessen Eigenart zu bewahren sei; dazu die nou- 
velle droite in den 70er Jahren: ‘Universelle 
Wertsysteme sind zu verwerfen: Etwas ist gut, 
wahr, schön nur für den Menschentyp, dessen 
'ethnischem Substrat’, psychischem Zustand 

& 

€ 
Fortsetzung S.27 
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Die Vorbilder einer “konservativen Revolution” aus der Weimarer Republik 


Für de Benoist und die französische ““nouvelle 
droite” warintheoretischerHinsichtderRück- 
gniffaufDenkerderdeutschen “Konservativen 
Revolution” der WeimarerRepublik von gros- 
ser Bedeutung. De Benoist gibt in Frankreich 
seit 1990 ineiner Buchreihe Werke desRechts- 
philosophen Carl Schmitt und des ‘“Jungkon- 
servativen” Moeller van den Bruck heraus; 
auchder BezugaufdenSchniftstellerErnst Jün- 
ger spielt bei der französischen nouvelle droite 
eine Rolle. 


Arthur Moeller van den Bruck (1876-1925) 
propagierte als ein führender “Jungkonserva- 
tıver” die Bekämpfung jedes rationalen Ge- 
sellschaftsbildes: ‘Der Liberalismus ist Aus- 
druck einer Gesellschaft, die nicht mehr Ge- 
meinschaft ist." (1) Er begründete die Ideolo- 
gie einer “deutschen Sendung”, und propa- 
gierte “Das Dritte Reich” (Buchtitel von 
1923), ın dem diese deutsche Erwähltheit ihre 
Erfüllung findenmüsse. Moeller vanderBruck 
wertete ın seiner politischen Mythologie den 
“alten” Westen stark ab, setzte demgegenüber 
auf ein Bündnis der östlichen Völker, die ihm 
— einschließlich Deutschlands —alsdie “‘jun- 
gen”, zukunftsträchtigen galten. Zentral war 
seinem Denken die Formulierung eines radi- 
kalen und konsequenten Nationalismus, der 
auf der Vorstellung beruhte, der Lebensraum, 
in dem ein “Volk” lebe oder in den es gerate, 
bestimme dessen Charakter. Inder NS-Rezep- 
tion wurde an seiner Ideologie u.a. eine man- 
gelnde Berufung auf einen genetisch abgelei- 
teten Rassismus bemängelt— dennoch fanden 
grundlegende Begriffe und wichtige Momente 
seines Denkens Eingang in die nazistische 
Ideologiebildung. 


Carl Schmitt (1888-1985) war als Jurist in der 
Weimarer Republik vom “totalen Staat’ des 
italienischen Faschismus stark beeindruckt — 
seine Rechtsphilosophie spiegelt diese Faszi- 
nation: “der Ausnahmezustand offenbart das 
Wesen der staatlichen Ordnung am klarsten. 
.. die Autorität beweist, daß sie, um Recht zu 
schaffen, nicht Recht zu haben braucht. '’ (2). 
In Liberalismus und Judentum sah Schmitt die 
Gegenprinzipienzum propagiertenautoritären 
Staatsbegriff verkörpert. 

Im NS-Faschismus nahm der zum ““preußi- 
schen Staatsrat” gekürte Schmitt verschiedene 
wichtige FunktionenimZentrumderNS-Justiz 
ein: Der “konservative Revolutionär” begriff 
dasNS-Systemals Verwirklichung seiner Vor- 
stellungen. Gemäß seiner Staatsphilosophie 
feierte er nach der Liquidierung von SA-Füh- 
rern und anderen faschistischen Konkurrenten 
Hitlers 1934 diese Tat ım Aufsatz ‘Der Führer 
schützt das Recht’ ‘'Der Führer‘ mache 
“ernstmitdenLehren der deutschenGeschich- 
te. Das gibt ihm das Recht und die Kraft, einen 
neuen Staatl undeine neue Ordnung zu begrün- 
den.’ (3) Auch Hitlers Ermächtigungsgesetz 
entsprach seinen Staatsıdealen — er bezeıch- 
nete esals 'vorläufiges Verfassungsgesetz des 
neuen Deutschland. ''(4) Nach Querelen unter 
NS-Junsten bereitete Schmitt ab 1936 eıne Ju- 


ristische Linie zur Rechtfertigung der NS- Er- 
oberungs- und Vemichtungspolitik vor: Der 
Begnff des “Reiches”, so Schmitt, begründe 
neue Ordnungsbegniffeeines ‘neuen '"Völker- 
rechts,dadurchkönnesichdasNS-Systemeine 
“Ausstrahlung in den mittel- und osteuropäi- 
schen Raum hinein ... verschaffen ' und ‘Ein- 
mischungen raumfremder und unvölkischer 
Mächte ... zurückweisen'. Auch hıer preist 
Schmitt “die Tat des Führers'', die Recht ge- 
setzt, und dem Reichsgedanken “eine große 
völkerrechtliche Zukunft verliehen '' habe. (5) 

NachdemKnegbliebSchmitteineinflußrei- 
cher konservativer Rechtswissenschaftler der 
Bundesrepublik. Schmitt betonte u.a. die Not- 
wendigkeit einer deutsch-völkischen Verfaßt- 
heit despolitischenSystems: “ZurDemokratie 
gehört also notwendig erstens Homogenität 
und zweitens — nötigenfalls — die Ausschei- 
dung oder Vernichtung des Heterogenen...' 
(6). Seine völkisch-rassistische Staats- undDe- 
mokratiedefinition wird heute nicht nur in 
sämtlichen rechtsradikalen Postillen vıel zi- 
tiert, sondern kann auf zahlreiche Anhänger 
unter führenden Konservativen zählen. 


Ernst Jünger profilierte sıch in der Weimarer 
Republik durch kriegsverherrlichende Litera- 
tur als bekannter Anhänger einer “konservati- 
venRevolution”. Deutschland, so Jünger,habe 
den 1. Weltkrieg verloren, weil es ‘große Ge- 
biete seiner Kraft der totalen Mobilmachung” 
entzogen habe, esmüsse zum Sieg eine “totale 
Mobilmachung ''üben, “die sich selbst auf das 
Kindinder Wiege erstrecken solle (7), Jünger 
kann also als Stichwortgeber für Goebbels 
Rede vom “totalen Krieg’ gelten. Die anfäng- 
lich freundschaftliche Verbindung zu Hitler 
kühlte 1929 ab, als die NSDAP Bombenatten- 
tateder Landvolkbewegung nicht unterstützte. 
1932 verfaßte Jünger den ‘Arbeiter”', der als 
wichtiger faschistischer Gesellschaftsentwurf 
geltenkann: Er propagiert Prinzipien einer me- 
taphysischen Grundsätzlichkeit, denen Anti- 
semitismustiefeingeschrieben ist, und tritt wie 
Schmitt für die Einführung des totalen Staates 
ein. ImNS-Faschismus wirkte Jünger nicht “in 
erster Reihe” mit — während des Krieges war 
er als Offizier u.a. in Paris —, wurde aber vom 
NS-System hofiert. Ein NS-Autor schrieb bei- 
spielsweise, Jünger habe “um die geistige Vor- 
bereitung der Deutschen Revolution 1933 
mehrVerdienst 'alsgar AdolfHitler,ersei “als 
der durchgeistigste Revolutionär der Jahre um 
1925/26 entschieden einer derjenigen gewe- 
sen, der durch seine Feder alle die in seinem 
Sinne beeinflußte, die dann sehr oft den Weg 
zu Hitler fanden. (8) Eın Schriftstück, das die 
Distanz zwischen Jünger unddem NS-Regime 
belegen sollte, erwies sich vor kurzem als ge- 
fälscht. 


Nach dem Krieg hielt Jünger an seıner Welt- 
anschauung fest, hielt sich z.B. zugute, daß 
beim Anrücken der Alliierten “in meinem Be- 
zirk keine weiße Fahne gehißt wurde. (9) Ob- 
wohl er aus seinem rechtsextremen Weltbild 
nıe einen Hehl machte — er wurde noch ım Al- 


ter Herausgeber der ıtalienischen faschisti- 
schen Zeitung “Ladestra”’ —blieberals‘““kon- 
servativer Revolutionär”’ eine gesellschaftlich 
anerkannte Persönlichkeit. 1982 erhielt erden 
Goethe-Preis der Stadt Frankfurt, und Helmut 
Kohl attestierte ihm ‘kompromißlos Mensch- 
lichkeit" wegenderer ‘die Erfahrung von An- 
feindungen und Verleumdung '' habe machen 
müssen. (10) 

Die gemeinsame Bezugnahme,die ““konser- 
vative Revolution”, wirkt auf die immer stär- 
kerzusammenwachsende konservativeund fa- 
schistische Szene als wichtiges Bindeglied: 
Wenn Ernst Jünger, geboren 1895, ın zwei Jah- 
ren seinen hundertsten Geburtstag feiern wird, 
verspricht das unter den veränderten politi- 
schen Bedingungen zu einem reaktionären 
Großereignis zu werden. 


Wennder ‘‘modemisierte” Rechtsradikalis- 
mus von der Berufung auf NS-Autoren Ab- 
stand nimmt, stattdessen auf Schmitt, Moeller 
vanden Bruck und Jünger zurückgreift, fördert 
das also seine Diskursfähigkeit und dient dem 
Zweck ‚trennende Grenzenzumkonservativen 
Lager zu überwinden: Gewünschter Zielpunkt 
einer solchen Entwicklung ist eine Art neuer 
Harzburger Front. Die Bewegung “back to the 
roots” rechter Ideologien des 20. Jahrhunderts 
führt aber zu genau jenen Quellen, aus denen 
der Nationalsozialismus gespeist wurde. Da 
die nun erneut hochgehaltene “konservative 
Revolution” Wegbereiterin des Nationalso- 
zialismus war, bleibtesauch dem “modernen” 
Rechtsradikalismus nun unmöglich, wirklich 
“aus dem Schatten Hıtlers” zu treten. 


Anmerkungen: 

1 Arthur Moeller van den Bruck, Das Dritte 
Reich, Berlin 1923, S. 97. 

2 Politische Theologie, Berlin 1934 (= 2. Auf- 
lage, erstveröffentlicht 1922), zitiert nach 
Ingo Müller, Die Aktualität Carl Schmitts, in: 
Martina Kirfel/Walter Oswald (Hrsg.), Die 
Rückkehr der Führer. ModernisierterRechts- 
radikalismus in Westeuropa, Wien, Zürich 
1989, S. 218. 

3 In: "DJZ”, Berlin 1934, Sp. 945f, zitiertnach 
Müller, a.a.O., S. 214. 

4 "DJZ", Berlin 1934, Sp. 945f, zitiert nach 
Müller, a.a.O., S. 214. 

5 Völkerrechtliche Großraumordnung mit In- 
terventionsverbot für raumfremde Mächte, 
Berlin, Leipzig, Wien 1939, S. 87, zitiertnach 
Müller, aaO, S. 215. 

6 Die geistesgeschichtliche Lage des heuti- 
gen Parlamentarismus, 4. Aufl., Berlin 1969, 
S. 242, zitiert nach Müller, aaO, S. 217. 

7 Krieg und Krieger, Berlin 1930, zitiert nach 
Walter Oswald, Ernst Jünger, in Kirfel/Os- 
wald (Hrsg.), aaO, 8. 204. 

8 P. Körbitz, Ernst Jünger, der große Wege- 
bereiter der deutschen Revolution, in 
“Preußische Lehrerzeitung"”, 1933, zitiert 
nach Oswald, aaO, S. 207. 

9 Leserbrief an die "Deutsche Soldatenzei- 
tung” vom 9.5.1960, zitiert nach Oswald, 
aaO, S. 208. 

10 Anläßlich der Verleihung des Goethe- 
Preises der Stadt Frankfurt, 1982, zitiertnach 
Oswalt, aaO, S. 203. 
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netischer Zusammensetzung sowie sozialerund 
rassischer Umwelt es entspricht. ... Jedem 'eth- 
nischen Substrat’ entspricht eine eigene Logik, 
eine eigene Weltsicht.'' (6) Die These von der 
völkischen Verschiedenheit suchte ““&lements’’ 
zunächst, in den 70er Jahren, immer wieder 
durch einen “wissenschaftlich” begründeten 
Rassısmuszu belegen, der genetische Nachwei- 
se für die Differenz zugrundelegen sollte. Von 
solchen “Belegen” (wiedenbekannten US-Un- 
tersuchungen, die einen niedrigen Intelligenz- 
quotienten schwarzer Völker “beweisen” wol- 
len)setztensich de Benoistund “GRECE” dann 
in den 80er Jahren zunehmend ab. Sie begrün- 
detendie “droitäladifference,‚dasRecht, völ- 
kısche Reinheit durchzusetzen, nunmehr stär- 
kerausdem “natürlichen” Bestreben,kulturelle 
Traditionen zu bewahren. 

Dieser Übergang kennzeichnet nicht nur den 
Rassısmus der nouvelle droite, sondern großer 
Teile der radikalen Rechten, wie auch der breit 
verankerte, gesellschaftlich konsensfähige 
Rassismus heute überwiegend “kulturell” ar- 
gumentiert. Er wird meist als Verschiebung von 
einer “biologischen” zu einer “kulturalen’ 
Rassismus- Variante beschrieben. Die Verände- 
rung betnfft allerdings nur die Erscheinungs- 
form,nichtdenKerndes rassistischen Denkens. 
Es wäre ein Mißverständnis, zu verkennen, daß 
auch “kulturaler” Rassismus eine Biologisie- 
rung der Gesellschaftserklärung betreibt. Das 
Streben, in abgegrenzten Nationen zu leben, 
wird als “natürlich” vorausgesetzt. 

“Eigene Rasse” und “eigenes Volk’ werden 
dem “Fremden” so entgegengesetzt, alsknüpf- 
ten sich an äußerliche (“Rasse”-) Eigenschaf- 
ten oder an die (“Volks”-) Abstammung fest- 
stehende, unveränderbare soziale und gesell- 
schaftliche Umstände. Aussagen über die 
“Volkskulturen” basieren auf den Bildern, die 
im traditionellen Rassismus als “angeboren”’ 
galten, und eben jene Bilder sollen reproduziert 
und reingehalten werden. “Völker” werden in 
Analogie zu “Tierarten” so begriffen, als ob ih- 
nen konstante Qualitäten, unterschiedliche 
“Charaktere”, anhafteten. 


Ebensowenig, wie die “kulturale’”’ Moderni- 
sierung den Rassismus im Kern verändert, be- 
einträchtigtdie “droitälädifference” ‚die These 
vom gleichen Recht auf die Verschiedenheit, 
das Überlegenheitsgefühl, das mit der eigenen 
“Rassen”- und “Volks’’zugehörigkeit verbun- 
den wird. Wiederum bleibt es rein äußerlich, 
wenn dermodemisierte Rassismus (oder Natio- 
nalismus) für die Erhaltung aller kulturellen 
Identitäten eintritt, und “lediglich” die Unver- 
einbarkeit verschiedener Kulturen ın ein und 
demselben Territorium betont. Als “bedroht” 
gilt auch dem modernisierten Rassismus stets 
die “eigene” Kultur, als Bedrohung stets das 
“Andere” ‚undsobleibtdieGefahreiner “Über- 
fremdung” ‚bleibtdasrassistischbelegteObjekt 
bekämpfenswert. Auch aus der Ideologie der 
völkischen kulturellen Differenz kann zudem 
eine europäische bzw. nationale Überlegenheit 
gefolgert werden. Das aktuell vorhandene Ge- 
fälle an faktischem Wohlstand und faktischer 
Macht wird ja nicht als soziale Konstellation, 
sondern als Ausdruck der unterschiedlichen 
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Rassen- (oder Volks-) Eigenschaften begnffen. 
Da das Verhältnis der Über- und Unterordnung 
dabei bereits mitgedacht ıst, braucht es nicht 
mehr zum Programm gemacht, sondern nur 
mehr festgeschrieben zu werden. 


Von der “nouvellie droite” 
zur Nationalen Front 


Die französischenouvelledroitesorgte Endeder 
70er Jahre für Schlagzeilen: Nach Enthüllun- 
gen, die Wochenendbeilage der Zeitung ““Figa- 
ro” werde von “Neuen Rechten” maßgeblich 
gestaltet, erschienen in Frankreich mehr als 500 
Artikelüberdie Gruppe “GRECE”. Angesichts 
linker intellektueller Dominanz machte sich der 
Kreis um de Benoist ausdrücklich den “Hege- 
monie”-Begriff Gramscis zu eigen und setzte 
sich zum Ziel, rechte Gedanken so zumodemi- 
sieren und umzuformulieren, daß sie linke Eıin- 
flüsse zurückdrängen, und zu einer ‘Kultur- 
revolution'’ im rechten Sinne führen könnten. 
GRECE verstand (und versteht) sich nicht ei- 
gentlich als “politische” Gruppe, sondern als 
“megapolitisch”', nicht die Entstehung einer 
starken, organisierten Rechten galt ihr als Er- 
folgskriterium, sondern eine Verschiebung ge- 
sellschaftlich breit diskutierter Themen und 
Standpunkte. 

Das Konzepteines kultural formulierten Ras- 
sismus, verknüpft mitder These eines herzustel- 
lenden ‘“Ethnopluralismus”', trat in Frankreich 
und darüberhinaus einen Siegeszug an. 1974 
wurde in Paris der “Clubd’Horloge’’,der ‘““Uh- 
renclub’”, gegründet, der als Ideologieinstitut 
der Rechtsparteien RPR und UDF fungieren 
sollte. Besetzt mit Spitzenakademikern, fun- 
gierte diese explizit antiegalitär ausgerichtete 
Denkfabrik als eine Art Transmissionsriemen 
zwischen “GRECE” und der Gesellschaft (7). 
Aufdiesem Wege gewannenIdeendernouvelle 
droite Anhänger bis hinein in Regierungskreise 
— bis hin z.B. zu Giscard d’Estaing, der heute 
die Einführung eines völkischen Staatsbürger- 
prinzips in Frankreich fordert. 

Die Orientierung auf““Diskursfähigkeit’’,die 
bisweilen auch durch die Übernahme linker Be- 
grifflichkeiten hergestellt wurde, unterschied 
die Gruppe um “GRECE” deutlich von der ak- 
tıvistisch-politischen “Nationalen Front” Le 
Pens. So erklärte de Benoist noch kurz vor dem 
ersten großen Wahlsieg der FN: ‘Wir sind 
Kämpfer für die Sache der Völker, einer aktiven 
Solidarität zwischen Europa und der Dritten 
Welt, Kämpfer eines Kampfes gegen die wesili- 
che Ideologie und die Block-Politik. Wir könn- 
ten deshalb niemals den 'Atlantismus' des FN 
gutheißen, genausowenig wie seine Kritik am 
Gaullismus und an den Institutionen der V. Re- 
publik. Wir sind außerdem nicht einverstanden 
mit den Kampagnen gegen die Ausländer. Die 
Kritik an der Immigration ist legitim in dem 
Maße, wosie eine Art Zwangsentwurzelung dar- 
stellt. Aber unter der Bedingung, daß wir uns 
solidarisch mit den Emigreserklären, die dieer- 
stenOpferdieser Zwangsentwurzelung sindund 
die sich letztlich mit denselben Problemen wie 
wirkonfrontiertsehen: Wie eine kulturelle Iden- 
tität bewahren in einer Welt, diemehr und mehr 


der Logik des Homogenen unterworfen wird? " 
(8) Die Einschätzung indessen, die Nationale 
Front mit ihrem oflener rechtsradikalen Voka- 
bular werde ein ‘Strohfeuer" bleiben, trog de 
Benoist — vielmehr ist es in Frankreich heute 
stiller um die, allerdıngs weiter wirksam agie- 
rende, Gruppe “GRECE” geworden (9). Dage- 
gen wurde die front national zu einem konstan- 
ten, ja ständig erfolgreicherenFaktorinderfran- 
zösıschen Republik. 

Die Nationale Front tritt dabei als eine radı- 
kale Rechte mit modernisiertem Programm auf 
— die nouvelle droite beeinflußte die faschisti- 
schen Positionen dieser Organisation, wie sie 
heute ebenso Personal für dessen intellektuelle 
Artikulation stellt. Im eigentlichen Sinne ist die 
nouvelle droite aber Wegbereiter für die FNge- 
wesen, indem sıc beigetragenhat, dıe Dominanz 
linker Diskussionskultur zu brechen. Ihre spe- 
zifische Ausformung blieb eine zeitlich beding- 
te Erscheinung: die Notwendigkeit, das Denken 
in teils der Linken entlehnte Begriffe zu fassen, 
erklärt sich aus dieser Aufgabe. Der Le Pen- 
Gruppe istderBodenschonbereitet—siekonn- 
teindenspäten 80er JahrenvordemHintergrund 
wiedererwachender rechter Anziehungskraft 
bereits wieder erfolgreich mit plumperem Ras- 
sismus, auch wieder mit offen antisemitischen 
Versatzstücken werben — solche von de Be- 
noist noch als “veraltet” kritisierte Momente 
scheinen inzwischen wieder überaus populär 
und wählerwirksam zu sein. — Der Zusammen- 
hang von “Modernisierung” und der Renais- 
sance der durchaus wiedertraditioneller formu- 
lierten Agitation der FN, wie er in Frankreich 
zu beobachten ist, ist bemerkenswert, spricht er 
doch gegen die häufig formulierte Sichtweise, 
dieModernisierungderRechten werdezuneuen 
Formationen führen, diemitdem “überkomme- 
nen”, “verknöcherten” Faschismus nur noch 
wenig gemein hätten. 


Der rechte Anschluß 
an die “Ökologiebewegung” 


Ein wesentlicher Faktor füreineangestrebteHe- 
gemoniefähigkeitderradikalenRechtenist,daß 
ihre biologistische Auffassung von Gesell- 
schaft breit, bis ıns Zentrum der Gesellschaft 
hinein, getragen und reproduziert wird. Für die 
nouvelle droite gehen Politik und Biologie in 
eins: ‘Echte Politik ist Biopolitik. Das übrige, 
Wirtschafl und Soziales, sind Beifügungen, 
wichtig, aber zweitrangig ... Der Mensch ist et- 
was, dasübertroffen werden muß. Die Evolution 
ist noch nicht beendet... Aber Evolution bedeu- 
tet Differenzierung undSelektion. '(10)DerZu- 
sammenhangmachtnach der Ideologieauchder 
“Neuen” Rechten notwendig, Selektion und 
Rassenhygiene zu betreiben, um ein ''Überge- 
wicht der Schwachen zu verhindern. ''(11)) 

In ihrem Biologısmus stützte sich die nouvel- 
le droite ıinbesondere auf Schriften des Verhal- 
tensbiologenKonrad Lorenz. Lorenz selbst, ıns- 
besondere aber sein Schüler Eibl-Eibesfeld, be- 
haupteten, die Ergebnisse der ““ Verhaltensfor- 
schung’’ könnten, dader Mensch der Natur ent- 
stamme, auf den menschlichen Bereich ange- 
wandt werden. Nichtnurinder NS-Zeit,sondern 


noch 1973 verglich Lorenz die Minderwertig- 
keit “asozialer'' Elemente, von ‘Parasiten’, 
mit Krebsgeschwulsten,dıesichnurentwickeln 
könnten, weil Abwehrmaßnahmen des Körpers 
versagten. (12) Eibl-Eibesfeld war mehrfach zu 
Gast bei der nouvelle droite, und trat auch inder 
Bundesrepublik als Autor verschiedener rechts- 
radıkaler Zeitschriften hervor. 

Die nouvelle droite geht unter Berufung auf 
Lorenz von der Prämisse aus, menschliches 
Verhalten sei nur sehr bedingt veränderlich, im 
Wesentlichen aber aus dem Tierreich ableitbar 
undangeboren. Insbesondere interessiertensich 
die Ideologen von “GRECE” für Lorenz’ For- 
schungen bezüglich des Revierverhaltens ver- 
schiedener Tiere. Die These, die Verteidigung 
von Territorialität und dabei mobilisierte Ag- 
gression,sowie hierarchischeOrdnungen ınner- 
halb des Terntonums seien auch beim Men- 
schen angeborene Verhaltensmuster, bildet be- 
reits das wesentliche Skelett für de Benoists 
Ideal einer “ethnopluralistischen'' Lebensor- 
ganisation. Die Übertragung von Tier-Verhal- 
tensforschung auf menschliche Gesellschaft 
bildet auch den ““wissenschaftlichen”’ Hınter- 
grund fürdie These,die “Überpopulation” müs- 
se reduziert werden, ansonsten werde eine “'na- 
türlıche’’ Aggression, ein notwendig eintreten- 
der Krieg, diese Überzahl dezimieren. Ineinem 
Interview äußerte Konrad Lorenz 1988: “...ge- 
gen Überbevölkerung hatdieMenschheitnichts 
Vernünftiges unternommen. Man könnte daher 
eine gewisse Symphathie für Aids bekommen." 
(13) Ä 

Ähnliche Ideologiemuster, wie sie die nou- 
velle droite unter Berufung auf Lorenz formu- 
lierte, wirkten über rechte Diskussionsstränge 
der “Ökologiebewegung” weit in die bundes- 
republikanische Gesellschaft hinein. Ein rech- 
terÖkologe wie Herbert Gruhl fordertz.B.einen 
“Einwanderungsstop aus ökologischen Grün- 
den ’’(14) und erklärt, wegen des Ansturms der 
Neider braucht Europa starke Armeen (15). Ihm 
gilt die europäische Kultur als die Höchstent- 
wicklung menschlicherEvolution,dieeszu ver- 
teidigen gilt: ‘Vor etwa 10.000 Jahren kamen 
die menschlichen Kulturen, diealleuntergegan- 
gen sind. Die europäische, die letzte Kultur ist 
etwas völlig Neues." (16) Die ““Überbevölke- 
rung '', vertritt Gruhl, müsse bekämpft werden: 
“Die einzige Währung aber, ... in der Vorstöße 
gegen die Naturgesetze beglichen werden kön- 
nen, ist der Tod. Der Tod bringt den Ausgleich, 
schneidet alles Leben, das auf diesem Planeten 
auswuchert, wieder zurück, damit der Planet 
wieder ins Gleichgewicht kommt. (17) Gruhl, 
der durch die niedersächsische rot-grüne Um- 
weltministerin Griefahn soeben mit dem Bun- 
desverdienstkreuz ausgezeichnet wurde, veröf- 
fentlichte bereits in verschiedenen rechtsradi- 
kalen Zeitschriften (18). 

Auch der BUND-Vorsitzende Weinzierl 
geißelte die “Überbevölkerungsprobleme”: 
“Nur wenn die Hauptsorge der Menschheit, die 
Eindämmung des Überbevölkerungsstromes, 
gewährleistet ist, wird es einen Sinn haben und 
wirdeine Aussicht bestehen, an einer durchaus 
verbesserungswürdigen Umwelt zu bauen, un- 
sere Zivilisationslandschaft zu gestalten, daß 


sie wert bleibt, Heimatgenanntzu werden. Der 
BUND führte 1991 eın Seminarzu “Folgendes 


Bevölkerungswachstums für die Umwelt" 


durch,zudemderCSU-Rechtsaußen Gauweiler 
geladen war. Dies sınd erste Anzeichen dafür, 
daß die bisher ““punktuelle” Übereinstimmung 
an einer rechten Fassung der Ökologiefrage zu 
einem rechten Konzept der Biologisierung von 
Politik ausbaubar sein könnte. Eine Sammlung 
von radikalen Rechten und Rechtsökologen un- 
ter solchen Prämissen ıst angesichts aktueller 
Rechtsentwicklungen aber durchaus nicht un- 
wahrscheinlich, dies könnte für einen Parteibil- 
dungsprozeßamrechtenRandeinedurchausge- 
wichtige Rolle spielen. 


“Nationalrevolutionäre” 
und militante NS-Szene 


Die “Modemisierung” trat auch ın der deut- 
schen radikalen Rechten einen Siegeszug an. 
Die Veränderungen waren weniger spektakulär, 
vielleicht, weil die “Modernisierung” hier ın 
eine Phase fiel und fällt, ın der von linker He- 
gemonie keine Rede sein kann, und sıe daher 
teils von vornherein auf linke Wortwahl ver- 
zichtet. Außerdem gab es kein eindeutiges, ein- 
flußreiches Zentrum einer solchen “Modemi- 
sierung”, sondern sie wurde nach und nach 
durchalle rechtsradikalen Spektren (intellektu- 
elle Presse, Parteiformierungen und militantes 
NS-Spektrum) hindurch wirksam. 


Der Versuch, ein solches Zentrum zu schaf- 
fen, war die Gründung des Kasseler “ Thule-Se- 
minars’’ 1980. In enger Anlehnung an “GRE- 
CE” — die deutsche Zeitschrift “Elemente” 
enthielt in erster Linie Übersetzungen von der 
französischen nouvelle droite — sollte der 
“Kampf wider jedweden Imperialismus’ ge- 
sucht werden, “der die Eigenständigkeit der 
Völker zu vernichten sucht.’' (19) Der Name 
“Thule-Seminar” referiert auf die historische 
Thule-Gesellschaft, eine Vorläufergruppe der 
NSDAP. Daran wirdexemplarischsichtbar: Der 
Versuch einer Rekonstruktion der radikalen 
Rechten führt zurück zu Vorbildern, an denen 
auch die Nazis ihre Ideologie ausrichteten. Das 
Kasseler Thule-Seminar gewann in der deut- 
schen radikalen Rechten nicht den gewüschten 
Einfluß, die Zeitschrift “Elemente” erschien le- 
diglich sporadisch. 

Ähnliche Versuche, wie die der nouvelle 
droite inden 70er Jahren, linkeDiskurshegemo- 
nie durch eine modemisierte Ideologie unter 
Übernahme linker Begriffe zu brechen, unter- 
nahmen in Deutschland insbesondere National- 
revolutionäre um die Zeitschrift “Wir Selbst’ 
und Henning Eichberg. Unter der Parole der 
“Nationalen Befreiungskämpfe” und mit stark 
antiamerikanisch-antikommerziellem Ressen- 
timent konnte diese Zeitschnfi verschiedene 
AutorInnen und Interview-PartnerInnen aus 
dem “linken” oder liberalen Spektrum gewin- 
nen— u.a. JosefBeuys, Sebastian Haffner, Arno 
Klönne, Günther Nenning (20), der deutschna- 
tionale frühere MdB der Grünen, Alfred Mech- 
tersheimer ist mittlerweile ein häufiger Schrei- 
ber dieser Zeitschrift. 
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Doch scheint mit dem Schwinden der Linken 
auch eine schwindende Bedeutung des “Wir 
selbst”-Konzepts einherzugehen, Einbrüche 
ins “linke” Lager zu erreichen. Eine mit “Wir 
selbst’ eng zusammenarbeitende Kadertruppe 
— der National-Revolutionäre Koordinations- 
Ausschuß (NR-KO) — nahm jedenfalls 1987 
eine Rück-Umorientierung auf das direkt 
rechtsradikale Klientel vor. Das “‘stupide Nach- 
plappern antifaschistischer Phrasenunsererei- 
genen Gegner’ habe "junge Leute aus dem 
rechten‘ Dunstkreis..., die wir hätten integrie- 
ren können, abgestoßen, lautete die Selbstkri- 
tık (21)). Unter dem neuen Namen “Politische 
Offensive” versucht dıe Gruppe seitdem, an der 
Nahtstelle Konservatısmus/Neofaschismus zu 
agieren, am Gründungstreffen der “PO” nah- 
menauchMitgliederder voralleminden “neuen 
Bundesländen” aktiven “Nationalıstischen 
Front” teıl. 

Diese — 1985 gegründete, vor kurzem ver- 
botene — ““Nationalistische Front (NF)” gehört 
zum Spektrum jener militanten Neonazigrup- 
pen, die vor allem in derehemaligen DDR agie- 
ren. Sie dominieren dort mittlerweile in ver- 
schiedenen kleinerenund mittleren Ortendieje- 
weılige Jugendszene und stehen organisierend 
hinter der Welle von Pogromen und Mordan- 
schlägen. Wie viele der militant-faschistischen 
Jugendlichen, vertntt auch die “Nationalisti- 
sche Front’’ — die sich ideologisch auf Strasser 
und auf die SA beruft — eine ““modernisierte””, 
radıkal-nationalistische Position. Das tut aller- 
dings ihrer Aggressivität und auch ihrer antise- 
mitischen Ausrichtung keinen Abbruch. U.a. 
wegen des Mitte November in Wuppertal anei- 
nem 53}jährigen Mann verübten Mordes, der 
verschiedenen Darstellungen nach jedenfalls 
auch aus antisemitischen Motiven begangen 
wurde, sitzen Mitglieder dieser Gruppe in Haft. 
(22) Die NF steht in Kontakt zur organisierten 
“neuen NSDAP” — zu jenen Gruppen, die — 
wie u.a. die “Deutsche Alternative”, in der na- 
zistischen “‘Gesinnungsgemeinschaft der Neu- 
en Front” zusammengeschlossen sind. (23) 
Verbindungslinien führen andererseits zu den 
“Jungen Nationaldemokraten” und zu Natio- 
nalrevolutionären,diesicheng ander ““nouvelle 
droite’” anlehnen . Das belegt einmal mehr, daß 
“Modemisierung” keinesfalls mit moderatem 
Vorgehen, mit Mäßigung und der Integration in 
bürgerlich-demokratische Politikmuster ver- 
wechselt werden darf, und weiter, daß “moder- 
nisierter” und “traditioneller” Rechtsradikalis- 
mus ideologisch wie organisatorisch eng mit- 
einander verknüpft bleiben. 


Wahlparteien 
und intellektuelle Rechte 


Bei denerfolgreichen rechtsradikalen Wahlpar- 
teien ıst durchgängig der Versuch. die eigenen 
Thesen “modemisiert’’zu präsentieren, spürbar 
— der Grad dieser “Modernisierung” ist aller- 
dings unterschiedlich. Ist die DVU eher tradi- 
tonell-populistischem Agieren verpflichtet 
(was ihrer Wirksamkeit keinen Abbruch tut), 
bemühtsichSchönhuber, den “Republikanern” 
dabei auch ein intellektuell modernes Gepräge 
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zu geben. Für eine solche Tendenz stehen auch 
einzelne Repräsentanten der Partei,etwader ba- 
den-württembergische REP-Vorsitzende Käs, 
der, smart und leistungsbewußt, eher als intel- 
lektueller Yuppie daherkommt, denn als 
Stammtischbrunder. 


Das Parteiprogramm der Republikaner, das 
1987 im Zuge einer “Modemisierung” neu er- 
arbeitet wurde, reitet,ganzimSinneeiner‘Neu- 
en” Rechten, eine verdeckte völkische Attacke 
auf die Menschenrechte: “Die Republikaner als 
eine deutsche Partei’', heißt es da, setzten sich 
‘für das Lebensrecht und die Menschenrechte 

der Deutschen im Sinne des Grundgesetzes 
ein. Die Tatsache, daß Bürgerrechte nach dem 
Grundgesetz nur für Deutsche gelten, wird hier 
aufdiedort universell gültigen Menschenrechte 
fortgeschrieben, die dadurch ad absurdum ge- 
führt und negiertsind. Wiedie französischenou- 
velle droite suchen dennoch auch die nationali- 
stischen “Republikaner”, ihr ethnopluralisti- 
sches Programm als “ausländerfreundlich” zu 
präsentieren. Der Text einer Wahlkampfanzei- 
ge zur Europawahl 1989, die betende Moslems 
in Marseille abbildete, lautete z.B.: ‘Das Auf- 
einanderprallen völlig unterschiedlicher Spra- 
chen, Religionen, Sitten, Mentalitäten, Tradi- 
tionen, Kulturen führt nach aller Erfahrung zu 
Konflikten, die politisch und gesellschaftlich 
unlösbar sind. Betroffen sind Ausländer und 
Einheimische gleichermaßen. Beide werden in 
ihren Interessen und Rechten beeinträchtigt. 
Kluge, zukunftsorientierte Politik wird bemüht 
sein, die Völkerfreundschaft vonderartigen Be- 
lastungen freizuhalten. Nur so laßt sich Auslän- 
derfeindlichkeit verhindern.’ (24) 


Doch ist der eigentliche Träger einer “Mo- 
dernisierung”’ der radikalen Rechten in 
Deutschland jene “intellektuelle” Rechte, die 
sich um verschiedene Zeitschriften gruppiert. 
Für das eher traditionelle Spektrum leistet die 
— mitimmerhin monatlich 10.000 Exemplaren 
erscheinende — “Nation Europa” den Schul- 
terschluß mit den “Nationalrevolutionären”. 
(25) Für die “Erneuerung” bedeutsam waren in 
der Vergangenheitauch “Europa Vorn” und die 
zweimonatlich erscheinende “Critichn”, die 
von Armin Mohler, einem ehemaligen Privat- 
sckretär Ernst Jüngers, herausgegeben wurde. 
Aktuell im Aufwind ist insbesondere die Zeit- 
schnft “MUT’’, die als Verbindungsglied mo- 
dernisiert-faschistischerzukonservativenPosi- 
tionen fungiert. Nicht nur eine ganze Regie- 
rungsriege, sondern auch der SPD-Linke von 
Oertzen hat inzwischen dort geschrieben, und 
Bundeskanzler Helmut Kohl erklärte sich per 
Leserbriefzum “ständigen Leser von ’MUT’”, 
der insbesondere Beiträge Gerd-Klaus Kalten- 
brunners ofl ‘mit viel Sympathie und Zustim- 
mung " verfolge. (26). Kaltenbrunner wirkt als 
einer jener intellektuellen Blockadebrecher,die 
sowohl in konservativen Zeitschriften wie 
“FAZ” und “Welt” als angesehene Autoren 
gelten, als sie auch im faschistischen Spektrum 
Ihre intensiven Kontakte pflegen. Faschistische 
und “Konservative Revolution’’ verknüpft 
auch die “Junge Freiheit”, die von sehr jungen 
Rechten in einer — steigenden — Auflage von 
über 35.000 erstellt wird (27), und die bald von 
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monatlichem auf wöchentliches Erscheinen 
umgestellt werden soll. Ihr Ziel: ein ‘“ Kapillar- 
sysiem'..., durch das konservative Vorstellun- 
gen in breitere Schichten sickern können. Eine 
Partei... wäre diesem Vorfeldnicht überzustül- 
pen, sondern diesem alsparlamentarischer Arm 
unterzuordnen. (28) Ständige Themen sınd in 
“MUT” wieinder “Jungen Freiheit’’ Beiträge, 
die auf verschiedenen Wegen versuchen, Ge- 
schichtsrevisionismus zu betreiben. Noch we- 
niger als in Frankreich ıst der deutschen radıka- 
len Rechton möglich, sich vomhistorischen NS- 
Antisemitismus zu lösen. In diesem Zentralthe- 
ma trıfft sich z.B. auch der “reputierliche’’ Kal- 
tenbrunner mitder so wenigreputierlichen ““Na- 
tionalistischen Front”, auf deren Revisionis- 
mus-Kongreß er anzutreffen war. Gerade das 
Bemühen, ““ausdem Schatten Hitlerszutreten’”, 
führt bei VertreterInnen der “Konservativen 
Revolution” immer wieder zu antısemitischen 
Ausfällen: Jüdischen VertreterInnen wırd Au- 
schwitz, wird die Unmöglichkeit, eine ungebro- 
chen positive deutsche Volksgeschichte zu 
schreiben, nıcht “verziehen”. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, daß dıe “mo- 
dernisierte”, intellektuelle Rechte sıch weit 
stärker über Publizistik Einfluß auszuüben an- 
schickt, als über die rechtsradikalen parteipolı- 
tischen Formierungen zu verwirklichen. Nach- 
dem jede Tabuisierung rechtsradikaler Positio- 
nen geschwunden ist, kann die ““Neue Rechte” 
so durchaus eine Anziehungskraft weit ıns “re- 
putierliche’ bürgerliche Spektrum hinein ent- 
wickeln — die wiederum über neue parteipoli- 
tische Konstellationen wirksam werdenkönnte. 


Berthold Brunner 
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Vergangenheit 


Welche Last wiegt schwerer...”? aus der spiegel nr.: 5279- 
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Renationalisierung und Faschisierung 
Deutschland auf dem Weg ins Vierte Reich”? 


Der nachfolgende Text versucht, die Rechtsent- 
wicklung in Deutschland, wie sie seit der Wie- 
dervereinigung die Straße, die Politik und das 
Massenbewußtseinerfaßt, nachzuzeichnen und 
zu analysieren — Thema ist u.a.,ob und wie sie 
mit der wiedererstandenen deutschen Nation, 
bzw. Versuchen der Renationalisierung Groß- 
deutschlands zusammenhängt. Daran schließt 
sich die Frage an,ob voneiner “Faschisierung” 
in Deutschland gesprochen werden kann und 
muß: Tendenzen gesellschaftlicher Faschisie- 
rung und eine Hinwendung zu autoritärer De- 
mokratie werden behauptet und zu beweisen 
versucht. 


Von der “Normalisierung” zur 
Wiedervereinigung 


Nach den Faschisierungsdebatten der siebziger 
Jahre sahen Teile der radikalen Linken im Bun- 
destagswahlkampf 1980 erneut in der Kanzler- 
kandidatur Franz Josef Strauß’ die Gefahreiner 
solchen Entwicklung erblickt. Nach seiner 
Wahlniederlage gab es 1982 bei derproklamier- 
ten konservativen (“geistig-moralischen”) 
Wende mit Amtsantritt der Regierung Kohl nur 
anfänglich ähnliche Befürchtungen. Der größte 
Teil der Linken wertete den Beginn der konser- 
vatıven Regierung als einen Prozeß der Norma- 
lisierung der Bundesrepublik. Normalisierung 
meinte, daß sie sich aus den — ihr nach dem 
Zweiten Weltkrieg auferlegten—Fesselnzulö- 
senbegann und aufdern Wegezueinerganznor- 
malen bürgerlichen Demokratie war. In der 
Sprache der CDU: die deutsche Demokratie ist 
stabil und festindas westliche Wertesystemein- 
gebunden. In der Sprache der Grünen und des 
tragenden Kerns der mittlerweile institutionali- 
sierten, ehemaligen 68er: die Bundesrepublik 
istzivilisiert, die APO, die Reformbewegungen 
der siebziger Jahre und die Ökologiebewegung 
haben ihr ein stabiles demokratisches Funda- 
ment verschafft. Die deutsche Zivilgesellschaft 
ist seit einigen Jahren in aller Munde. 


Für eine solche Sichtweise sprachen zahlrei- 
che Faktoren. Die konservative Wende vollzog 
sich schleichend und nicht als Bruch. Ökono- 
misch änderte sich am deutschen Wohlstands- 
modell nur wenig, sozial wurde ein sukzessiver 
Prozeß der Privatisierung und des Abbaus staat- 
licher Leistungen (Gesundheitswesen) einge- 
leitet, der am sichtbarsten auf dem Wohnungs- 
markt (Einstellung des sozialen Wohnungs- 
baus, Freigabe der Mietpreise) durchgeschla- 
gen ist. Außenpolitisch war Kontinuität in der 
Person Genschers garantiert. Innenpolitisch be- 
reicherten die Grünen als Parlamentspartei das 
Oppositionsspektrum. Die Vision einer soften, 
rosa-grünen Republik — ökologisch, sozial 
(aber eigentlich weniger), friedensfreundlich 
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und quotiert — war nicht wenigen Änderungs- 
perspektive geworden. 

Zugleich vollzog sich die konservative Wen- 
de vor allem ın den Institutionen, der Wissen- 
schaft und Forschung (Gentechnik, Euthana- 
sie/Singer-Debatte) und als historischer Revi- 
sionismus ideologisch. Schwerpunkt konserva- 
tiven Normalisierungsbemühens der deutschen 
Nation war die Zurichtung der deutschen Ge- 
schichte auf Überwindung des Nationalsozia- 
lismus als ein Teil von ihr (“aus dem Schatten 
Hitlers treten’). Herausragende Ereignisse 
hierfür: 1985, die “Versöhnungs”rede Weiz- 
säckers vierzig Jahre nach Kriegsende, im sel- 
ben Jahr die deutsch-amerikanische “Versöh- 
nung” vonKohl und Reaganausgerechnet(!)an 
den Gräbern von SS-Soldaten in Bitburg, sowie 
der “Historikerstreit” 1986. Sein Keminhalt 
wardiıe Darstellung des Nationalsozialismusals 
“Herausfallen” aus einer viel längeren, positi- 
ven deutschen Kulturgeschichte. Die Grausam- 
keitendesNS wurden als “undeutsch’”’ betrach- 
tet (Ernst Nolte: der NS als Reflex auf die bol- 
schewistische Revolution warin Wahrheit eine 
“asiatische Tat’). 


Wiedervereinigung und 
Renationalisierung 


Die Wiedervereinigung 1989/90, dieinternatio- 
nal unter dem Titel ““Selbstbestimmungsrecht 
der Deutschen” durchgesetzt wurde, war in vic- 
ler Hinsicht eine Offenbarung des realen Ge- 
haltsderdeutschen “Zivilgesellschaft”.Siewar 
gekennzeichnet durch innen- und außenpoliti- 
sche Rücksichtslosigkeit bei der Durchsetzung 
deutscher Interessen. Das bisherige deutsche 
Erfolgsmodell, Stabilität und ökonomische Ex- 
pansıon als Motor für deutsche EinfluBnahme 
und Expansıon, wurde zugunsten der politi- 
schen Aktion, des Vorrangs der politischen Zie- 
le zurückgestellt. Wurde damit ein künftiges 
“Modell Deutschland” sichtbar, das wiederum 
andeutscheimpenalistischePolitikder Vergan- 
genheit erinnert? 

Die Übernahme der DDR wurde als neolibe- 
raler Akt der Hin- bzw. Zurichtung der ökono- 
mischen DDR-Basis für westdeutsche Kapital- 
interessen vollzogen. Ökonomische Bedenken- 
träger (Bundesbankchef Pöhl) zugunsten einer 
““weicheren” Übernahme derDDR wurden we- 
gen des politischen Kalküls, über eine schnelle 
Wiedervereinigung Fakten zu schaffen, die die 
Basis für eine neue deutsche Großmacht bilden 
sollten, beiseite geschoben. Neben der Aus- 
schaltung jederDDR-Autonomie,standimZen- 
trum der Überlegungen die Wiederherstellung 
der vollen staatlichen Souveränität, der Abzug 
der Alliierten und die Beseitigung der alliierten 
Vorbehaltsrechte über Deutschland. Mit den 
Zweı-plus-vier- Verträgen wurde dieses Ziel er- 


reicht. Die Renationalisierung des größeren 
Deutschlands stand damit außen- wie innenpo- 
litisch auf der Tagesordnung: 

* Außenpolitisch hat die Phase der Neuorientie- 
rung Deutschlands als Weltmacht und der Er- 
oberung des Ostens als Einflußsphäre begon- 
nen. Die bisherigen Tastversuche einer Neuen 
Ordnung für Europa sind widersprüchlich. Als 
exemplarisch muß der deutsche Alleingang bei 
der Forcierung der Zerschlagung Jugoslawiens 
angesehen werden,mitdemzum erstenmal Am- 
bitionen als künftige politische Ordnungmacht 
in Europa angemeldet wurden. Auch die deut- 
schen Vertragsdiktate gegen Polen und die 
Tschechoslowakei, in denen weitgehende 
Rechte volksdeutscher Minderheiten durchge- 
setzt wurden, belegen die bestimmende Rolle 
Deutschlands in Osteuropa. Schwieriger gestal- 
tet sich der Übergang der westorientierten EG 
mit den Verträgen von Maastricht für die künf- 
tige Ostexpansion. Die Maastrichter Richtung 
entspringt eher der vergangenen, als einer zu- 
künftigenmittel-undosteuropäischen Orientie- 
rung, die mehr eine Option auf Kapitalverwer- 
tung bedeutet, als daß sie sich kurzfristig reali- 
sieren ließe. Diese Problematik ändert nichts 
daran, daß die deutsche Ostorientierung poli- 
tisch zielstrebig verfolgt wird. 

* Militärpolitisch hat die Renationalisierung 
und Europafähigkeit deutscher Sicherheitspo- 
litik in künftig bündniseingebundener,aber sou- 
veräner Entscheidung begonnen. Sowohl die 
durch das Grundgesetz blockierte Ausdehnung 
der Militärpolitik in Form “friedensfördernder 
Interventionen” (unterderBeteiligungder Bun- 
deswehr seit 1991 in: Türkei/Golfkrieg, Kam- 
bodscha, Somalia, Adria-Blockade/Jugosla- 
wien) gehört zu solchen Gehversuchen, wie 
auch der Ausbauder WEUalsmilitärischer Arm 
einer “operativenKSZE” (die seit Juli 1992 Un- 
terabteilung Europa der UNO ist) und das 
deutsch-französische Eurokorps Schritte zu ei- 
ner größeren militärischen Unabhängigkeit von 
der atlantischen US-Dominanz über Europa 
sind. 

* Ökonomisch sind die Schwierigkeiten am 
größten. Derdrohende VerlustderGeldwertsta- 
bilıtät durch die Kosten der Wiedervereinigung 
gefährdetden bisherigen Standard internationa- 
ler Wettbewerbsfähigkeit. Die Bindung staatli- 
cher Mittel für die “Finanzierung der Einheit” 
und die steigende Staatsverschuldung gefähr- 
den das Modell vom Standort Deutschland — 
als technisch hochentwickelter ““Systemkopf”, 
der — so die Vorstellung und erste Ansätze ın 
Polen, Ungarn und der Tschechoslowakei — 
denBRD-Konzemen mit Osteuropa einhalbko- 
loniales Operationsfeld vor der Haustür ver- 
schaffen soll. 

* Innenpolitisch steht die Herausbildung eines 
den größeren deutschen Staat tragenden Natio- 
nalismus,die Herstellung einer vom “blutsdeut- 


schen” Staatsvolk getragenenGemeinschaft al- 
ler Deutschen zur Bewältigung der Zukunfts- 
aufgaben im Mittelpunkt. 


Wiedervereinigung als 
Tabubruch 


Die Abrechnung mitdem Staatssozialismus und 
die Neuauflage der Totalitarismustheorie— am 
deutlichsten sıchtbar ın der Umwandlung und 
Erweiterung antifaschistischer Gedenkstätten 
in Orte, an denen auch des “stalinistischen Ter- 
rors” gedacht werden soll —. leitete die Phase 
zwei der Geschichtsrevision eın. Sie ““über- 
wand” ineinem “Doppelschlag’” den National- 
sozialismus über seinen stalınistischen “Zwil- 
lingsbruder”, die DDR als sowjetische Untat. 
Das “Auschwitz ınden Seelen” (JürgenFuchs), 
das DDR-Bürgerrechtler und westdeutsche In- 
tellektuelle inder Ex-DDR entdeckten, steht für 
einen Relativismus, der im Extrem als Wieder- 
entdeckung der “Vorteile” dos Nationalsozia- 
liısmus gewendet wird. Während der staatlich 
beauftragte Stasi-Jäger Gauck den ökonomi- 
schen Niedermachkurs der Bundesregierung 
gesinnungspolitisch exekutiert, rüsten seine 
bürgerbewegten Jünger die deutsche ““Opposi- 
tion” ıdeologisch auf gesamtdeutsche Kompa- 
tibilität um. Die bundesdeutsche Justiz trägt mit 
ihren Prozessen gegen chemalige DDR-Größen 
dazu bei, daß letztlich — wıe schon 1933-1945 
— nicht die Deutschen an ihrem und vor allem 
anderer Schicksal schuld waren, sondern die 
“undeutschen” Sowjetagenten Honecker, 
Mielke, Stoph usw., die von guten, deutschen, 
rechtsstaatlichen Genchten abgeurteilt werden 
sollen. 

Mit der Wiedervereinigung bekam der Revi- 
sıonismus einen kräftigen Schub. Was als be- 
sonderesDDR-Erbe verketzert wurde, der “ ver- 
ordnete Antifaschismus”, war ab sofort in ganz 
Deutschland hinfällig. Man kann sich wieder 
zur deutschen Geschichte bekennen. Was als 
Revision begann, istmittlerweile staatlich sank- 
tionierter Tabubruch geworden. 


Als “Datum” für diesen Tabubruch muß der 
Fall der Mauer gelten. Mit ıhr fiel auch im We- 
sten das, was als Lehre aus der Geschichte gilt. 
Es erweist sich, daß der westdeutsche Antifa- 
schismus nicht weniger eine Veranstaltung der 
Alliierten war, als ın der DDR. Das wiederbe- 
lebte deutsche Natıonalbewußtsein begreift ei- 
nen Teil dieserLehrennichtalsdeutsch, sondern 
außengesteuert. Nationalismus (“Deutschland 
den Deutschen”), Rassısmus (“Ausländer 
raus’’)und Antisemitismus(Grabschändungen, 
Anschläge auf jüdische Gedenkstätten) sind für 
jeden Nationalstaat konstituierende Grundele- 
mente seines tragenden Staatsvolks. In ıhrer 
deutschen Ausprägung sınd sıe nicht vom Na- 
tonalsozıalısmus zutrennen, daindiesem I,and 
nie, am allerwenigsten aus eigener Einsicht, ein 
personaler und inhaltlicher Bruch vollzogen 
wurde. NichtnurHistoriker, auch Neonazisnah- 
men das neue Deutschland aufıhre Weise wahr: 
in drei Jahren entwickelte sich eine rege natio- 
nalsozialistische Kultur und eın breites organi- 
siertes Nazıspektrum. Nicht wenige Deutsche 
haben unter Souveränität verstanden, daß man 


Jetzt endlich all das wieder öffentlich artıkulie- 
rendarfundkann,wasdie “Besatzungsmächte ” 
untersagt haben. 

So wird aber nicht allein im gemeinen Volk 
gedacht, sondern dieser Prozeßhatsich aufallen 
gesellschaftlichen Ebenen vollzogen. Der 
“kleine Mann auf der Straße” sicht sich durch- 
aus ım Einklang mit deutschem außenpoliti- 
schen Auftrumpfen in Jugoslawien. mit Belch- 
rungenderStaaten,dieOpterdeutschen Kneges 
waren, mit Kohl’s Zurückweisung jüdischer 
Einmischung in deutsche Angelegenheiten als 
etwas, waswirunsnichtmehrbietenlassenbrau- 
chen. Odererbeklagt die Demut “derda oben”, 
die immer noch zusammenzucken. wenn im 
Ausland die Exportnation Deutschland knıti- 
sıert wird, und sıe eilfertig um das deutsche An- 
sehen kınkelt. 


“Deutschland den Deutschen” 
— eine soziale Bewegung 


Die oben beschriebenen Veränderungen be- 
zeichnen einen Wechsel des gesellschaftlichen 
Klimas in der BRD. Rechts und deutsch ist an- 
gesagt.Die gesellschaftliche Modemisierung, 
die die 68er und die Grünen in den Institutionen 
und im Bereich grün = Umweltschutz bewirkt 
haben,ist spätestensmitderWiedervereinigung 
ausgelaufen. Die Renationalisierung Deutsch- 
lands erfordertzumeineneine Neubesti mmung 
der Staatsauf- und ausgaben für die innen- wie 
außenpoltischen Veränderungen, die finanziert 
werden müssen. Sie verlangt außerdem andere 
ideologische Werte, als die rot-grünen der acht- 
ziger Jahre. 

In diesem gewandelten Klima hat sich seit 
1989 eine neue soziale Bewegung ‘Deutsch- 
land den Deutschen entwickelt. Sie wird von 
nazistischen Organisationen, Rechtsradikalen 
und Jungkonservativen politisch getragen. Sie 
dringt in alle Parteien ein: die CDU/CSU steht 
erneut unter dem Druck von “Vertriebenen” 
und konservativen Zirkeln am Rand der Partei 
sowie unter der Parteikonkurrenz der “Reps”. 
Die SPD vollzieht unter dem gleichen Druck 
eine Kraftanstrengung, die Partei nach rechts 
anzupassen(“Petersberger Beschlüsse”). Inder 
FDP wächst entlang der Haider-Sympathie der 
nationalliberale Flügel. Die neue Rechte kann 
sich — nicht unbedingt in ihren Methoden, aber 
ın ihren Zielen — auf eine breite Basis in der 
Bevölkerung stützen. So problematisch die de- 
moskopischen Zahlenerhebungen über Mei- 
nungen/Bewußtseinsichausnehmen mögen ..da 
sıe sowohl von den Fragestellungen als auch 
Stimmungen beeinflußt sind, kristallisiert sich 
doch ein deutlicher Trend nach rechts heraus. 

Schon ın der SINUS-Studie von 1981 waren 
harte 13% Deutsche ermittelt worden. die eine 
geschlossen rechtsextreme Einstellung zu er- 
kennen gaben — mehr Führer, mehr deutsch- 
national, Parteien- und Parlamentarismuskritik. 
Relativierung der Nazi-Verbrechen und der 
Wunsch nach Volksgemeinschaft waren die 
Charakteristika dafür. Diverse Umfragen aus 
dem zurückliegenden Jahr bestätigen einen An- 
stieg solcher Grundmuster im Denken. Ob 51% 
“weich” “Deutschland den Deutschen” for- 
dern. 37% angeben, die Deutschen müßten sich 
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“ım eigenen Land gegen die Ausländer weh- 
ren”, 26% für die harte Variante “Ausländer 
raus” eintreten (Infas-Umfrage im September). 
ob 53% aller Deutschen finden, daßhierzu viele 
Ausländer leben (IPOS, Mai 1992), ob 65%, 
“stolz (sind) ein Deutscher zu sein”, 20% sich 
nach Rostock “einen starken Mann” ander Re- 
gierung wünschen, 72% die geplante Europa- 
Währung ablehnen, weil sie die DM behalten 
wollen (Forsa-Institut, September 1992), ob 
13% ın der “Spiegel-Umfrage” als harte Antı- 
semiten eingestuft werden, 27% Hitler ohne Ju- 
denvernichtung und Weltkrieg für einen “groß- 
en Staatsmann” halten, 44% dem Nationalso- 
zialismus gute wie auch schlechte Seiten zuer- 
kennen (Emnid, Januar 1992), — die Voraus- 
setzungen für Rechtsentwicklung haben durch- 
gängig eine Massenbasis. Neuere Einzelunter- 
suchungen aus Ostdeutschland zeigen, daß un- 
ter den 15-24jährigen solche Anschauungen so- 
gar noch rapide anwachsen. 


EinDrittelderBevölkerungzeigteim vergan- 
genen Jahr(vorRostock) Verständnisfürrechts- 
radikale Aktionen gegen Nichtdeutsche. Dasist 
noch keine Mehrheit. Seine Bedeutung be- 
kommtdiese Zahl abererst vordemHintergrund 
dessen, wasinderBRDseit 15Monaten passiert. 
Etwa zwanzig Morde an Flüchtlingen, Immi- 
grantInnen,Obdachlosen sowie Leuten,diesich 
gegen die Nazis wandten; hunderte Anschläge, 
Überfälle auf Behinderte, Schwule, Linke, eine 
neue antisemitische Welle mit zahlreichen 
Grabschändungen, Anschlägen auf Gedenk- 
stätten, eine ungehemmte “Zigeuner”hetze — 
all dies markiert eine zunehmend unerträgliche 
Lebenssituation für Millionen Menschen in der 
Bundesrepublik, und zwar lange vor den Mor- 
den von Mölln. Der angewandte tagtägliche 
Terror gegen Minderheiten übertrifft das, was 
an Straßenterror gegen Minderheiten und Juden 
in der Endphase der Weimarer Republik exi- 
stierte, und wurde erst durch den Terror unter 
der Herrschaft der Nationalsozialisten übertrof- 
fen. Zugleich kristallisiert sich deutlich heraus, 
daß die alten Haßziele der Nazis — Juden, “Zi- 
geuner”, fremde “Rassen”, “unwertes” Leben 
(Behinderte, Obdachlose) sowie “Anormale” 
(Schwule) — auch die Angniffsziele der heuti- 
gen NazisundSkinheadssind. Der Straßenterror 
der letzten fünfzehn Monate hat — betrachtet 
man dıe Brutalitätdes Vorgehens —dasNiveau 
der SA erreicht. Daß eine solche Entwicklung 
überhaupt so lange vonstatten gehen konnte, 
verweist auf einen tiefgreifenden Verfall “"de- 
mokratischer Moral”, von Rechtsbewußtsein. 
Die Gegenbewegung ist, das ist mit der ausge- 
rechnet unter von Weizsäckers Obhut durchge- 
führten Berliner Demodeutlichgeworden.in ıh- 
rer Breite staatlich verordneten “A usländer- 
freundlichkeit”, deren Substanz von eben je- 
nem Staat abhängt, der parallel die den Rassıs- 
mus befeuernde Asyldebatte führt. 


Während der Terror verharmlost, bzw. mit 
verständnisvollen Moti vatıonserklärungen 
kommentiert wird, scheint die Strategiederheu- 
tigen Nazıs ganz im Sinne des staatlich Organı- 
sierten 1938er Pogroms zu liegen: “Und das ist 
ja schließlich die gute Seite der letzten Vorgän- 
ge.daß dieganze Auswanderungsfrage akut ge- 
worden ıst.daßdie Völker sehen: Der Jude kann 
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nicht in Deutschland wohnen.” (Hermann Gö- 
ring über die Reichspogromnacht im Dezember 
1938) 


Was soll die Asyldebatte? 


Die Asyldebatte der letzten fünfzehn Monate 
hat gnadenlos den Straßenterror in ihr Kalkül 
aufgenommen. Man kann ohne Übertreibung 
unterstellen,daß DebatteundStraßesichalsAb- 
schreckung gegen Flüchtlinge ergänzt haben. 
Die einen organisieren Morde und Überfälle, 
der Staat schafft Sammellager, ED-Behand- 
lung, Warengutscheine statt Geld, Kürzung der 
Sozialhilfe unterhalb des Existenzminimums. 
Erkennbar hat der Straßenterror wiederum die 
Verschärfung der staatlichen Asyldebatte mit 
vorangetrieben. Dieses faktische Zusammen- 
spielerklärtauch,warumderansonstensostarke 
BRD-Staat lange Zeit so “hilflos’’ gegenüber 
dem rassistischen Terror war. 

Der Asyldebatte liegen zwei Ziele zugrunde. 
Ein ideologisches liegt in der Errichtung der 
deutschen Volksgemeinschaft, die in Abgren- 
zung zum Nichtdeutschen konstituiert wird — 
auch diese Entwicklung ist Teil der Renationa- 
lısıerung, der Wiederherstellung verlorener, 
bzw. reduzierter “nationaler Identität”, die die 
Ideologen des neuen Deutschland durch “Inte- 
gration”, ““überfremdung’’ und insgesamt zu 
ausgeprägte “Internationalisierung” bzw. “Eu- 
ropäisierung” des alten BRD-Staates bedroht 
sehen. 

Das zweite Ziel folgt einem sehr rationalen 
Kalkül: der bundesdeutsche Staat will die Re- 
gelbarkeit kapitalistischen Arbeitskräftebe- 
darfs organisieren (mit den zynischen Worten 
des Grünen Udo Knapp: “Herstellung innerer 
Souveränität”),diedurchdie Veränderungenin 
Osteuropa aus dem Lot zu geraten droht. Diese 
Regelung erfolgte in der Vergangenheit über 
Anwerbestop,bedarfsgemäßbefristete Arbeits- 
verbote für Asylbewerber, mehr oder weniger 
strenge Verfahrensregelnim Asylrecht. Künftig 
soll die bedarfsorientierte Abschiebung von 
Flüchtlingen effektiver organisiert werden. 

Der Anstieg der Asylbewerberzahlen der 
letzten drei Jahre ist überwiegend Folge des ge- 
feierten Zusammenbruchs der staatssozialisti- 
schen Nationen in Osteuropa, und nicht, wie zu- 
meist auch von Linken angenommen, der Ein- 
wanderung aus den “klassischen” Armutsre- 
gionen der Dritten Welt, wo nur geringe Chan- 
cen auf Flucht oder Ausreise in die BRD beste- 
hen. 60% der Flüchtlinge kamen 1992 aus Ju- 
goslawien, Rumänien und Bulgarien (1991: 
50%) mit weiter ansteigender Tendenz. Dem 
soll vorgebeugt und es sollen die Auswahlkri- 
terien verschärft werden: die Verwertbarkeitder 
Flüchtlinge als Arbeitskräfte zu deutschen Be- 
darfsbedingungen ist angestrebt. Arbeitsmarkt- 
demographen gehen vonjährlich300.000 benö- 
tigten Zuwanderer bis zum Jahre 2030 aus, um 
die Arbeitskraftverluste der bundesdeutschen 
Bevölkerungsentwicklung auszugleichen — 
gebraucht werden aber leistungsfähige jüngere 
Leute. 

Inden vergangenen Jahren hattenFlüchtlinge 
und Übersiedler ausder DDR sowie sogenannte 
deutschstämmige Aussiedler den Vorrang — 
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auch ın Zukunft wird das völkısche Auswahl- 
kriterium entscheidend bleiben, wenn auch die 
gewünschten Aussiedlerzahlen begrenzt wur- 
den. Die Selektion wırd am krassesten im 
deutsch-rumänischen “Rückführungsabkom- 
men” deutlich, mit dem die Bundesregierung 
hofft, in kurzer Zeit 50.000 rumänische Roma 
und Sinti abzuschieben. Die Roma gelten den 
Rassisten als nach deutschen Arbeitsmarktkri- 
terıen weder verwertbar, noch halten sie es zu- 
mutbar für die Deutschen,den Anblick von “Zi- 
geunem” ertragen zu können. 

Beide Ziele — Homogenisierung des deut- 
schen Staatsvolks und Arbeitskräftebedarf der 
Wirtschaft — können, ja müssen sogar in Kon- 
kurrenz zueinander treten. Die “aufgeklärte” 
Fraktion der bundesdeutschen Asyldebatte ar- 
gumentiert gegen die offen rassistischen Aus- 
länderbegrenzer gerne mit dem Nutzen der 
“ Ausländer” für die deutsche Wirtschaft und 
nicht wenige Linke tun es ihnen argumentativ 
nach. Eine Studie des RWI (9/92) rechnet vor: 
von 1988 bis 1992 seien 3,6 Millionen Men- 
schennach Westdeutschland zugewandert(ver- 
gleichbar übrigensden “‘Gastarbeiter”’zahlenin 
den sechziger Jahren). Ein Drittel Aussiedler 
aus Osteuropa, ein Viertel DDR-Übersiedler, 
19% Asylbewerber, 23% Immigranten (“son- 
stige Ausländer”), die per saldo (also abzüglich 
sozialer Ausgaben) 14 Milliarden DM in die 
bundesdeutschen Staatskassen gewirtschaftet 
haben, ganz abgesehen von den Gewinnen für 
die Wirtschaft. Doch warnt das RWI auch, daß 
diese Entwicklung nicht in die Zukunft fortge- 
schrieben werden könne. Auch aus Sicht des 
“aufgeklärten Kapitals” sei wegen der bevor- 
stehenden wirtschaftlichen Rezession und des 
sinkenden ArbeitskräftebedarfsderBRD-Wirt- 
schaftdieBeschränkungdesZuzugsvonFlücht- 
lingen dringend notwendig. 

Wer also das beliebte Argument, “wir alle 
brauchen die Ausländer” strapaziert, wird sich 
der Selektion nach Verwertungskriterien nicht 
verschließen können. Sie ist das Einfallstor, 
durch das die “Aufgeklärten” gehen und sich 
mit den Homogenisierern treffen, — nicht die 
Menschen, sondern die Arbeitskräfte zu beur- 
teilen und auf keinen Fall die Hierarchie (Vor- 
rang für Deutsche)zugefährden. So verweistdie 
RWI-Studie denn auch befriedigt darauf, “daß 
inknapp drei ViertelallerFälleausländische Ar- 
beitnehmer Arbeitsplätze besetzten, fürdiekei- 
ne deutschen Kräfte verfügbar waren.” 


Krise des Wohlfahrtsstaats 


Die bundesdeutsche Wirtschaft rutscht ın eine 
Rezession hinein, die das Ziel der Binnenanpas- 
sung der Ex-DDR und die Finanzierung außen- 
politischer Vorhaben beeinträchtigt. Eine neue, 
tiefergreifende Austeritätspolitik wird notwen- 
dig sein, damit der Staat diese Aufgaben finan- 
zieren kann, ohne die Verschuldung den letzten 
drei Jahren vergleichbar ansteigen zulassen. In- 
sofern wird es eine Krise des bundesdeutschen 
Wohlfahrtsstaates geben, dessen Attraktivität 
Motor für den Run hunderttausender ostdeut- 
scher ““Wirtschaftsflüchtlinge” auf die BRD 
war. Die Ostdeutschen werden an einen gerin- 
gerenLebensstandard unddas Versprechenlän- 


gerer Anpassungsfristen gewöhnt werden, dıe 
Westdeutschen erstmals die angekündigten 
Einschnitte in den Lebensstandard deutlich zu 
spüren bekommen. Abgaben, Steuern, weitere 
Einschränkungen der Quantität sozialer Lei- 
stungen stehen bevor. Daneben wird Schritt für 
Schritt die seit Jahrendiskutierte Deregulierung 
bisheriger sozialer Sıcherungs- und Tarıfsyste- 
me verwirklicht werden, nıcht ım Sinne einer 
allgemeinen Absenkung, sondern einer stärke- 
ren Hierarchisierung. Zugleich ist ın den Dis- 
kussionen um Verlängerung der Wochenar- 
beitszeit und Heraufhebung des Rentenalters 
deutlich geworden, daß der Wohlfahrtstrend 
umgedreht werden soll. 

Verglichen mit der Situation inden USA und 
in Großbritannien ist der Deregulierungsspiel- 
raum in der BRDerheblich. Die künftigen Eın- 
sparungsmaßnahmen werden vermutlich auf 
geringen organisierten Widerstand treffen. 
Nichterstseitder Wiedervereinigung,aberseit- 
her durchgängig, ist die Politik der Gewerk- 
schaften völlig im Nationalen aufgegangen, sei 
es als Unterstützung der Weltmarktrolle 
Deutschlands, sei es als Beteiligte an der Her- 
stellung der nationalen Einheit unter dem Stich- 
wort “Gerechtigkeit”. Umverteilung ist kein 
Thema mehr. 

Dennoch wird diese Entwicklung sowohl so- 
ziale Differenzierung als auch steigende Unzu- 
friedenheit hervorbringen. Da diese Unzufnie- 
denheit sich aber mehr und mehr mit der Nation 
identifiziert (“Deutschland zuerst”), ist vieles 
zuerwarten, nur nicht, daß sich gegen dıe Ten- 
denz weiterer Verschärfung der sozialen Hier- 
archie soziale Revolten oder Klassenkämpfe 
entwickeln könnten, die sich gegen den deut- 
schen Trend richten. Dazu wäre eine Absage an 
die Nation vonnöten. Es ist eher umgekehrt zu 
erwarten, daß der Wunsch nach einer intakten 
Volksgemeinschaft ebensosehr zunehmen 
wird, wie die gesellschaftliche Brutalisierung, 
die sich bereits gegen KIBDE und Immi- 
grantInnen wendet. 


Krise der “Parteiendemokratie” 


Die vieldiskutierte “Politikverdrossenheit” 
drückt die gesellschaftliche Entwicklung weg 
von kollektiver Interessensvertretung aus. Im- 
mer weniger Sinn wird im demokratischen, in- 
stitutionellen Engagement gesehen, immer 
mehr verwirklichtsichauch hierdas Prinzip “‘je- 
dergegenjeden”.Zumanderen istsieeinReflex 
aufdie Schwierigkeiten derpolitischen Parteien 
und Institutionen der alten BRD, sich auf dıe 
neuen Anforderungen deutscher Politik umzu- 
stellen. Das funktionierende alte deutsche Mo- 
dell paßt nicht mehr auf die neuen Ziele. Alle 
Parteiensind ineinen Modernisierungswettlauf 
eingetreten und müssensichzudemderKonkur- 
renz auf der Rechten stellen. Die derzeitige 
“Parteienkrise” ist vom Ringen um die inhalt- 
liche Ausgestaltung der deutschen Weltmacht- 
rolle bestimmt und vom Bemühen, sich gegen- 
über bundesdeutschen Kapitalinteressen als 
führungsfähig zu erweisen. So sehr man auch 
die Krise des bürgerlichen Parteienspektrums 
konstatierenkann,so wenigistallerdingsabseh- 
bar,daß die Rechten — auch wenn ihr Potential 


in der Bevölkerung wächst — Regierungsauf- 
gaben übernehmen könnten. 

Kernder““Parteienkrise” sındpolitischeZiel- 
konflikte, die sich aus dem Willen, die deutsche 
Weltmachtrolle neu zu bestimmen, innen- wie 
außenpolitischergeben und die nicht kurzfristig 
und eindeutig lösbar sind: 

* Inder Asyldebatte geraten nicht nur Volksge- 
meinschaft und nichtdeutscher Arbeitskräfte- 
bedarf in Konflikt miteinander, sondern zusätz- 
lıchschaffendie Folgendeutscher Außenpolitik 
Probleme. Im Interesse der massiven politi- 
schen Intervention in Jugoslawien wird 
Deutschland zum “Schutzland’” von Kriegs- 
flüchtlingen gemacht — was außenpolitisch 
nützt, wird innenpolitisch alsärgerlich empfun- 
den. 

* Die politische Entscheidung, die DDR klein- 
zumachen, wurde um den Preis des Verspre- 
chens der Eins-zu-Eins-Vereinigung durchge- 
setzt. Die Reduzierung dieses Preises auf die 
marktwirtschaftliche Anpassung der Einkom- 
men an das Produktivitätsniveau bereitet wie- 
derum neue Schwierigkeiten, weil die Ostmen- 
schen dasnichteinsehenund die Westmenschen 
nicht bezahlen wollen. 

* Das deutsche Engagement bei der Zerschla- 
gung Jugoslawiens schlägt als Mißtrauen der 
Bündnispartner zurück und behindert stärkere 
militärische und politische Einflußnahme. Am- 
bitionen, wıe ein deutscher Sitz im UN-Sicher- 
heitsrat, die Entwicklung der WEU zur deutsch- 
bestimmten Euro-Truppe stagnieren wegen 
Konkurrenzen und erwecken den Eindruck von 
vielen großen Worten und nichts dahinter. 

* Die EG-Knise ist auch eine Antwort auf allzu 
offensichtliche Dominanzansprüche Deutsch- 
lands. Die deutsche Position, ausgehend von ih- 
rer Vorherrschaft in der westorientierten Kern- 
EG die Partnerländer für deutsche Ostambitio- 
nen einzuspannen, stößt auf Widerspruch. ' 

Die in aller Munde geführte deutsche Füh- 
rungsgschwäche befördert bei den Regierten 
den Wunschnach und beider “politischen Klas- 
se” die Neigung zu autoritären Lösungen. Inder 
Asyldebatte senkt die Ankündung eines 
“Staatsnotstands”’ oder “sozialen Notstands” 
die Schwelle außergewöhnlicher Interventio- 
nen der Regierenden herab. Die vielfach be- 
schworene “Asylantenschwemme” als eine 
“Gefahr für dıe innere Sicherheit” könnte ein 
Sondergesetz begründen, das Aushebeln des 
Grundgesetzes durch einfache Mehrheit. Ent- 
sprechend lancıert das Innenministerium die 
Meldung, Bundeswehrsoldaten im Inneren an 
der polnischen Grenze gegen Flüchtlinge ein- 
zusetzen. Eine ähnliche Strategie verfolgt die 
CDU ın Bezug auf “friedensschaffende Aktio- 
nen” (Kampfeinsätze der Bundeswehr), wenn 
Rühe nach dem SPD-Parteitag, der nur die Be- 
teiligung an UNO-Blauhelmtruppen beschlos- 
sen hat, die Umgehung des Grundgesetzes mit 
der Überlegung eines ebenfalls mit einfacher 
Mehrheit zu beschließenden Truppen-"Entsen- 
degesetzes" ankündigt. 

Entscheidend ıst dabei nicht, ob solche ver- 
fassungsrechtlich zweifelhaften Ankündigun- 
gen auch wahr gemacht werden, sondern. daß 
sie die Bereitschaft zu ungewöhnlichen Maß- 
nahmen befördern, die inabsehbarer Zeit im In- 


teresse großdeutscher Politik nıcht nur außen- 
politisch und gegen Nichtdeutsche gerichtet 
sein werden, sondern ebenfalls nach ınnen. 

Weimars Notverordnungs-Präsidıalkabinet- 
te, die “zur Behebung finanzieller, wirtschafl- 
licher und sozialer Notstände” das Parlament 
ausschalteten, lassen grüßen. 

Allerdings muß als wesentlicher Unterschied 
zu WeimardasFehleneiner starken, organısier- 
ten Arbeiterbewegung gesehen werden, deren 
Parteien parlamentarısch stillzustellen eın Zıel 
der Notverordnungen war und die alsaußerpar- 
lamentarische Bewegung auszuschalten erste 
und wichtigste Aufgabe der nationalsozialısti- 
schen Ermächtigungsdiktatur war. 


“Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz” 


Die innenpolitischen Auseinandersetzungen 
dernächstenMonate werdensichaufdıeBewäl- 
tigung der “nationalen Anstrengung” (Weiz- 
säcker) konzentrieren — gefordert wırd die frei- 
willige Unterwerfung aller unter die durch den 
Staat repräsentierten “nationalen Interessen”. 
Der diskutierte ““Solidarpakt” ısteine mögliche 
praktische Form. 

Seine ideologische Begleitung wird in ver- 
schiedenen Varianten diskutiert. Eine ange- 
dachte präsentiert WolfLepenies im Oktober in 
der FAZ. Er fordert ein Gremium der “amtlich 
Unzuständigen, die sich um das Gemeinwohl 
kümmern”, die als intellektuelle, ideologische 
InstanzdenRegierendenmahnend und beratend 
zur Seite stehen sollen. Die wenigen Namen,die 
ernennt, umreißen dasSpektrum derGliederder 
Volksgemeinschaft, diemitreden dürfen sollen: 
Daimler-Chef Edzard Reuter, die Grüne Antje 
Vollmer, FAZ-Mitherausgeber Joachim Fest, 
Gewerkschaftschef Franz Steinkühler, SPD- 
Ossi Richard Schröder, das katholische ZK- 
Mitglied aus der CSU Hans Maier, sowie Rei- 
mar Lüst als Wissenschaftler. 

Alsein erster in diese Richtung zielender po- 
litischer Interventionsversuch mit rechtssozial- 
demokratischer Schlagseite muß das ‘““Mani- 
fest’’ betrachtet werden, das Mitte November 
die “Zeit” veröffentlicht hat, und das — durch 
Kommentare ergänzt — binnen kurzem ein 
Renner auf dem Buchmarkt geworden ist. Un- 
terzeichner: die auch von Lepenies genannten 
Reuter und Schröder sowie Helmut Schmidt, 
Wolfgang Thierse, die “Zeit”-Herausgeberin 
Dönhoff, der Hamburger Landesbankchef Ndl- 
ling sowie der Biedenkopf-Zögling und Wirt- 
schaftsprofessor Meınhard Miegel. 

Ihr Programm istschnell umrıssen: “Verzicht 
innerhalb der Industnegesellschaften’”, “wir 
müssen alle zurückstecken”, “‘mehr Steuern. 
weniger Lohn’, “Schluß mıt dem Anspruchs- 
denken”, Besetzung der “konservativen Werte 
von Heimat. Vaterland, Treue und Opferbereit- 
schaft”, Besinnung auf “geistige Werte”. Der 
Appell: ‘‘Das Gemeinwohl muß wieder an die 
erste Stellerücken... Gewalt, Korruptionundein 
egozentrischer Bereicherungstrieb sind ein 
Skandal... Wir haben es satt ıneiner Raffgesell- 
schaft zuleben.... ındersichallzu vielesnur ums 
Geldverdienen dreht. Es gibt Wichtigeres im 
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Leben des einzelnen wıe auch ım Leben der Na- 
tion.” 

Was sıch in seiner Begründung zeitweise wie 
Aussteigerfrust liest, macht seine Absichten da 
besonders deutlich, wo der ınnere Notstand be- 
schworen wird. So schmerzhaft Verzicht sei, so 
wenig seieinzusehen, ““warumesunssoschwer- 
fallen sollte, freiwillig zur Erhaltung des inne- 
ren Friedens Verzichte zu leisten, die jeder im 
Falle eines Krieges selbstverständlich auf sich 
nimmt’. 

Daß solche Appelle sich bis zur Bundestags- 
wahl 1994 häufen werden, kann als sicher an- 
genommen, daß sıe erfolgreich sind, darf be- 
zweifelt werden. Wenn der Volkswirtschaftler 
Miegel an anderer Stelle über einen tieferen als 
nur matenellen “Sinn des Lebens” nachdenkt 
und den Westdeutschen nahelegt, die nächsten 
mageren Jahre “könnten für sie wie eine Ent- 
zıehungskur wirken, aus der sie nicht ge- 
schwächt, sondern nachhaltig gestärkt hervor- 
gehen’, so kann man erwarten, daß das kapıta- 
listische Produktions- und Konsummodell bei 
der Masse der Lohnarbeitenden die geforderte 
geistig-moralische Wende nicht mit esoteri- 
schen Wohlergehensversprechungen vollzie- 
hen wırd. 

Die völkisch, rassistisch und geschichtsrevi- 
sionistisch herausgebildete Gemeinschaft aller 
Deutschen wird die stärkere Reich-arm- und 
Konsum-Hierarchie, die auf materieller und 
geistiger Vernutzung von Arbeitskraft und 
Sinnerfüllung aufgebaut ist,nurdann indieein- 
geklagte Opferbereitschaft umwandeln, wenn 
nationale, deutsche Ziele winken. Verzicht ist 
keinsolches Ziel, sondern kann nur über sie her- 
gestellt werden. Insofern ist der Verweis der 
“Manifest”-Autoren auf den Kriegsnotstand 
bedeutsam. Auf jeden Fall liegt der “Ausweg” 
rechts und möglicherweise wieder außerhalb 
Deutschlands. 


Gibt es eine Faschisierung? 


Wie kann der derzeitige Prozeß inder BRD po- 
litisch bewertet werden? Auf der Ebene der Er- 
scheinung vollzieht sich eine Rechtsentwick- 
lung. die praktisch alle Parteien und Institutio- 
nenerfaßthat. DieserProzeßistälteralsdas neue 
Deutschland. Er hat mitder Wiedervereinigung 
aber einen mächtigen nationalen Schub bekom- 
men. Doch istdamitdie Entwicklung nochnnicht 
ausreichend charakterisiert. Bereits vor der 
Wiedervereinigung gab es — in allerdings er- 
heblich geringerem Umfang — von Neonazis 
als Tätern verübtalle Formendes heutigen rech- 
ten Straßenterrors, Morde, Anschläge, Überfäl- 
le gegen Nichtdeutsche. Gewandelthatsich seit 
zweı Jahren grundlegend das gesellschaftliche 
Klıma, in dem sich die bereits vor zehn Jahren 
von isolierten Nazigruppen gewählte Wahlpa- 
role Ausländerraus” voneinerSektiererparole 
zueiner Massenerscheinung entwickelt hat. de- 
ren positive Formulierung “Deutsche zuerst” 
oder “Deutschland den Deutschen” noch brei- 
ter getragen wird. Oben ist dargelegt worden 

daßesımpolitischen Raum. zwischen Volk und 
demokratischen Parteien wechselseitig eine 
Anpassung gegeben hat. die die Durchsetzung 
solcher Anschauungen beförderte. Indem Sinne 
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kannn man sagen, der demokratische Prozeß 
geht nach rechts. Doch was tut sıch im ““ Volk”? 

Dieser rechte Prozeß wird massiv aus dem 
“Volk” befördert. Daß der rechte Terror inden 
Volksmeinungen Resonanz fand, ist oben dar- 
gestellt. Diese Resonanz konnte sich entwik- 
keln,obwohl —trotzaller öffentlichen Vernied- 
lichungen — die inhaltlichen und äußerlichen 
Nazi-Muster der Akteure spätestens in Hoyers- 
werda 199] offenkundig waren. Die bundes- 
deutschen Nachkriegstabus schreckten nicht 
mehr ab. Daßdie eigenen KindersichanderSei- 
te dieser Nazis in unmenschlicher Weise aktı- 
vierten, wurde offen oder heimlich mit Beifall 
bedacht. Die Akteure wurden nicht nurnnicht ge- 
hindert, sondern ermuntert. Der Moral- und 
Werteverlust in Teilender Bevölkerung scheint 
Teil eines Prozeß gesellschaftlicher Faschisie- 
rung zu sein, der näher definiert werden müßte. 


Nicht gemeint istdamitjene Theorie der “‘Fa- 
schisierung von Staat und Gesellschaft” ,‚wiesie 
in den siebziger Jahren der KBentwickelthatte. 
Sıeging vondenimmergrößeren Schwierigkei- 
ten des BRD-Kapitalismus aus, seine Krisen zu 
bewältigen und seine Herrschaft aufrechtzuer- 
halten. Unvermeidliche Konflikte mit den Be- 
herrschten (Streiks) und staatliche Repression 
(gegen dıe Linke und außerparlamentarische 
Bewegungen) wurden im Sinne einer zuneh- 
menden Prävention des Staates (Faschisierung) 
gegenOpposition, Linke und Arbeiterklasse ge- 
wertet, die die Möglichkeit des Übergangs zum 
Faschismus seitens der herrschenden Klasse 
enthielt.GesellschaftlicheFaschisierung wurde 
ım wesentlichen auf Parteien (CDU-"Braunzo- 
ne", Neonazis, “Vierte Partei’’) und Institutio- 
nen projiziert. Das Volk kam bei diesem Ansatz 
vorallemalsdurchFaschismusNiederzuhalten- 
des vor, auch wenn der KB deswegen nicht von 
Vertrauen in dieses deutsche Volk erfüllt war. 


Daß soziale Verelendung für den deutschen 
Rassismus verantwortlich ist, wird zwar insbe- 
sondere in der Linken gern behauptet, läßt sich 
aber durch nichts empirisch belegen. Weder 
trifft dies auf die Akteure zu, die erwiesener- 
maßen nicht einfach als sozial Deklassierte zu 
kennzeichen sind, noch auf ihre Sympathisan- 
ten. Rassistische Akteure inder BRDsind dabei 
nicht nur Skins und Jugendliche, sondern eben- 
sosehr wohlsituerte Kleinbürger und Mittel- 
ständler, die ihren Besitzstand Wohnqualität in 
derdemokratischenForm vonBürgerinitiativen 
und Unterschriftensammlungen bis hin zu For- 
men zıvilen Ungehorsams (Blockaden) gegen 
Wohncontainer verteidigen — ‘‘demokrati- 
scher Rassismus” sozusagen. Spätestens hier 
muß der Versuch, dies mit sozialen Problemen 
zu erklären, scheitern. Die Theorie vom Rassıs- 
mus als fehlgeleiteter Antikapitalismus ıst des- 
halb so schädlich, weil sie sowohl die Täter ent- 
schuldet, alsaucheinen Mechanismus konstru- 
ıert, der mit einfacher staatlicher Sozialpolitik 
alsRegulierungrechter Entwicklungenarbeiten 
muß. Die Anhängerder Theorie vondenjugend- 

lichen “Modemisierungsverlierern” laufen 
nicht nur Gefahr, die gesellschaftliche und po- 
lıtische Substanz der derzeitigen Rechtsent- 
wicklung zu mißachten, sondern über staatliche 
Sozialarbeit dieser Entwicklung zusätzlich 
noch einen organisierenden Rahmen zu geben. 
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Daß die vermeintliche Differenz zwischen so- 
zıalen Forderungen und nationalsozialistischer 
Gesinnung darüber aufhebbar ist, ist durch 
nichts bewiesen. Im Gegenteil läßt sich erken- 
nen,daß sozial und national nıcht derGegensatz 
sind, sondern im Wunsch nach der Volksge- 
meinschaft eine Einheit eingehen können. 

Hilfreicher scheint, den Ansatz aus dem obi- 
gen “Manifest” von Helmut Schmidt und an- 
deren zu analysieren. Ihre Klage über den ““ego- 
zentrischen Bereicherungstrieb” unddie ‘““Raff- 
gesellschaft’ verbindet sich mit der Forderung 
nach “‘Gemeinnutz’’ und “geistigen Werten”. 
Die konstatierte ““Sinnkrise” nahmen bereits 
die Nationalsozialisten inihr Repertoire auf. Sie 
poltertengleichermaßengegenden “kapitalisti- 
schen Ungeist”’ unddie ““ProfitgierderBürger”, 
die ihrer Staatslehre gemäß sıch in “einer wirk- 
lichen Volksgemeinschaft, die sich über die In- 
teressen und GegensätzederStändeundKlassen 
erhebt”, aufzuheben seien. Moderner formu- 
lıert dıes im Jahre 1992 dıe jungkonservative, 
rechtsextremistische “Junge Freiheit”. Ihre 
“ideelle, kulturelle und politische Alternative... 
beginntindividuellmitdem ‚Aufstandgegendie 
Sinnlosigkeit’ einer als über-flüssig empfunde- 
nen,atomisierten Existenz. Die ‚Erziehungsleh- 
re der Zukunft’ bildet Mentalitäten heran, die 
ihre Persönlichkeit nicht als liberalistisches Se- 
parat-Ego aufbauen, sondern ıhre Selbstver- 
wirklichung im traditionalen Gefüge von Fami- 
lie, Stand, Betrieb, Verein, Kirchengemeinde, 
Landsmannschaft und Großethnie verorten.” 
(11/92) 


Wasbeidenzitierten Ansätzen, der eine ‘‘von 
oben”, der andere “von unten”, gemein ist, ist 
die ““Sinnlosigkeit” der derzeitigen Existenz 
der Einzelnen — bei denen oben als Vorwurf, 
bei denen unten als Hoffnung für die ““konser- 
vative Revolution” formuliert. Was beide nicht 
leisten, ist, diese Sinnlosigkeit auf ihre Grund- 
lage zurückzuführen. Offenkundig reagieren 
große Teileder deutschen Bevölkerung aufeine 
von ihnen als Krise empfundene Gefährdung 
des deutschen Wohlstandsmodells, die sıe die 
Sinnlosigkeiteiner Seinsweise, die nahezu aus- 
schließlich an dieses Modell gebunden ist, ah- 
nen läßt. Der moderne Kapitalismus vergötzt 
Geldund Warezudenhöchstenundletztlichein- 
zigen Werten. Dafür zu arbeiten und ackern, 
wirdzum Sinn.dersichimKonsumerfüllensoll. 
Der “Fortschritt” des heutigen Kapitalısmus 
besteht darin. nicht nur die körperlichen Funk- 
tionen den Bedingungen der Produktion zu un- 
terwerfen, sondern via elektronischer Medien 
auch noch die geistigen, und zwar total. Die 
menschliche Fähigkeit zum Erleben und zu so- 
zialen Beziehungen wird so vollständig durch 
die Produktionsweise und den ihr immanenten 
Konsum geprägt, daß anders als im immer wei- 
ter wachsenden Konsum die Sehnsucht nach 
Glück, Liebe und “Erfüllung” nıcht gedacht 
werden (kann). 


Die Grünen haben noch vor kurzem diesen 
Prozeß als positiv zudefinieren versucht, indem 
sie vom “genußfreudigen Citoyen” als Bürger 
der Zukunft ausgingen. Die deutsche Realität 
holt sie nun ein. Der ““genußfreudige’’ deutsche 
Bürger ist nicht nur nicht fähig zu genießen, er 
sieht zudem den einzigen Genuß. den er kennt 


— seinen Konsum —, bedroht und soll sich zu- 

sätzlich noch auf Lohn- bzw. Konsumverzicht 

für die Zukunft einstellen. Daß er dies in Form 

von Rassismus und Haß gegen alles Nichtdeut- 

sche abläßt, ist nicht “fehlgeleiteter Antikapi- 

talismus’”’,sondern speistsich aus sowohl struk- 

turell der Gesellschaftimmanentem Rassismus, 

als auch im deutschen Faschismus verankerten 
Ausgrenzungen. Alle ideologischen Grundmu- 

ster der Rechten, der “Rassen’’haß, der Führer- 
wunsch, die “Politikverdrossenheit’’ an Partei- 
en und Parlament, sowıe der Deutschlandkult 
begründeninder Summe eine neue Qualität von 
Massenbewußtsein, das auf staatsautoritäres 
Durchgreifenorientiertund Rechte fürGruppen 
der Bevölkerung wegdefiniert und sie unter- 
menschlich behandelt wissen will. Solches Be- 
wußtsein aber drängt auf eine faschistische 
Herrschaftsform. Die gesellschaftlichen Ge- 
genkräfte sind demgegenüber schwach entwik- 
kelt und enthalten zudem inhaltliche Übergän- 
ge, so daß sie diese Ideologie nicht einfach zu- 
rückzudrängen versprechen. Den Grund dafür 
seheich im Durchbruch desNationalen 1989/90 
und dem Tabubruch gegenüber der deutschen 
Geschichte. 

Wie steht es demgegenüber aber mit dem 
staatlichen Element — muß von der Kopplung 
solchen Massenbewußtseins mit der Etablie- 
rung faschistischer Staatsmacht, einer staatlı- 
chen Faschisierung, ausgegangen werden? Alle 
oben beschriebenen Elemente der derzeitigen 
Krise des deutschen Wohlfahrtsmodells, die 
“Politikverdrossenheit” und Krise der parla- 
mentarischen Demokratie werden mitLösungs- 
vorschlägen beantwortet, die die Tendenz zur 
autoritären Demokratie und weniger demokra- 
tisch “behinderter” Führungsfähigkeitbeinhal- 
ten. Aber heute daraus bereits eine Faschisie- 
rung des Staates ableiten zu wollen, Richtung 
Abschaffung von Demokratie, Parlament und 
Rechtsstellung des Individuums gegenüber 
dem Staat, läuft aufeine Verniedlichungder De- 
mokratie als Verfaßtheit, innerhalb derer sıch 
dasKapitalverhältnisorganisiert,hinaus. Alleın 
aus repressiven und autoritären Entwicklungen 
solche Faschisierung abzuleiten, entspringt ın 
der Regel einem Ideal von Demokratie, das sıe 
von ihrer kapitalistischen Klassenbasis ab- 
trennt. Die Repression ıst der bürgerlichen De- 
mokratie ebenso eingeschrieben, wie dıedemo- 
kratische Entscheidungsfindung, sofern sie ıh- 
ren Zweck erfüllt. 

Alles wird also davon abhängen, wie tief dıe 
derzeitige Krisenentwicklung greift, ob es sich 
umden ZerfallderkapitalisischenGesellschaft 
handelt, der eine neue Verfaßtheit zwingend 
verlangt, oder obes sich um “normale” Krisen- 
erscheinungen und Anpassungen an neue Ver- 
hältnisse handelt. Entscheiden wird darüber die 
Weltmarktstellung des deutschen Imperialis- 
mus. Gerät sıe ın dıe Krise, könnten die derzei- 
tigen Neigungen zu autonıtärer Demokratie so- 
wie das außen- und militärpolitisch wieder 
sıchtbare ““Primat der Politik’ im Verbund mit 
der gesellschaftlichen Faschisierung das Ende 
der bundesdeutschen Nachkniegsdemokratie 
einleiten. 


Heiner Möller 
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Die Wanderungen und die Transformation 
des Nationalstaats 
Auf in die Apartheidsgesellschaft? 


„Was ıst los ın Deutschland?“ ist die bezüglich 
der aktuellen Ereignisse in den Pressekommen- 
taren von New York über Tokio bis Jerusalem 
wohl am häufigsten gestellte Frage. Ja, was ist 
wirklich los? Warum machen die „Asylanten“ 
den Deutschen solche Probleme, daß sich Teile 
der Bevölkerung, jegliche Spielregeln bürger- 
liche Erziehung vergessend, in einen tobenden 
Mob verwandeln und der Bundeskanzler am 
liebsten den „Staatsnotstand“ aussufen möch- 
te? Warum werden wir überhaupt seit nunmehr 
über 10 Jahren mit einer immer hysterischer 
werdonden „Asyldebatte‘‘ belästigt? 


Woliegt also das Problem? In der Anzahl der 
Flüchtlinge als solcher, in dern „vollen Boot‘, 
wie immer suggeriert, wohl eher nicht. Ginge 
es tatsächlich darum, Unterbringungsprobleme 
inden Kommunen zulösen und gewisse soziale 
Kosten aufzubringen, so ließe sich das bei ent- 
sprechendem politischen Willen einigermaßen 
pragmatisch, unaufgeregt und ohne Staatsnot- 
stand regeln. Daß diese Behauptung nicht aus 
der Luft gegriffen ist, zeigt der Vergleich mit 
den Aussiedlern: 1990 beispielsweise gab es 
180.000 Asylbewerber aber 400.000 Aussied- 
ler. Die Asylbewerber sind ein ‚„‚Problem“ und 
Anlaß für hysterischen Rassismus, für Aussied- 
lerdagegengab es offizielle Positivkampagnen, 
Berufsbildungsmßnahmen und Wohnungsbau- 
programme. Hinsichtlich ihrer Motivation, der 
Misere ihrer Herkunftsländer zu entkommen 
und ander Wohlstandsgesellschaft BRDteilha- 
ben zu wollen, unterscheiden sich „Asylant“ 
und Aussiedler überhaupt nicht. Der einzige 
Grund für diese doch eigentlich groteske Un- 
gleichbehandlung: Die Aussiedler gelten nach 
offizieller Definition als „deutschstämmig“ 
und sehen sich überwiegend im eigenen Selbst- 
bildauchals Deutsche“ (wasnichtsdarüberaus- 
sagt, daß der „Deutschstämmige‘“‘ aus Kasach- 
stan die deutsche Sprache oft genauso mühsam 
erlernen muß wie der Flüchtling aus Ghana — 
es kommt eben auf die Identität‘‘ an). Dieser 
Vergleich zeigt: Das Problem ist offensichtlich 
nicht die Zuwanderung als solche (wenn das 

‚Boot voll“ ist, kann man nicht fast eine halbe 
Million Aussiedler im Jahr ‚‚herzlich willkom- 
men‘ heißen),sonderndieHerkunftderZuwan- 
derer. Die eingangs gestellte Frage kann also 
konkretisiert werden: Warum sind nichtdeut- 
sche Zuwanderer ein Problem? Zitieren wir 
dazueineoffizielle Antwort: Inder Begründung 
für den 1988 vorgelegten Ausländergesetzent- 
wurf schreibt der damalige Bundesinnenmini- 
ster Zimmermann, bei derdauernden Anwesen- 
heit von Ausländern gehe es „um das Selbstver- 
ständnisder Bundesrepublikalseinesdeutschen 
Staates“. Einwanderung bedeute „‚den Verzicht 
auf die Homogenität der Gesellschaft, die im 


wesentlichen durch die Zugehörigkeit zur deut- 
schen Nation bestimmt wird‘. Es geht also um 
die gesellschaftliche Homogenität des deut- 
schen Nationalstaates. 


Das Prinzip der Homogenität 


Füreinenjeden StaatisteseineexistenzielleFra- 
ge, die Einheit seiner Untertanen zu begründen 
und zu erhalten. Gelingt dies nıcht mehr hınrei- 
chend, hört er letztlich auf zu existieren. Diese 
Einheit ist deshalb bedeutsam, weıl Gesell- 
schaften von Natur nicht einheitlich, sondern 
eine Ansammlung höchst heterogener Individu- 
en, Gruppen, Sippen, Schichten und Klassen 
sind. Der Staat muß diesenun zumindestaufden 
kleinsten gemeinsamen Nenner der prinzipiel- 
len Bejahung seiner Ordnung verpflichten. Ge- 
schicht dies in kleinen Gemeinwesen und feu- 
dalen Ordnungen durch personale Abhängig- 
keiten und Gebundenheiten, bedarf es ım mo- 
dernen Staat dazu eines ideologischen Kon- 
struktes ‚der Konstruktioneiner gemeinschafts- 
stiftenden Ideologie, aus der heraus sich nicht 
nurein VerhältnisdesEinzelnenzum Staat, son- 
dern ein Zusammenhalt der Untertanen ergibt, 
aus dem heraus sie sich gemeinsam dem Staat 
zuordnen und ihn als den ihren begreifen. Die 
Anknüpfungspunkte für eine solche Staatsideo- 
logie waren und sind dabei historisch unter- 
schiedliche: Die Religion, eine bestimmte po- 
litische Gesellschaftsordnung und der völki- 
sche Nationalismus. Unter der gewählten 
Staatsideologie muß die Masse der Untertanen 
homogenisiert werden, waszumeist ein gewalt- 
samer Prozeß ist. 

Dazueinhistorisches Beispiel: Am Abschluß 
der Reconquista, der Eroberung des muslimi- 
schen Teils der iberischen Halbinsel durch das 
Königreich Kastilien, stand die Begründungdes 
spanischen Staates. Dahinter stand eine Trans- 
formation der Herrschaftsform und eine Um- 
strukturierung der Basıs, auf die sich die Zen- 
tralmacht stützen konnte. Der Adel,dıe Fürsten- 
tümer mußten entmachtet, das Volk als neue 
Herrschaftsbasis konstitwert werden. Als ho- 
mogenisierende Ideologie zur Konstruktion ei- 
ner einheitlichen Nation diente dıe christliche 
Religion. Damit wurden alle Muslime und Ju- 
den zu „‚Fremden“, zum ‚‚inneren Feind‘“, die 
zwangszubekehren, zu vertreiben oder zu ver- 
nichten waren. An der Verfolgung der spani- 
schen Muslime und Juden zeigt sıch auch der 
Doppelcharakter des ‚inneren Feindes‘: Zum 
einen ist er, da er das Wertesystem der Staats- 
ideologie nicht teilt, eine Bedrohung für die zur 
Staatserhaltung erforderliche gesellschaftliche 
Homogenität und damit des Staates selbst, an- 
dererseits 1Aßt sich an seinem Gegenbild dıe 


Identitätsbildung des Staatvolkes umso besser 
formen und fostigen. 


Der völkische Nationalstaat 


Die „erfolgreichste“ Staatsideologie wurde 
aber der völkische Nationalismus. Ich betone 
völkısch, weil sichetwa die Nationalstaatsideo- 
logie des revolutionären Frankreichs aus ande- 
ren Quellen speiste: Der Bürger bestimmte sich 
durch Anerkennung der neuen revolutionären 
Gesellschaftsordnung, wie sie sich in der Ver- 
fassung ausdrückte. Staatsbürger war danach, 
wer im Staatsgebietlebte und die Werteder Ver- 
fassung bejahte (also auch ein ethnischer Nicht- 
franzose). 

Gerade ın Abgrenzung hierzu entwickelte 
sich zu Beginn des 19. Jahrhunderts in Deutsch- 
land die völkische Nationalstaatsideologie. Die 
Truppen Napoleons hatten hier die Ordnung des 
„Heiligen Römischen Reiches‘ hinweggefegt. 
Diejenigen politischen Kräfte, die nun ım ‚„na- 
tıionalen Befreiungskrieg‘‘ gegen Frankreich 
hier eine Staatordnung rekonstruieren wollten, 
konntensich,dasiediesjageradeinAbgrenzung 
zu Werten der französischen Revolution taten, 
ıdeologisch nicht auf eine zu schaffende neue 
soziale Ordnung beziehen, sondern kamen auf 
die Konstruktion eines Mythos: Das Volk. Es 
wird gedacht als vorstaatliche Einheit, als Ab- 
stammungsgemeinschaft aus Blut und Boden, 
die es in den unergründlichen Tiefen der Ge- 
schichte schonimmergegebenhabe. DadieEin- 
heit anfangs ein gedachter Mythos, also auf der 
praktisch-sozialen Ebene gar nicht erfahrbar 
war, mußte dıe Vereinheitlichung, die Homo- 
genisierung aller Lebensbereiche (der Sprache, 
der Kultur, des „Denkens und Fühlens“) mit 
umso größerer Intensität betrieben werden. Ziel 
war, so der Staatsrechtier Carl Schmitt in seiner 
1928 erschienenen Verfassungslehre, eine 
„Gleichartigkeit‘“, die sich aus der Teilnahme 
an derselben ‚Substanz‘ ergebe und daher ge- 
währleiste, „daß Kraft dergleichen Zugehörnig- 
keit zum gleichen Volk alle in gleicher Weise 
im wesentlichen das Gleiche wollen“. Damit 
wird alles „Fremdvölkische‘‘ zur Bedrohung, 
zum inneren Feind, den es zu bekämpfen gilt: 
„Die Kraft einer Demokratie zeigt sich darı n. 
daß sie das Fremde und Ungleiche, die Homo- 
genität bedrohende, zu beseitigen und fernzu- 
halten weiß“ (Carl Schmitt). 

Oberste Staatsräson des völkischen National- 
staats ıst daher dıe Herstellung einer vollstän- 
digen Identität zwischen Staatsgebiet und 
Staatsvolk, was somit eine „oflene nationale 
Frage“ in zweierlei Hinsicht impliziert: Einmal 
der Wille, außerhalb des Staatsgebiets lebende 
Volksangehörige ‚‚Heim ıns Reich‘ zu holen. 
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d.h. Expansıonısmus. Zweitens der systemati- 
sche Hang zur Unterdrückung, ja Vernichtung 
von innerhalb des Staatsgebiets lebenden 
„Fremdvölkischen‘“. Beide Punkte gehörten ın 
allen deutschen Staaten von 1871 bis heute zu 
den zentralen Fragen der Politik. Immer ging es 
Deutschland darum seine ‚‚Einheit‘ zu finden. 
Und ımmer war es in Deutschland eine strittige. 
Frage, wie mit nichtdeutschen Minderheiten zu 
verfahrensei.Nach 1871 warendiedienationale 
Homogenität störenden Minderheiten zum ei- 
nen dıe Juden, zum anderen die polnische, dä- 
nische und französische Minderheit sowie die 
über eine Million ausländischen Arbeitskräfte. 
Diese A useinandersetzung durchzog mit großer 
Heftigkeit das Deutsche Reich bis zum ersten 
Weltkrieg: Nicht zufällig erlebte die antisemi- 
tische Bewegung gerade nach 1871 einen groß- 
en Aufschwung, konnte sich aber (noch) nicht 
damitdurchsetzen,denJudenihre Staatsbürger- 
rechte abzuerkennen. Einen Höhepunkt erlebte 
dıe Debatte inden Jahren 1912/13, alses um die 
Verabschiedung des— noch heute geltenden — 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzesging. 
Dieses Gesetz verankert mitdem Grundsatz des 
„ius sanguines‘‘ (Recht des Blutes) das völki- 
sche deutsche Staatsverständnis: Deutscher 
Staatsbürger ist nur derjenige, der von Deut- 
schen abstammt (und nicht etwa, wer auf dem 
Staatsterritorium lebt bzw. geboren ist). Das 
„ius sanguines“ wurde in den Reichstagsdebat- 
ten gerade mit der nationalen Homogenität be- 
gründet, daesdazudiene, ‚‚den völkischen Cha- 
rakter und die deutsche Eigenart zuerhalten und 
zu bewahren.“ (1) Die Weimarer Verfassung 
verhielt sıch dann differenzierter, denn sie er- 
kannte die Existenz nichtdeutscher Minderhei- 
ten an und stellte die sog. „fremdsprachigen 
Volksteile des Reiches“ unter den Schutz des 
Art. 113. Der Nationalsozialismus schließlich 
führte das „‚Beseitigen“‘ des die „Homogenität 
bedrohenden‘‘ konsequent durch: Die „Nüm- 
berger Rassengesetze“ und Auschwitz sind der 
konsequente Endpunkt dieser Ideologie 


Der deutsche Nationalstaat 
und die Einwanderung 


Fürdie BRD stellte sich bei Gründung die Frage 
nichtdeutscher Minderheiten so gut wıe nicht 
(für die Dänen in Schleswig-Holstein war eine 
gesonderte Einzelfallregelung getroffen wor- 
den). Ganz im Mittelpunkt der nationalen 
Staatsräson stand nun die „, Vollendung der na- 
tionalen Einheit“ (Grundgesetz-Präambel) 
durch Wiederangliedrung der verlustig gegan- 
genen Reichsteile (DDR, Ostgebiete). Mitte der 
fünfziger Jahre trat nun die Situation ein, daß 
der Arbeitkräftebedarf absehbar nicht mehr 
durch den Binnenmarkt würde gedeckt werden 
können. Dies wurde durch gezielte Arbeitskräf- 
tsanwerbung ın den Ländern der südeuropäi- 
schen Peripherie behoben (1955-60 Anwerbe- 
verträge mit Italien, Spanten und Griechen- 
land). Verschärft wurde die Situation noch 1961 
mıt dem Mauerbau, womit die Arbeitskräftezu- 
fuhr aus der DDR versiegte. Kurz darauf wurde 
eın entsprechender Anwerbevertrag mıt der 
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Türkeı geschlossen. Eine Gefahr für dıe ‚‚natio- 
nale Homogenität‘‘ sah man ın den sog. Gast- 
arbeitern nicht (obwohl dies schon angemahnt 
wurde), da diese — entsprechend dem vorgese- 
henen Rotationsmodell — nach Ableistung ıh- 
rer Tätigkeit alsbaldıg in ihre Herkunftsländer 
zurückkehren sollten. Auch die Lebensumstän- 
de der „„Gastarbeiter‘‘ wurden so gestaltet, daB 
eine dauerhafte Niederlassung nicht vorgesc- 
hen war(z.B. KasernierungınbetriebsnahenLa- 
gern und Baracken). 

Aber man verrechnete sıch, wie man sıch 
staatlicherseits in dieser Angelegenheit noch so 
oft verrechnen sollte. Warennoch 1970 776.000 
Erwerbspersonen in dıce BRD) gekommen, aber 
auch 306.500 wieder zurückgekehrt, änderte 
sich Anfang der siebziger Jahre dıe Situation. 
Vor allem kam es nun zu einem intensiven Fa- 
miliennachzug, für den damals der siebenjähri- 
ge Besitz einer Aufenthaltserlaubnis erforder- 
lich war. Ferner wurde das offizielle ‚‚Gastar- 
beiter‘‘geschäft um den „Tounstenhandel“ er- 
weitert: Über 100.000 Illegale, meist aus der 
Türkei, wurden auf dem Arbeitsmarkt ge- 
schätzt. Und noch ein Novum: Soziale Auscin- 
andersetzungen. 1973 kam es zu einer Reihe 
sog. „Ausländerstreiks“, die ihren Höhepunkt 
in dem „‚wilden‘‘ Streik bei den Ford-Werken 
in Köln fanden, der wegen der Kündigung von 
300 verspätet aus dem Urlaub zurückgekehrter 
türkischer Arbeiter ausbrach. Im selben Jahr 
versuchte man der zunehmenden festen Nieder- 
lassung der ‚‚Gastarbeiter‘‘ durch den Anwer- 
bestoppentgegenzuwirken. Waresdie Absicht, 
die nichtdeutsche Bevölkerung zu begrenzen 
und zu verringern, so trat genau das Gegenteil 
ein: Seit 1973 ist die Zahl der Nichtdeutschen 
(sowohl absolut alsauch im Verhältnis zur deut- 
schen Bevölkerung) kontinuierlich gestiegen. 
DamitteiltderAnwerbestopp seinSchicksal mit 
allen späteren ‚‚ausländerbegrenzenden‘‘ Maß- 
nahmen (sei es nun die ‚„‚Rückkehrförderung“ 
oder die x-fachen Asylrechtsverschärfungen): 
Sie haben nichts genutzt. Ste haben nur dazu ge- 
führt, daß die Einwanderer dıe Einwanderung 
auf anderen Wegen und unter für sie immer 
schlechteren Bedingungen vollziehen mußten. 

Die „Gastarbeiter‘‘ waren damit die Speer- 
spitze einer neuen internationalen Bewegung. 
die ihre Ursachen inder imperialen Ordnung der 
Weltökonomie findet: Inden industriellen Zen- 
tren besteht ein kontinuierlicher (bei gewissen 
konjunkturellen Schwankungen natürlich) Ar- 
beitskräftebedarf,der, vorallemauchausdemo- 
graphischen Gründen, nicht durch den einhei- 
mischen Binnenmarkt gedeckt werden kann. 
Gleichzeitig sind diese ındustniellen Zentren In- 
seln des Wohlstands, des Fnedens und der so- 
zialen Sicherheit in einer Welt, dıe durch eben 
diese imperiale Ordnung vermehrt in Verelen- 
dung, Krieg und Gewalt gedrückt wırd. Dieser 
Gegensatz und die gewachsene internationale 
Mobilität bewirken, daß sich Menschen aus 
nackter Existenznot oder auch nur ın der Hoff- 
nung aufein besseres Leben ın dıese Zentren be- 
geben. 

Für einen Nationalstaat wırd Einwanderung 
dann zum Problem, wenn die Einwanderer sıch 
nıcht alsbaldıg assimilieren lassen, sondern 


Minderheitenkollektve bilden und die homo- 
gene Volksgemeinschaft in eine Vielvölkerge- 
sellschaft zu transformieren „drohen“. Dem 
völkıschen Nationalstaat droht dadurch näm- 
lich eine schleichende Unterminierung seiner 
Herrschaftgrundlage. Es wardaher auchdieGe- 
burtsstunde der „Ausländerpolitik‘ (und -so- 
zialarbeit), als man sich in den siebziger Jahren 
der Situation bewußt wurde, daB die ‚‚Gastar- 
beiter“rotation gescheitert war und man es mit 
Einwandererminderheiten zu tun bekam. Ziel 
war es nun, die Ausländer so weit wie möglich 
durch Assımilation (verschönernd auch Inte- 
grationgenannt)zum Verschwindenzubringen. 
Ohne dies im einzelnen ausführen zu wollen, 
kann man meines Erachtens feststellen, daß 
auchdiesgescheitertist.DieheutigeRealitätder 
Gesellschafl in der BRD oder auch anderen 
Staaten Westeuropas ıst so, daß eine Homoge- 
nität in ethnischer, sprachlicher und kultureller 
Hinsicht weniger denn je besteht. Dem Natıo- 
nalstaat kommt damit die Grundlage seiner 
ideologischen Existenz immer mehr abhanden. 
Dies ıst ein Prozeß, der unumkehrbar scheint 
und sıch aufgrund der weiter erfolgenden Wan- 
derungen noch verstärken wird. 


Die Verteidigung 
der Homogenität 


Seit nunmehr 10 Jahren erleben wir eine Aus- 
länder(oder auch Asyl-)iskussion, die sich ım 
nationalen Dreieck zwischen rauswerfen, be- 
grenzen und assimilieren bewegt. Die Reaktion 
derdeutschenPolitik aufdie veränderte Realität 
erscheint auf den ersten Blick widersprüchlich, 
man könnte ihr sogar Weltfremdheitattestieren: 
Deutschland ist kein Einwanderungsland‘““ ist 
eine Beschwörungsformel wie ansonsten nur 
das Bekenntnis zum freiheitlich-demokrati- 
schen Rechtsstaat. Je mehr die nationale Homo- 
genität verschwindet, desto fanatischer scheint 
sie verteidigt zu werden — siehe die eingangs 
zitierten Sätze aus der Begründung zum Aus- 
ländergesetzentwurf. Mit „Ausländer raus‘ 
und „Deutschland den Deutschen‘ wird eine 
ımmer verschärftere nationalistische Mobili- 
sierung betrieben, wo doch eine Realisierung 
dieser Forderungen einigen elementaren Kapi- 
talınteressen zuwiderlaufen würde. Man sollte 
sıch davon aber nicht täuschen lassen, sondern 
einmal genauer betrachten, was die Strategien 
der Rechten tatsächlich wollen. 
DiezentraleFrage fürdieldeologenderRech- 
ten ın Deutschland, Frankreich und anderen 
westeuropäischen Ländern ist, wie angesichts 
der Wanderungsbewegungen, die deutschen, 
französischen usw. Volksgemeinschaften vor 
ciner „„Durchrassung‘“ bewahrt werdenkönnen. 
Dabei ıst einmal zu beobachten, daß der biolo- 
gistische Rassismus durch einen kulturellen ab- 
gelöst wird: „Es ist eine tragische Illusion, in 
cın und demselben Land Gemeinschaften ne- 
beneinander leben lassen zu wollen, die jeweils 
aus einer anderen Zivilisation kommen. Die 
Konfrontation ist dann unvermeidlich. Die 
großen Konflikte sind keine Rassenkonflikte. 
sondern solche des Glaubens und der Kultur “ 


(2) Das Ziel müsse daher ‚‚das Modell einer he- 
torogenen Welt homogener Völker und nicht 
umgekehrt‘ sein. Dieses „Modell“ wird auch 
als „„Ethnopluralismus“ bezeichnet. Weiter ist 
zu beobachten, daß die Ideologen der Rechten 
schon verstanden haben, daß sich durch die 
Wanderungen die Zusammensetzung der euro- 
päischen Gesellschaften in unumkehrbarer 
Weise geändert hat: Die Antwort darauf ist ein 
„Ethnopluralismus in einem Land“, d.h. eine 
Segregation von Einheimischenund Einwande- 
rergruppen nachethnischen Kriterien, was dann 
auch als rechte Variante von multikultureller 
Gesellschaft verkauft wird.(3) 

Komplettiert wird das rechte Gesellschaft- 
modell vor dem Hintergrund, daß es schon eine 
ethnische Teilung der Gesellschaft dadurch 
gibt, daß die Einwanderer in allen Lebensberei- 
chen diskriminiert sind. Dies ist in Deutschland 
besonders deutlich, wo aufgrund der völkischen 
Staatsordnung Nichtdeutschen die elementar- 
sten Bürgerrechte vorenthalten werden. Die 
Einwanderung bringt da die Frage auf die Ta- 
gesordnung, ob tatsächlich alle Menschen als 
bürgerliche Rechtssubjekte gleich sind oder ob 
es ein „natürliches“ System der ethnischen 
Über- und Unterordnung gibt. Die Rechte be- 
antwortet diese Frage in die letztere Richtung 


und tritt für ein System der ethni schen Separie- 
rung und Privilegierung ein: „Franzosen zu- 
erst‘“ lautet der zentrale Slogan der „Front Na- 
tional“ im kommenden Wahlkampf. Das zen- 
tralce Moment der rechten Politik in diesem Be- 
reich ist also ein gesellschftliches Projekt, wo 
die ethnische Zughörigkeit mitder Gewährung 
unddemEntzug bestimmterPri vilegienfestver- 
knüpft ist. Den nicht zur herrschenden Volks- 
gemeinschaft gehörigen Minderheiten wird ein 
gesellschaftsinternes Ausland, ein ‚„Home- 
land“ zugewiesen (in dem sie, soweit es die 
Mehrheit nicht stört, auchihre „‚kulturelleIden- 
tität““ pflegen dürfen). Die Einwanderer würden 
zu einer entrechteten Unterklasse herabge- 
drückt, die zudem, alsausder Gesellschaft aus- 
gegrenzte Minderheit, ein bevorzugtes Objekt 
für gelegentliche Pogrome wären. Ein solches 
Modell hat auch einen Namen: Apartheid. 


Das Projekt Apartheid 


Apartheid heißtauch,dieentfesselte kapitalisti- 
sche Konkurrenz zu strukturieren: „Deutsch- 
sein“ wirktdadurch nicht nur psychologisch er- 
hebend, sondem zahlt sich auch durch Bevor- 
zugung auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt, 
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beim sozialen Aufstieg und auch bezüglich der 
bürgerlichen Rechte aus. Eine solche Gesell- 
schaft nationaler Privilegiengemeinschaften 
zum Zwecke der aggressiven Besitzstandsver- 
teidıgung hat eine nicht zu unterschätzende At- 
traktivität: In einer Zeit der Umbrüche und neu 
entstehenderRisikenwirktsiealseine Versiche- 
rung, daß eshier die „‚nationale Gemeinschaft‘: 
und jenseits davon immer ein ‚darunter‘ gıbt. 


Für die antirassistische Diskussion ist es da- 
her von außerordentlicher Wichtigkeit, die 
durch die Wanderungen erfol genden Verände- 
rungen der Gesellschaft und ihre politische Be- 
deutung zu begreifen. Die Gesellschaft verän- 
dert sich, die Frage ist nur, wohin. Aber darüber 
hat zur Zeit die Rechte die Meinungführer- 
schaft. 


Norbert Müller 


Anmerkungen: 

1) Reichstagsdebatte zit. n. Lutz Hoffmann, 
Das Recht des Blutes, Die Brücke 43, S. 28 
2) Michel Poniatowski, Paris-Matchv. 8.11.85 
3) Deutlichz.B. indem im einschlägig bekann- 
ten Arun-Verlag von Stefan Ulbrich herausge- 
gebenen Sammelband „Multikultopla“ 
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Satire oder Zeitgeistaufmacher? 
Kritik an EMMA und den “Eva Braun” Tagebüchern 


Die Septembernummer der EMMA titelte mit 
einem Photo von Eva Braun — angekündigt 
wurde die Veröffentlichung ihrer Tagebücher. 
Dieses Titelphoto war mit einem braun gehal- 
tenen großen Hitlerportrait unterlegt. Innen war 
nachzulesen, daß ‘die Geschichte der deut- 
schen Frau neu geschrieben werden müsse”. 
Der Abdruck der Tagebücher war mit den Wor- 
ten aufgemacht: ““Aufder Spur der Frau an Hit- 
lers Seite”, “EMMA enthüllt: Der stille Wider- 
stand der Eva Braun”. 

Hier Zitate aus dem “Tagebuch”: 

“Ich hab’ auch schon "Mein Kampf” aufge- 
klappt neben mein Bett gelegt, dann siehter we- 
nıgstens meinen guten Willen, auch wenns so 
sterbenslangweilig ist." (...) 

“Die Juden werden immer frecher! Jetzt brin- 
gen sie sogar deutsche Diplomaten um. Darüber 
hat sich das Volk schr aufgeregt und in ganz 
Deutschland Synagogen gestürmt, ein paar 
Scheiben sind wohl auch zu Bruch gegangen. 
Aber wenn der Führer sagt, das ist richtig, dann 
ist das richtig.” (...) 

“Manchmal steckt der Führer mir einen Um- 
schlag mit Geld zu, davon kauf” ich mir dann 
Jazzplatten, Zigaretten oder Lippenstifte — 
auch wenn der Führer immer sagt: ”Eine deut- 
sche Frau raucht nicht." (...) 


“Der Dr. Goebbels hat sich so komisch benom- 
men. Beim Kaffee hat er mich dreimal gefragt: 
Wollen Sie den totalen Kuchen? Erst alsicham 
18. Februar seine Rede im Sportpalast hörte, da 
habe ichmich gefragt: Ober wohl am Obersalz- 
berg geübt hat?” (...) 

In der Oktobernummer der EMMA wurde 
dies alles als Fälschung und “Satire” enthüllt: 
“Die EMMA-LeserInnen wohl bekannte Foto- 
grafin Bettina Flitnerund dieebenfallsnicht un- 
bekannte Herausgeberin Alice Schwarzer ge- 
standen, die Tagebücher gefälscht und Karin 
Kabeljau zum Abschreiben übergeben zu ha- 
ben. Reuelos murmeln sie was von "Satire auf 
eine bestimmte Art von Journalismus und eine 
bestimmte Art von Feminismus" (EMMA, 
Okt.92) In dieser Ausgabe sind auch zehn Le- 
serinnenbriefe abgedruckt, wovon neun zum 
Ausdruck bringen, die Tagebücher nicht als Sa- 
tıre erkannt zu haben, sondern von deren Echt- 
heit ausgehen. 


"Satire auf eine bestimmte Art 
von Feminismus...” 


Legt man das Echo auf die “EMMA - Veröf- 
fentlichung zugrunde, wurde wohl eine Ausein- 


andersetzung mit “einer bestimmten Art von 
Feminismus” erreicht, die in allen F rauen ver- 
meintlich (“stille”) Widerstandskämpferinnen 
und Opfer der Verhältnisse zu erkennen glaubt. 
Bis auf eine Ausnahme beschäftigen sich alle 
abgedruckten Leserinnenbriefe ausschließlich 
damit,dieseSichtweisekritisch bisärgerlich ge- 
genüber EMMA zum Thema zu machen. — 
“Nach der Lektüre der Auszüge aus dem Tage- 
buch der Eva Braun, die ihr im September ver- 
öffentlicht habt, bleibt mir völlig unverständ- 
lich, warum ihr diese Frau als Widerstands- 
kämpferin bezeichnet. Scheint sich doch dieser 
"Widerstand" im Benutzen von Lippenstift und 
Rauchen von Zigaretten zu erschöpfen. Wirk. 
lıch sensationell!" 

Daß die Eva-Braun-Story nur “Satire” sein 
sollte, wurde jedoch vonden empörten EMMA- 
Leserinnen nicht erkannt. Die Bniefe- Schreibe. 
rinnen trauten vielmehr “ıhrer EMMA ” eine 
solche Veröffentlichung durchaus zu. Für diese 
Wahrnehmung der Leserinnen gibt es gute 
Gründe. Immerhin stellt EMMA regelmäßig so 

nderständige Frauen” wiez.B. Rıta Süßmuth 
oder Irmgard Schwaetzer vor. deren ‘“feministi- 
scher Widerstand’ keineswegseiner kritischen 
Sichtstandhält. HieralsBeispieleinkleinerEin- 
blick in die ach so weltbewegenden Probleme. 
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denen EMMA-Macherinnen aufgrund ihrer 
“bestimmten” feministischen Sicht tagtäglıch 
ausgesetzt sınd: “Liebe Frauen, von einem Ge- 
fühlstaumel indenanderenstürztunsderzeitdas 
Weltgeschehen. Das ging los mit dem Tag, an 
dem Irmgard Schwaetzer neue Außenministe- 
rın werden sollte. Jubel in der EMMA-Redak- 
tion — keine Frage: Sie ist der nächste EMMA- 
Titel! Doch kaum war eine EMMA eigens nach 
Bonn gefahren, um die neuesten Fotos mit ak- 
tueller Schwaetzer-Brilleund Frisurabzuholen, 
kam das Dementi aus Bonn: Pustekuchen! Also 
neuer Titel, neues Gesicht: Ein Foto von Sabine 
Sauer, der abgesägten TV-Moderatorin, wurde 
per Übernachtkurier herangeschafft. Auch gut. 
Tolle Frau! Dann starb Marlene. Unddashat uns 
doch so bewegt, daß wir sie aufs Cover hoben. 
Sauer-Fans, nicht weinen: Sabine kommt ım Ju- 
lıheft.”” (EMMA 6/1992) 

Kein Wunder also, daß die Leserinnen in der 
Eva-Braun-Story offenbar eine logische, wenn 
auchärgerlichüberzeichnete Fortsetzungdieser 
publizistischen EMMA Linie gesehen haben. 


“Satire auf eine bestimmte Art 
von Journalismus...” 


Den intensivsten Eindruck der Eva-Braun- Ver- 
öffentlichung hinterläßt das Sensationstitelbild 
— nach EMMA -Angaben dem Stil des Spiegel 
nachempfunden. Damit beabsichtigte die 
EMMA eine “Satire” auf die falschen Hitler- 
Tagebücher im Stern 1983, sowie auf die rich- 
tigen Goebbels- Tagebücher im Spiegel, veröf- 
fentlicht im Sommer dieses Jahres. Persifliert 
werden sollte wohl die SuchtdieserMassenblät- 
ter nach Sensation und hoher Auflage. 

Dem Titelblatt ist allerdings keinerlei ‘“‘Sati- 
re” auf Stern und Spiegel anzumerken. EMMA 
ging vielmehr im September 1992 wie jene bür- 
gerlichen Blätter mit dem Aufmacher “Hitler 
als Werbeträger’ an die Kioske. Auch Spiegel 
und Stern wollten ja nicht “wirklich” mit Hitler 
werben. Ihre Rechtfertigung für die Titel-Ver- 
öffentlichung lag in den “Tagebüchern” — bei 
EMMA ist es die ‘‘Satire”’ darauf. 

Die gefälschten Tagebücher sınd tatsächlich 
von selten einfältiger Blödheit — allerdings 
wıederum neun von zehn Briefeschreiberinnen 
nicht blöd genug, um sie als Fälschung zu be- 
greifen. Sie sind eine eklige Mischung aus per- 
sönlichen Peinlichkeiten, die eine stereotype, 
traditionelle Männer-Frauenrolle (der Mann 
Hitler—die Frau Eva Braun) mit zeitgeschicht- 
lichen Ereignissen verknüpfen, die für die da- 
mals betroffenen Menschen von großer Trag- 
weıte und Tragık waren. 
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Gewählt istdie Form der “Alltagsgeschichts- 
schreibung”, die hier zur Hauptsache komisch 
wirken soll. Da alles gleichermaßen ıns Lächer- 
liche gezogen wird, verdrängt diese “satiri- 
sche” Banalısierung und Tnvialisierungdenge- 
schichtlichen Kontext und dıe Bedeutung der 
Ereignisse der NS-Zeit — z.B. die Reichspo- 
gromnacht oder dıe Ausrufung des “totalen 
Krieges”. Mit der Profanisierung des Themas 
Faschismus wird zugleich dessen Verharmlo- 
sung betrieben. Die satırıische Formist komplett 
mißlungen. Nach politischen Maßstäben wird 
Geschichtsrevisionismus betrieben, moralisch 
geschenistdie Veröffentlichunggeschmacklos. 
EMMA betreibt letztlich eine ähnliche Profa- 
nisierung der NS-Geschichte wie Stern und 
Spiegel. Das “lächerliche’’ Elementdient dazu, 
dieeigene Nähe zumangeblich “nichtimErnst” 
Imitierten zu überspielen. 

Könntees sein,daß auch EMMA andemherr- 
schenden Zeitgeist, der von Geschichtsrevisio- 
nismus geprägt ıst, anknüpfen wollte, um die 
Sensationsgier nach Faschistischem ıhrerseits 
für dıe Steigerung der eigenen Verkaufszahlen 
auszunutzen? 


Mein vorläufiges Fazit 


— EMMA ist mit einem rechten Sensations- 
aufmacher wie Stern und Spiegel erschienen. 
Die gefälschten Tagebücher der Eva Braun wa- 
ren Mittel zum Zweck — ohne sie wäre das Tı- 
telbild nicht zu legitimieren gewesen. Sie sind 
keine Satire auf die Hitler- oder Goebbels-Ta- 
gebücher, sondern sie stellen eine Nähe zum 
Stern oder Spiegel her. Über das Mittel, alltäg- 
liche, traditionelle Rollenvorstellungen zu re- 
produzieren und sie ins Lächerliche zy ziehen, 
werden die Ereignisse und Leiden im Faschis- 
mus verharmlost und profanisiert. 

— Die “Enthüllung”’ oder“ Aufklärung” istla- 
pidar, stolz wird berichtet, welche konservatıi- 
ven Massenblätter “Interesse” am Abdruck der 
Tagebücher gehabt hätten. Eine Auseinander- 
getzung mit der gesellschaftlichen Situation, ın 
der rassistische Gewaltausbrüche gegen Frem- 
de täglich vorkommen und legitimiert werden, 
in der rechtsradikales Gedankengut Eingang ın 
Politikersprache und Massenmedien findet, 
wird in EMMA nicht geführt. 

— Die Reaktion der Leserbnief-Schreiberin- 
nen zeigt, daß es bestenfalls eın gewisses Maß 
an Kritik gegen allzu stereotype Frauenrollen 
und gegenüber der Opfer/Täterinnen-Proble- 
matik gibt, daß aber (mit einer Ausnahme) keı- 
nerlei Einschätzung und Bewußtsein des aktu- 
ellen rassistischen und rechtsradikalen Zeitgei- 


stes vorhanden ist. Der Tenor der neun Briefe 
beweist, daß Banalısierung und Entpolitisie- 
rung gegenüber der deutschen Vergangenheit 
voll gegriffen haben. 


— Umso wichtiger wäre eine Kommentierung 
bzw.eıne ausführliche Auseinandersetzung mit 
dem von EMMA Gewollten und Erreichten ge- 
wesen. 


Genau dies aber läßt sıch offenbar von dieser 
Zeitschrift nıchterwarten. AliceSchwarzer, dıe 
sich aus Anlaß des Golfkrieges und angesichts 
der Friedensbereitschaft der Deutschen “stolz” 
dazu bekannt hat, “Deutsche zu sein” (1), 
scheint nicht nur mit dem Thema Nationalis- 
mus, sondern auch mit dem Thema Rassısmus 
ihre Schwierigkeiten zu haben. Ein Blick z.B. 
in das EMMA-Heft zum Golfkrieg zeigt, daß 
Kolonialismus und Rassismus dorteine nur sehr 
marginale Rolle spielen, vielmehr entsteht der 
Eindruck, daß der Kolonialismus den unter- 
drückten Frauen eher Vorteile gebracht habe, 
und sie im unabhängigen Nationalstaat (Iran. 
Algerien) wieder dem nationalen islamischen 
Patriarchat und dem “Fundamentalimus” zum 
Opfer gefallen sind. Im Gespräch mit der ma- 
rokkanischen Feministin Fatima Mermissi 
bringt A. Schwarzer ihre “deutsche” Unschuld 
und Unwissenheit angesicht dieser Unterdrük- 
kung wie folgt zum Ausdruck: “WissenSie, wır 
Deutschen hatten kaum Kolonien. Es fällt uns 
schwer, die Verletztheit und Emiedrigung der 
Ex-Kolonialvölker zu begreifen.” Nun denn, 
ebenso schwer scheint es ihr auch zu fallen, dıe 
deutsche Geschichte zu begreifen, und adäquat 
auf die aktuellen rassistischen Gewaltaktionen 
zu reagieren. Die Veröffentlichung der Eva- 
Braun-Story begünstigt den gesellschaftlichen 
main-stream des Geschichtsrevisionismus. 


Gabriele Becker 


Anmerkungen: 

(1) Das vollständige Zitat lautet: “Relativ ge- 
sehen machen wir Deutsche Fortschritte. 
Frauen wie Männer. Und das ist der Grund, 
warum Ich in den letzten Wochen zum ersten 
Mal in meinem Leben stolz war, Deutsche zu 
sein.” (EMMA 4/1991) 

— vergl. zur Funktion nationalsozialistischer 
Alltagsgeschichtsschreibung den Aufsatzvon 
Dan Diner, Zwischen Aporie und Apologie in 

Ist der Nationalsozialismus Geschichte?, hg 

D. Diner, 1987 

— vergl. zur Analyse des EMMA-Hefteszum 
Golfkrieg den Aufsatz von Helma Lutz, Ras- 
sismus und Sexismus in: “Ein Herrenvolk von 
Untertanen”, hg Leiprechtu.a., DISS Studien 
1992 
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“Es rettet uns kein höh’res Wesen” 


Warum Marxisten beim Versuch, das revolutionäre Subjekt zu retten, 
in Revolutionsmetaphysik verfallen müssen 


1. Einleitung 


Von der sogenannten “Kntischen Theorie’ 
weıßjederLinke, wennerauchsonstnichts über 
sıeweiß,eines verdächtiggenau: daßsıe für “dıe 
Praxis’ nicht viel tauge, daß siedie Unmöglich- 
keit revolutionärer Umwälzungen predige und 
damit Perspektivlosigkeit und Fatalismus ver- 
breite, kurz: daßsie pessimistisch sei. Selbst kri- 
tische Geister, denen man ansonsten entschie- 
den mehr zutraut als den auf den “gesunden” 
Menschenverstand abonnierten Durchschnitts- 
linken, lassen sich bisweilen dazu herab, jenem 
billigen Ressentiment gegen die “Kritische 
Theone’ objektiv zu willfahren, indem sie ihm 
dıe akademischen Weihen einer theoretischen 
“Begründung” d.h. Legitimation verpassen. 
Eın gutes Beispiel für ein solches Vorgehen lie- 
fert der Artikel von Be./rh. in “Bahama News” 
Nr.7, dem wiederum als hauptsächlicher Be- 
zugstext der Aufsatz von Barbara Brick und 
Moishe Postone über den “Kritische(n) Pessi- 
mismusund dieGrenzendestraditionellen Mar- 
xısmus’’ zugrunde liegt. Weildieser Artikel von 
Be./rh. ausschließlich zustimmend rezipiert 
wirdundihnendieHauptargumente fürdieAus- 
einandersetzung über cl.s angeblich geschlos- 
senes Weltbild liefert, soll im folgenden die Pri- 
märquelle kritisiert und auf diesem Wege das 
theoretische Fundament der von Be. und rh. er- 
hobenen Vorwürfe gesprengt werden. 

Umeine unentschuldbare Gedankenlosigkeit 
handelt es sich — denn daß sie es bewußt getan 
hätten, darf man wohl nicht unterstellen — daß 
Brick/PostoneschoninderÜberschriftihresAr- 
tikelsdentraditionellen Marxismus zwarals be- 
grenzt umreißen, das Negativ-Prädikat ““pessi- 
mistisch’ aber der “Kritischen Theorie” zuer- 
kennen. Dabeı hätten sie genausogut von den 
“Grenzen der Kritischen Theorie” sprechen 
können, denn ım Kem zeigen Brick/Postone in 
ihrem Aufsatz genau diese auf. Indem sie ihre 
Kritik im Pessimismus-Vorwurfgipfeln lassen, 
provozieren sie, wahrscheinlich ungewollt, 
spontan-augenzwinkerndes Einverständnis auf 
Seiten des linken Durchschnittslesers, der sich 
bei solch vıelversprechendem Titel auf die ihm 
ungewohnte Lektüre komplizierter theoreti- 
scher Ausführungen einläßt, ın der — von 
Brick Postone glücklicherweise nicht eingelö- 
sten — Hoffnung, bestätigt zu finden. was er 
über dıe “Kritische Theorie” eh’ schon immer 
gewußt hat. 


2. Kritik an Brick/Postone 


Ihrer Kntik der “Kritischen Theorie” legen 
Brick /Postone verschiedene Texte von Pollock 
und Horkheimer zugrunde. in denen sıe sich mit 
dem Staatskapıtalismus-Problem auseinander- 


setzen. Der ihnen zur Last gelegte Pessimismus 
wird nicht aufdie historischen Erfahrungen der 
kritischen Theoretiker zurückgeführt, sondern 
auf die “gesellschaftstheoretischen Grunda- 
nahmen, unter denen die entscheidenden histo- 
rischen Entwicklungen reflektiert wurden.” 
Diese Grundannahmen, so wırd behauptet, sei- 
en in der Sache die gleichen gewesen, wie die 
des “traditionellen Marxısmus”. Dieser hatte 
behauptet, der Widerspruch des Kapiıtalısmus 
verlaufe zwischen Produktions- und Distribu- 
tionssphäre, wobei das Unglück einzig in der 
letzteren aufgehoben ist. In einem Punkt wird 
Pollock allerdings zugestimmt, nämlıch seiner 
Behauptung, gesellschaftliche bzw. wirtschaft- 
lichePlanungseikeinenotwendigemanzipative 
Angelegenheit. 


Weitgehend recht zu geben ist der Brick/Po- 
stone’schen Kritik an Pollocks Staatskapitalis- 
mustheorie. Pollocks Schwierigkeiten, seinen 
Begriff von Staatskapitalismus zu begründen, 
liegen ihnen zufolge darin, daß die von ihm un- 
terstellte staatliche Totalplanung des ökonomi- 
schen Verlaufs keine Begniffsbestimmung des 
Kapitals selber mehr zuläßt. Dies ist wiederum 
darin begründet, daß Pollocks Begriff von Öko- 
nomie sichvondemdesMarktesherleitet. Unter 
dieser Voraussetzung muß der staatskapitalisti- 
sche Versuch, den Markt als unbewußte Vertei- 
lungsinstanz durch bewußte Planung zu erset- 
zen, als Aufhebung der Ökonomie und ihrer Ei- 
gengesetzlichkeit insgesamt erscheinen. Denn 
entweder isteine Gesellschaft kapitalistisch or- 
ganisiert, dann gehorcht sıe den blinden, unbe- 
herrschten Gesetzmäßigkeiten der Kapitalver- 
wertung,jedenfallsbiszueinemgewissenGrad, 
odersiehebtdieseGesetzmäßigkeitenalssolche 
und nicht nurdie Distributionssphäre auf, indem 
sie wirklich d.h. bewußt dıe Produktion plant, 
dann ist sıe nicht kapıtalistisch. Weil Pollock 
aber seinen theoretischen Grundannahmen ge- 
mäß nicht überzeugend zu begründen vermag, 
warum der Staatskapıtalismus noch Kapitalis- 
mus ıst, hat er entsprechende Schwierigkeiten 
zu bestimmen, warum der Staatskapitalismus 
eın spezifisch kapitalıstisch geprägtes Klassen- 
verhältnis impliziert. Stattdessen wırd bei ihm 
derBegniffderKlasselosgelöst vonihrerjeweils 
besonderen historischen Erscheinungsweise 
ınsbesondere ın der bürgerlichen Gesellschaft 
und damit als überhistorisches Herrschaftsver- 
hältnıs bestimmt. Für eine Bestimmung des 
Klassenverhältnis ın eınem Staatskapitalismus 
reicht diese allgemeine Betonung von Macht 
und Abhängigkeit nıcht. Pollock versucht. dem 
Problem durch dıe Unterstellung zu entkom- 
men, beim Staatskapıtalismus handele es sich 
um ein neues Produktionsverhältnis. Warum er 
dannaber aufden BegriffStaatskapitalismusbe- 
steht. bleıbt ungeklärt 


Diese Widersprüchlichkeiten und Unge- 
reımtheitenentspringen PollocksFesthaltenam 
tradıtionellenMarxismus,darinistBrick/Posto- 
ne beizupflichten. Die Kritik geht abereinen ge- 
wichtigen Schnitt weıter: Es wirdnichtnur(rich- 
tıg) nachgewiesen, wo die Analyse falsch ist, es 
wırd darüber hinaus unterstellt, sie sei statisch. 
Sıe zeige keinen immanenten Widerspruch des 
Systems mehr auf, der gleichzeitig über das Sy- 
stem hınausweise. Das gesellschaftliche Ver- 
hältnıs stelle sich folglich wie ein erratischer 
Block dar, der nur von außen und als ganzes kri- 
tısıert werden könne. Der Pollock/Horkheimer- 
Ansatz unterstelleein ın sich geschlossenes Sy- 
stern. Aus dıeser “Statik” resultiert nach 
Brick/Postone der Pessimismus. 


Brick/Postone geht es im zweiten Schritt um 
eine Erweiterung bzw. Richtigstellung des Pol- 
lockschen Ansatzes, das Phänomen Staatskapi- 
talısmus zu erklären. Es soll einerseits die Ana- 
Iyse fundiert und darüberhinaus “‘dynamisiert” 
werden, um den Pessimismus aus der Staatska- 
pitalismusanalyse zu verbannen. Das geschieht 
über den Weg der Kritik am traditionellen Mar- 
xismus und seiner beschränkten, auf der Ebene 
der Kritik an der Distribution verharrenden Ka- 
pitalismussicht. Der traditionelle Marxismus 
isolierte ausdem kapitalistischen Verwertungs- 
zusammenhang die Produktion heraus und kri- 
tisıerte lediglich die ungerechte Verteilung der 
produziertenGüter. Damit unterstellteer,esexi- 
stiere die an sich nützliche Produktion von Ge- 
brauchsgütern einerseits und deren Verwand- 
lung ın abstrakte Wertträger andererseits, die 
sich durch private Aneignung und dem daraus 
entspringenden Warentausch aufdem Markter- 
gebe. Demgegenüber ist eine Kapitalismuskri- 
tık (nicht nur) nach Brick/Postone aufden Wert 
auszudehnen, dereben keine Distributionskate- 
gorie ıst, wie es der traditionelle Marxismus na- 
helegt, sondern das Produktionsverhältnis sel- 
ber. Die Produktion ist nicht jener glückliche 
und unmittelbare Ort.andem konkret-nützliche 
Gebrauchsgüter hergestellt werden. die ein un- 
glückliches Schicksal später in abstrakte Wert. 
räger. also Waren verwandelt. Daß nützliche 
Gebrauchsgüterhergestelltwerden.ıstlediglich 
dıe gleichermaßen zufällige wie notwendige 
Begleiterscheinungdesobjektivenund nicht be- 
wußten Zwecks der Produktion. der Prod uktıon 
von Wert. Die Verausgabung von individueller 
Hırn- und Muskelkraft der Produzenten er- 
scheint folglich nicht als konkret-nützliche Ar- 
beit, ıst also nicht nach ihrer Qualität bestimmt. 
sondern lediglich quantitativ. als abstrakte Ar- 
beit. Darin. daß der Kapitalismus die abstrakte 
Arbeit unter dem objektiven Zwang. die gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit durch Automat- 
ısıerung auf null reduzieren muß. daß er sie aber 
als Voraussetzung seiner Existenz braucht. liegt 
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dereigentliche Widerspruch der Wertvergesell- 
schaftung. Abstrakte Arbeit ıst seine Substanz 
und muß doch von ihm aufgezehrt werden. 


So wichtig die Wertkritik als umfassender 
Analyseansatz des Kapitalismus auch ist — ge- 
rade ım Unterschiede zur bloßen Kritik an der 
Distributionssphäre —, sie vermag zu keinem 
optimistisch stimmenden Ergebnis führen. 
Denn eine ım System liegende Bewegung, die 
aus dem krısenhaften Prozeß heraus ein selbst- 
bewußtes Subjekt zu seiner Abschaffung pro- 
duzieren könnte, vermag die Wertkritik genau- 
sowenig aufzuzeigen wiedertraditionelle Mar- 
xısmus es mit seiner geschichtsdeterministi- 
schen Setzung der Arbeiterklasse als per se re- 
volutionäremSubjektvermochthatte.Unddoch 
scheintesBrick/Postone genau darum zugehen. 
DerZweckihrerEinführung der Wertkritikliegt 
eben nicht alleininder Zurückweisung falscher 
Ansätze ım traditionellen Marxismus. die teil- 
weıse auch bei Pollock angelegt sind: um eine 
Dynamisıerung der Analyse ıstesihnen zu tun. 
Und Dynamik, soweit sıe eine inder Bewegung 
des Systems angelegte Widersprüchlichkeit 
meint, dıe zur Produktion der menschlichen Po- 
tentıale geeignet sein könnte, die einen Prozeß 
der Emanzipation vorantreiben, findet sich ge- 
rade bei Pollock, Horkheimer nicht mehr — ım 
auffälligen Gegensatz zu den traditionellen 
Marxisten. Die theoretische Dynamisierung 
von Brick/Postone kann hier nichts anderes 
heißen, als daß durch die kritische Analyse des 
Kapitalismus ein Moment aufgefunden werden 
soll, das über den Kapitalismus hinausweist. 
Daßalsoınnerhalbder voll entfalteten Wertpro- 
duktion nicht nur der objektive und immanente 
Widerspruch steckt (der Kapitalismus zehrt sei- 
ne eigene Substanz auf),worauspraktischnichts 
folgt, sondern darüber hinaus ein konkret-ge- 
sellschaftlicher, der seine lebendigen und selb- 
ständig handelnden Subjekte mitproduziert. 
Unter dynamisierter Analyse kann, willmandie 
Autoren ernst nehmen, unmöglich eıne rein 
theoretische Spielerei verstanden werden. Sie 
muß sich am analysierten Gegenstand, der Ge- 
sellschaft, bewahrheiten. Der im Wege der 
Wertkritik ausgewiesene Widerspruch könnte 
nun ın schöpferischer Anwendung des Tradı- 
tionsmarxismus ausgelegt werden. Was früher 
als der Widerspruch zwischen Kapıtal und Ar- 
beitdenStreitzwischenProduzentenundEigen- 
tümern über die Verteilung der Güter meinte, 
könnte heute, auf die kapıtalistische Wertpro- 
duktion angewendet, etwa so rezipiert werden: 
Die menschlichen Anhängsel der Wertproduk- 
tıon erfahren die Beliebigkeit und Austausch- 
barkeit ıhrer Rolle in der voll entfalteten Wa- 
renwelt. ihre Erfahrung schlägt angesichts krı- 
senhafter Zuspitzung des Systems — an eınem 
bestimmten Punkt.denwir Revolutionäredurch 
präzıse Analysearbeit genauer zu bestimmen 
berufen sınd — notwendig ın Erkennen um ‚und 
revolutionäre Subjektivität entsteht. Dieser er- 
bärmliche Rückfall ins Weltbilddestraditionel- 
len Marxismus ist von Brick/Postone allerdıngs 
ausdrücklich nicht bezweckt: “Um unnötige 
Mißverständnisse zu vermeiden: Diese Reınter- 
pretatıon des Widerspruchs zwischen Produk- 
tı vkräften und Produktionsverhältnissen ımplı- 
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zıert keineswegs dıe Position, daß sich notwen- 
digerweise eın oppositionelles Bewußtsein biıl- 
det oder gar notwendig Emanzipation erreicht 
wird” (Anmerkung 19.S.236). Von der Dyna- 
misierung der Theone bleibt anscheinend nicht 
viel mehr übrig. als dıe ın diesem Bewegungs- 
wort liegende Hofinung auf Durchbrechung ei- 
nes Verhängnisses, dessen Bestehen die Auto- 
ren nıcht widerlegen können. Tatsächlich bleibt 
es bei einem gut gemeinten und verzweifelten 
Wollen. Am F.nde stehen dıe beiden genauso 
“draußen”. also als Kritiker außerhalb eines ın 
sich geschlossenen Zusammenhangs wie der 
von ihnen dafür gescholtene Horkheimer. Wo 
schon Pollock den richtigen Verdacht geäußert 
hat. daß die Ablösung des Wirtschaftsliberalis- 
mus durch stärker staatsınterventionistische 
Modelle des Kapiıtalısmus keinen Schritt ın 
Richtung Befreiung bedeutet. und dıe Kritische 
Theorie nach der Staatssozialismusdebatte die- 
sen Verdacht mit ıhren Untersuchungen über 
das Verschwinden der dem Liberalismus ver- 
hafteten bürgerlichen Subjektivität ım Spätka- 
pitalismus erhärtet hat, flüchten sıch Brick/Po- 
stone aus der fatalen Konsequenz der Frankfur- 
ter Meister ineine leere Hoffnung. andıe sıe sel- 
ber nicht glauben und dıe sıe dennoch alsreines 
Formalprınzıp vor sıchhertragen. Statt der Wei- 
terentwicklung der Theorie durch schwärzesten 
Pessimismus, also durch konsequentes Weiter- 
denkender Wertkritikeinen Dienstzuerweisen, 
bleiben Brick/Postone auf halber Strecke ste- 
hen. 

Der Abgrund, vor den die beiden zurück wei- 
chen, statt ıhn auszuloten,. besteht ın der Ah- 
nung, daß der Kapitalismus nur dıe objektiven 
Möglichkeitenseiner Überwindung bereitstellt, 
auf gesellschaftlichem Feld aber dieser Mög- 
lichkeit mit bewußtloser Notwendigkeit entge- 
genarbeitet. Zu formulieren wäre der — leıder 
begründete — Verdacht,daß dıeGesamtheitder 
der Wertproduktion Unterworfenen als unifor- 
me (wenn auch bunt anzusehende) Masse voll- 
ständıg der gesellschaftlichen Dynamik (und 
das ıst die der Wertverwertung) sıch anpassen 
und die Einzelnen subjektive Resistenz einbüß- 
en und jedes Kritikvermögen sıch verliert. 
Schlimmer noch: ın dem Maße, wie die Gesell- 
schaft.deren Teilsıesind,ıhnenimmer neueper- 
sönliche Opferabverlangt und fürjedensichtbar 
ın eine katastrophische Zukunft treibt. werden 
sıe sich, statt sich gegen sıe aufzulehnen. der 
dann immer terronstischeren Durchsetzung des 
Kapıtalverhältnisses bedingungslos unterwer- 
fen. 


2. Ökonomie, Politik, Subjekt 


a) Die gesellschaftliche Sache selbst stellt sich 
fürs Bewußtsein. das dieselbe erkennen wıll.nıe 
ıinreiner Unmittelbarkeıt. sondern selbst immer 
schon als reflektierte dar. das heißt ınForm von 
objektiven gesellschaftlich produzierten Be- 
griffen und ın Form des theoretischen Bewußt- 


seıns. welches vermittels solcher Begriffe auf 


Gesellschaft zu reflektieren versucht. Die 
Marxsche Kritik der bürgerlichen Gesellschaft 
weist sıch als Kritik zunächst ın jenem funda- 
mentalen Sınne aus. daß sıe dem vorgefundenen 


theoretischen Bewußtsein seiner Zeit nicht ein- 
fach dogmatısch eine neue und selbsterfundene 
Kategonentafel entgegensetzt oder jenem ge- 
genüber cınen anderen, meinetwegen “sozialı- 
stischen Standpunkt” geltend macht, sondern 
die Falschheit jenes Bewußtseins immanent 
darstellt und darüber die vorgefundene Gesell- 
schaft. die jene Gestalt des Bewußtseins Ja pro- 
duziert hat, ebenfalls ıhrer Falschheit überführt. 
In ıhren damals ausgereifiesten und fortge- 
schrittensten Formen, der politischen Ökono- 
mie, der politischen Theorie und der ıdealısti- 
schen Philosophie, beanspruchte das bürgerlı- 
cheBewußtsein.seınenGegenstand,diebürger- 
liche Gesellschaft. als einen nachzuweisen. 
wonn Besonderes und Allgemeines, dıe Spon- 
taneıtätder Eınzelsubjekte und der gesellschaft- 
lıch-staatliche Gesamtzusammenhang einan- 
der versöhnt seıen. weil dieser nur das Produkt 
von jenen seı. ın welchem sıe sıch folglıch po- 
sitiv aufgehoben wissen, anstatt von ıhm unter- 
drückt zu werden. Sei es die politische Ökono- 
mie,dıe behauptet, daß jeder, indem er nur aus- 
schließlich sein Privatinteresse verfolgt, damit 
zugleich, ohne eszu wıssen und zu wollen, dem 
allgemeinenInteressediene; sei esdie politische 
Theorie, die den Staat als der Gesellschaft ent- 
fremdete und sie unterdrückende Instanz aufhe- 
ben und ıhn auf eine “ursprüngliche” Assozıa- 
tıon von Individuen, den Gesellschaftsvertrag 
zurückführen will; sei es schließlich die Philo- 
sophie, die in ihrer Hegelschen Gestalt dielden- 
tität des Geistes mit sich und seinem anderen, 
die Identität von Subjekt und Objektim Medium 
des Subjektsdartut —sıeallekonvergieren (ob- 
wohl gerade die Hegelsche Philosophie darüber 
tendenziell schon hinausgeht) in der Vorstel- 
lung, daß Gesellschaft und Staat der bürgerli- 
chen Gesellschaft keine abstrakten, für sıch be- 
stehenden Wesenheiten darstellten, sondern 
vonden Subjektenkonstituiertundals vonihnen 
konstituierte Größen ihnenauchtransparentsei- 
en. Dieser Anspruch bürgerlicher Theorie, im 
Aufweis der Stimmigkeit und Vernunft ihres 
Gegenstandes selbst objektive Vernunft zu ver- 
körpern, wırd nun von Marx nicht wıe beı den 
einfallslos-prnmiuiven Maristen/Leninisten 
späterer Tage als durchsichtiges Täuschungs- 
manöver der Bourgeoisie oder wıe bei den mo- 
dernen sozialwıssenschaftlichen Positivisten 
alssınnleere Metaphysik,diedurchFaktennicht 
gedeckt seı und durch keine Versuchsanord- 
nung venfiziert werdenkönne,einfachabgetan. 
sondern ernst genommen und als philosophie- 
krıtisch angeleitete Kritik der politischen Öko- 
nomıe ımmanent seiner Unwahrheit überführt. 


Vom isolterten, freien und gleichen Subjekt 
zu sprechen. ohne anzugeben, wovones isoliert 
und freı und woran gemessen es gleich ist. ist 
schlechte Abstraktion wie die politische Öko- 
nomıe und Theorie sie praktizieren. Subjekt ist 
kein Ding. sondern selbst ein Verhältnisbegriff 
ınsofern. als von Subjekt nur dort die Rede seın 
kann. wo dıe gesellschaftlichen Verhältnisse 
bestimmt werden. die ihm Subjekt zu sein er- 
lauben (vgl. Adorno. Negative Dialektik. 
5.222) Schon deswegen ist der Gegenstand der 
Marxschen Knitik nicht das Subjekt in seiner — 


falschen. scheinhaften — Unmittelbarkeit. son- 
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dern die vorgefundenen gesellschafllichen Ver- 
hältnısse. Reale Basis von Subjektivitätistnach 
Marx der Warentausch, da inihm die Menschen 
als freie und gleiche Subjekte gesetzt sind. In 
der Bestimmung derFreiheitistunmittelbarent- 
halten die der Gewaltlosigkeit, da “keines (der 
Subjekte) sich des Eigentums des anderen mit 
Gewalt” bemächtigt, vielmehr “jedes sich des- 
selben freiwilligentäußert” (Marx, Grundrisse, 
S.155). Im Tauschverhältnisresümiertsichalso, 
obwohl sie in ihm unmittelbar nicht mehr er- 
scheint, die bereits vollzogene historische 
Emanzipation der Menschen von der determi- 
nierenden Enge vorkapitalistischer Gemeinwe- 
sen, welche, weil sie die vorgefundene Natur 
noch nicht ernsthaft modifizierten, selber noch 
gesellschaftliche Naturverbände darstellten, 
und in welchendementsprechend auch von Sub- 
jekten als eigene — und das heißt von der Ge- 
sellschaft, ın der sie leben, nochmals verschie- 
dene — Zwecke verfolgenden noch keine Rede 
sein konnte. Im Tauschverhältnis ist gleichfalls 
vorausgesetzt, daB die gesellschaftliche Modi- 
fikatıon der Natur, Arbeit, aufgehört hat, selbst- 
genügsame Produktion fürden beschränktenEi- 
genbedarfzusein, vielmehralsArbeitfürandere 
allgemein gesellschaftliche Arbeit geworden 
ist. Als Arbeit von Privatsubjekten jedoch kann 
sie sich als allgemein gesellschaftliche erst im 
Austausch von Arbeitsprodukten betätigen, das 
heißt, indem die Produzenten ihre Arbeitspro- 
dukte alsWareneinander gleichsetzen. Im Aus- 
tausch erscheint zwar die gesellschaftliche Ar- 
beit, aber in notwendig mystifizierter Gestalt: 
Als Wert-"Eigenschaft", das heißt als Sachei- 
genschaft, die den Produkten als scheinbar na- 
türliche Qualität, wie Länge, Umfang, Gewicht 
zukommt. Dieser Fetischismus der Eigen- 
schaftsform bzw. der Warenfetisch ist der ab- 
strakteste Ausdruck dafür, daß sich den Subjek- 
ten gegenüber ihr eigenes, von ihnen praktisch 
hervorgebrachtes und aufrecht erhaltenes ge- 
sellschaftliches Verhältnis verselbständigt und 
ihnen als ihnen äußerliche, quasi naturhafte 
Macht gegenübertritt. Ist dieser Mystifikations- 
zusammenhang auf der Ebene des einfachen 
Tauschverhältnisses noch relativ leicht durch- 
schaubar, so gewinnt er eine noch rätselhaftere 
und für die Subjekte schon undurchdringlichere 
Gestalt dadurch, daß im entfalteten, zur Regel- 
mäßigkeit gewordenen Tauschverhältnis jene 
abstrakte Größe, der die Subjekte ihre Produkte 
gleichsetzen, dıe allgemein gesellschaftliche 
Arbeit selbst wıeder vergegenständlicht wird, 
und zwar ın einer exklusiven Ware, der es 
scheinbar von Natur aus zukommt, alle anderen 
Dinge vergleichbar zu machen, dem Geld. 
Schon ın der immanenten Darstellung des Wa- 
rentauschs, der grundlegenden Verkehrsform 
der bürgerlichen Gesellschaft. erweist sich. daß 
die besonderen Subjekte zwar den gesellschaft- 
lichen Zusammenhang konstituieren — er ist 
zweifellos ihr eigenes Produkt und keineansich 
fremde Objektivität wie die unmittelbare Natur 
—, daß sıe aber gleichwohl ihren gesellschaft- 
lichen Zusammenhang nicht beherrschen: ‘“Die 
Individuen sınd unter die gesellschaftliche Pro- 
duktion subsumiert, die alsein Verhängnis auß- 
erihnenexistiert, aberdie gesellschaftliche Pro- 


duktion ist nicht unter die Individuen subsu- 
miert, die sie als ihr gemeinsames Vermögen 
handhaben” (Grundrisse, S. 76). Diesen Schein 
der Unbeherrschbarkeit und unentrinnbaren 
Sachgesetzlichkeit befestigen die einzelnen 
Subjekte wiederum dadurch, daß sie bei dem, 
worumesihnenalleingeht,der Verfolgungihrer 
unmittelbaren Interessen und Zwecke, garnicht 
darauf angewiesen sind, ihre gesellschaftliche 
Präformiertheit und die ihrer Interessen und 
Zweckeeinzugestehen,siesich vıelmehreinbil- 
den können, autonom zu handeln, selbst wenn 
sie nur die Gesetze der Warenproduktion exe- 
kutieren.Die unbegriffenen Verhältnissesetzen 
sich also, das ist unbedingt festzuhalten, gerade 
nicht trotz, sondern vermöge der ım einzelnen 
bewußten Handlungen der Subjekte durch. Und 
weildiessoist,kämeeine Gesellschaftsanalyse, 
die die Subjekte positiv bestätigte und immer- 
fort darauf hinwiese, daß sie trotz alledem und 
alledemjaimmernoch bewußthandelten,einem 
Betrug an diesen Subjekten gleich und würde 
letztlich nur die verselbständigten gesellschaft- 
lichen Verhältnisse bestätigen, derdie Subjekte 
unterworfen sind. Aus diesem einfachen Grund 
stehen eben bei Marx wie auch in der “Kriti- 
schen Theorie” nicht die Subjekte im Mittel- 
punkt der Analyse, sondern der gesellschaftli- 
che Objektivitätszusammenhang, dessen 
grundsätzlich zwar überwindbare, aber gleich- 
wohlreale Übermachtgewolltund bewußtüber- 
trieben wird, weil die kapitalistischen Verhält- 
nisse sich nicht nur gegen die besonderen Sub- 
jekte durchsetzen und behaupten, sondern die 
Tendenz aufweisen, selbst noch die F ähigkeit 
der Subjekte, sie zu durchschauen, zu vernich- 
ten. Gerade weil es der “Kritik der politischen 
Ökonomie” wie auch der “Kritischen Theorie” 
um die Überwindung der bürgerlichen Verhält- 
nisse geht, muß deren bedingende Gewalt scho- 
nungslos benannt werden, weil die wirkliche 
Freiheit der Subjekte erst dort anfınge, wo sie 
ihre Bedingtheitnicht verleugneten,sondernsie 
sich bewußtmachten. 

b) Als objektives Zwangsverhältnis, so wurde 
argumentiert, erweist sich die bürgerliche Ge- 
sellschaft schon auf der Ebene des Tausch- und 
Zirkulationsverhältnisses, auf welcher vom ka- 
pitalistischen Klassenverhältnis explizit noch 
nicht die Rede ist: auch die im engeren Sinne 
bürgerlichen Subjekte sind also nicht die selbst- 
bewußten Herren ihrer Gesellschaft. Allerdings 
wird derobjektiveZwangscharakterder bürger- 
lichen Verhältnisse erst in der Analyse der ka- 
pitalistischen Warenproduktion konkretisiert. 


Diese setzt voraus,daßder im Geld vergegen- 
ständlichte Wertals Instanz, dieden Tausch von 
Arbeıtsprodukten nur vermittelt, gegenüber der 
Zirkulation, deren abgeleitetes Produkt er ist. 
sich soweit verselbständigt hat, daß er als posi- 
tiver Ausgangspunkt einer neuen Zirkulations- 
form fungierenkann,dienichtmehrdie Vermitt- 
lung von Gebrauchswerten zu Bedürfnissen be- 
zweckt. sondern nur die quantitative Verwer- 
tung seiner selbst. Kapital ist also kein Ding, 
sondern der aus der Warenzirkulation hervor- 
gehende, aber sichin seiner eigenen Zirkulation 
erhaltende und vervielfältigende Wert. Als sol- 
cher wird der Wert in der Tat Subjekteines Pro- 
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zesses, worinerzwar verschiedene Gegenständ- 
lichkeitsformen — Geld, Produktionsmittel. 
Arbeitskraft, neu produzierte Ware etc. — an- 
nımmt, aber eben sich selbst als abstraktes Sub- 
jekt gleichbleibt (vgl. Marx, Manuskript 1861 
— 1863,S 10f.).Nichtnur,daßesdiese verschie- 
denen Gegenständlichkeitsformen annimmt — 
es setzt sie bzw. subsumiert sie sich als bloße 
Erscheinungsformen und Mittel seines abstrak- 
ten, maßlosen Verwertungsprozesses, deren 
automatisches Subjekt es ist. Die allgemeine, 
abstrakte Subjektivität des Kapitals setzt sich in 
Widerspruch zuden besonderen Gebrauchsdin- 
gen, die sıe als Bedingung ihrer Bewegung ne- 
benher mitschleppt. sowie in Widerspruch zu 
den endlichen Subjekten, indem sie schon das 
bürgerliche Zirkulationssubjekt aufeinen bloß- 
en Funktionsträger, auf eine die Gesetzmäßig- 
keiten der Verwertung mit bewußtem Willen 
exekutierende Charaktermaske. 


Verwerten kann sich Kapital aber nur, wenn 
es eine spezifische Ware vorfindet, deren Ge- 
brauchswert es ist, selbst Quelle von Wert zu 
sein. Es findet diese Ware vor in der Person des 
freien Lohnarbeiters. Marx interessiert sich für 
diesen freien Lohnarbeiter nicht aus humanitä- 
ren Gründen oder weil er meinte, er sei “das” 
revolutionäre Subjekt, sondern weil in ihm die 
Dialektik bürgerlicher Freiheit und damit des 
bürgerlichen Subjekts, als Freiheit unmittelbar 
mitihrem Gegenteil, objektivem Zwang,behaf- 
tet zu sein, deutlich zu Tage tritt. Dies erklärt 
zugleich die Annahme — die Marx mit gutem 
Grund noch aufstellen konnte, die aber heutzu- 
tage fragwürdig geworden ist —, daß dieser 
Sachverhalt der Erfahrung der Proletarier zu- 
mindesttendenziell zugänglich ist. Diese Nega- 
tivität bürgerlicher Freiheit erscheint auf Seiten 
der als Arbeiter gesetzten Menschen, daß sie als 
freie, d.h. keinem anderen unterworfene Sub- 
jekte gesetzt sind, die aber, um sich als bedürf- 
tige Subjekte erhalten und reproduzieren zu 
können, objektivgezwungen sind,aufbestimm- 
te ZeitihrArbeitsvermögendemKapitaleinver- 
leiben zu lassen. Weil aber das Arbeitsvermö- 
gen selbst kein dingliches Eigentum ist, fällt es 
mit der Person wieder unmittelbar zusammen, 
und so werden seine lebendi gen Trägerrealdem 
Kapitalalsdessen Anhängsel und Verwertungs- 
mittel unterworfen. Dieser objektive Zwang, 
daseigene Arbeitsvermögenals Ware feilzubie- 
ten, sich dem kapitalistischen Produktionspro- 
zeß zu unterwerfen und damit als Abhängige 
selbst deren Gesetzmäßigkeiten mitzukonstitu- 
ıeren. ist selbst historisches Produkt. das aller. 
dings in seiner Produziertheitnicht mehr unmit- 
telbarerscheint. Er setzt nıchtnureinen mitnicht 
mehr ökonomischen. sondern staatlichen Miı- 
teln betriebenen gewaltsamen Enteigungs- und 
Vertreibungsprozeß der unmittelbaren Produ- 
zenten voraus. wie Marx ıhn ım Kapital als “so- 
genannte ursprüngliche Akkumulation” be- 
zeichnet, sondern auch das gleichfalls staatlich 
durchgesetzte Abschneiden der Möglichkeit 
der aus der feudalen oder zünftlerischen Subsı- 
stenzproduktion freigesetzen Arbeiter. sıch 
durch Raub, Bettelei etc. ihre Existenz zu sı- 
chem. Diese unmittelbare Gewalt. wie SIe ım 
Proletarisierungsprozeß noch gegenwärtig, 
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aber auch noch unmittelbarer erfahrbar war, 
transformıert sıch ım bereits etablierten Kapi- 
talverhältmisinjenenunsichtbaren,deshalbaber 
umso unanfechtbarer erscheinenden ““stummen 
Zwang der ökonomischen Verhältnisse, der 
Normalform bürgerlicher Gewalt: “Im Fort- 
gangderkapitalistischen Produktionentwickelt 
sıcheine Arbeiterklasse,dieausErziehung, Tra- 
dıtion, Gewohnheit die Anforderungen jener 
Produktionsweise als selbstverständliche Na- 
turgesetze anerkennt” (Marx, Kapital, Band 1. 
S.765). Und Marx fährt an dieser Stelle mit For- 
mulierungen fort, die einem kalte Schauer über 
den Rückentreiben müßten, weil siezeigen,daß 
wıderständige, rebellierende Subjektivität ge- 
rade nıcht als selbstverständlich vorausgesetzt 
werden kann, sondern beständig von der Über- 
machtderkapitalıstischen Verhältnisseerschla- 
genzuwerdendroht: ‘““DieOrganisationdesaus- 
gebildeten kapitalistischen Produktionsprozes- 
ses bricht jeden Widerstand...der stumme 
Zwang der ökonomischen Verhältnisse besie- 
geltdie HerrschaftdesKapitalistenüber den Ar- 
beiter' (ebenda). Marx verkneift es sıch also in 
entscheidenden Passagen seiner Ökonomiekri- 
tık, und darın besteht seine großartige Leistung, 
dem Proletarıat kameradschaftlich auf die 
Schulter zu klopfen und ıhm die trostreiche und 
zugleich lügenhafte Botschaft zu übermitteln, 
es behalte seine menschliche Subjektqualitäten 
wıe eine selbstverständliche ontologische Vor- 
aussetzung. obwohl es doch einem Zwangsver- 
hältnıs subsumiertist,dasdiese seine Qualitäten 
gerade negıert. Allerdings setzt die theoretische 
Bestimmung des Kapitalismus als eines den 
Subjekten äußerlichen Zwangszusammen- 
hangs voraus, daß — obwohl eine Gesell- 
schaftskritikessich verbietenmuß,diese positiv 
zu formulieren — solche Qualitäten existieren, 
die es ermöglichen, den Zwang als Zwang zu 
durchschauen. Daran zu zweifeln hatte Marx zu 
seiner Zeitnoch wenigerGrund, alsmanesheut- 
zutage haben muß. Daß ıhn diese Tatsache bis- 
weilen dazu verleitet hat, diese Subjektqualitä- 
ten überzubewerten und aus ıhnen die angeblı- 
che ‘Notwendigkeit’ des Untergangs der kapı- 
talıstischen Produktionsweise abzuleiten (vgl. 
Kapital, Band 1,S.791), verzeiht man ıhm aber 
umso eher. alserim “Kapıtal”,undzwarımKa- 
pıtel über den Arbeitstag, ansatzweise geschil- 
dert hat, wie der Kapitalismus vermittels staat- 
lichen Eingriffs in die Ökonomie gerade die re- 
bellische Subjektivität, die sich gegen ihre Un- 
terwerfung zur Wehr setzt, in eın Mittel seiner 
Selbsterhaltung verkehrt und damit das 
Zwangsverhältnisnoch undurchlässiger macht. 
Diessoll Themadeszweiten Teilsdieses Artikel 
ın Bahama Nr. 9 seın. 


cl./jw., Westberlin 
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Optimismus contra 
Pessimismus? 


Anmerkungen zu Brick/Postone 


Der folgende Artikel beschäftigt sich mit einem 
Text von Barbara Brick und Moishe Postone, in 
dem sıch jene 1982 mit dem Pessimismus der 
“Kritischen Theorie”, insbesondere Horkhei- 
mers, auseinandersetzten (1). Brick/Postone 
kntisierendarın, Jjenerhabe den Fehler des “‘tra- 
ditionellen Marxısmus’” wiederholt, Kapitalis- 
mus alleın aus den Merkmalen ““Marktwirt- 
schaft’ und “Privateigentum an Produktions- 
mitteln’ zu definieren und sei solcherart zum 
Pessimismus gelangt. Im folgenden seien die 
vielen Vorzüge ıhrer Ausführungen benannt — 
es geht aber ebenso darum, ıhre Schwächen zu 
thematisieren: Brick und Postone versuchen, an 
einer angeblichen Vorbestimmtheit des Sozia- 
lismus aus dem kapitalistischen Systems fest- 
zuhalten. Sıe bleiben damit ın derselben Logik 
befangen, die sowohl Horkheimer als auch den 
“traditionellen Marxismus” kennzeichnete. 


1. Die Kritik 
Bricks/Postones am 
traditionellen Marxismus 


Zentraler Kritikpunkt von Barbara Brick und 
Moishe Postone an schlechter marxistischer 
Tradition ist,daß dieselbe nur ander Verteilung 
des Reichtums ım Kapıtalısmus was auszuset- 
zen hat und über die Beseitigung des Marktes 
die bessere und gerechtere Verteilung der Pro- 
dukte anstrebt. Diese schlechte Tradition be- 
zeichnen sie als “traditionellen Marxismus” — 
was wohl mit “Revisiomsmus” und “Realso- 
zıalismus” gleichzusetzen wäre, Begriffen, die 
ich vorziehen würde. 


Falsche Kapitalismusdefinition 
und Arbeitsbegriff 


Diese Art von Marxısmus kritisiert nicht die 
Produktion von Wert und den darın enthaltenen 
Zweck der Ausbeutung, sıe wıll einen gerech- 
teren Kapıtalısmusohne Kapitalısten einführen 
und unterstelltdemKapıtalısmusdenZweck der 
Versorgung von Gesellschaft, dıe jener bloß 
schlecht durchführe. Brick und Postone führen 
aus, daß im “traditionellen Marxismus eın 
"überhistorischer Begriff von Arbeit vorherr- 
sche, der dıeselbe als "Quelle des Reichtums 
lobt: '‘Sie(dieMarxsche Theorie,der Autor) sol! 
eine Theorie sein, die die kapitalistische Gesell- 
schaft entmvstifiziert, indem sie ‚Arbeit‘ als 
wahre Quelle des Reichtums aufdeckt. Die 
Überwindung des Werts wirdnichtals Überwin- 
dung der ihn konstituierenden Form der Arbeit 
begriffen. statt dessen werden Form und Inhalı 
getrennt. Den Wert aufzuheben heißt hier (also 


beim "traditionellen Marxismus”, der Autor) 
die vermitielnde mystifizierende Distributions- 
form aufzuheben, wodurch der Inhalt des Werts 
— ‚Arbeit‘ — offen hinter dem Schleier der ka- 
pitalistischen Mystifikation in Erscheinung tre- 
ten kann. Die Besonderheit der von Marx ana- 
Ivsierten historischen Form der Arbeit, die als 
Medium der gesellschaftlichen Beziehungen 
gilt, wird zugunsten eines Überhistorischen Be- 
griffs von ‚Arbeit‘ verwischt, welcher zur Basis 
der Kritik an der Distributionsweise wird.” 
(S.200) Indem die traditionelle Arbeiterbewe- 
gung sich als ausführendes Organ eines Ge- 
schichtsverlaufes sah, in dem dıe Potenzen von 
Arbeitsich quasi selbstverwirklichten. habe sıe 
dem Marxismus sämtliche Zähne gezogen — 
Brick/Postone: “Aus der Idee der Abschaffung 
des Proletariats wird die Idee seiner Selbstver- 
wirklichung (inder Arbeit, A.K.)... WasinMar- 
x 'Analyse zentralerGegenstandder Kritik war, 
wird im Marxismus zum Hort der Freiheit. 
(S.201) 

Daß aber der “traditionelle Marxismus” die 
Arbeit unter der “'bewußten Anwendung des 
Wertgesetzes" befreien wollte, geht für Brick 
und Postonedamiteinher,daßdieErklärung von 
“Kapitalismus” ungenügend war. Der traditio- 
nelle Marxismus, so schreiben sie, habe sich 
vorgestellt, man müsse zwei Dinge tun, um vom 
Kapitalismus zum Sozialismus zu gelangen: 
Nämlich 1.dieMarktwirtschaftabschaffen, und 
2. das Privateigentum an Produktionsmitteln 
beseitigen. Das traditionsmarxistische Ge- 
schichtsbild sehe aus wie folgt: “‘Dermarktwirt- 
schaftliche Kapitalismus besaß eine Struktur, in 
der sich die industrielle Produktionsweise ent- 
falten konnte — eine Produktionsweise. die zu- 
nehmend in Widerspruch mit den bestehenden 
Produktionsverhälmissen gerät. Sie schafft die 
Bedingung der Möglichkeit einer historisch 
neuen. gerechten und bewußt gesteuerten Dis- 
tributionsweise auf einer früher undenkbaren 
Höhe des Reichtums. Im Prozeß der Akkumula- 
tion, dereinhergehtmitder Konkurrenzundsich 
verschärfenden Krisen. werden Markt und Pri- 
valeigentumderentwickeltenindustriellenPro- 
duktionsweise zunehmend inadäquat und fes- 
seln sie. Doch die historische Dynamik läßı dıe 
technischen Möglichkeiten für zentrale Pla- 
nung und die Überwindung des Privateigen- 
inmsebensoentsiehen wie ihre gesellschaftlich- 
organisatorischen Voraussetzungen 
(S.198) 


Die beiden Elemente ‘“Marktwirtschaft” und 
“Privateıgentuman Produktionsmitteln’ betra- 
fen aber nur dıe Umstände. unter denen Wert- 
produktion stattfinde. nicht aber diese Wertpro- 
duktıon selbst. 


aber auch noch unmittelbarer erfahrbar war, 
transformiert sich ım bereits etablierten Kapi- 
talverhältnisinjenenunsichtbaren,deshalbaber 
umso unanfechtbarer erscheinenden “stummen 
Zwang” der ökonomischen Verhältnisse, der 
Normalform bürgerlicher Gewalt: “Im Fort- 
gangderkapitalistischen Produktionentwickelt 
sicheine Arbeiterklasse,diıeausErziehung, Tra- 
dition, Gewohnheit die Anforderungen jener 
Produktionsweise als selbstverständliche Na- 
turgesetze anerkennt” (Marx, Kapital, Band 1, 
S.765). Und Marx fährt an dieser Stelle mit For- 
mulierungen fort, die einem kalte Schauer über 
den Rückentreiben müßten, weil sie zeigen,daß 
wıderständige, rebellierende Subjektivität ge- 
rade nıcht als selbstverständlich vorausgesetzt 
werden kann, sondern beständig von der Über- 
machtderkapitalistischen Verhältnisseerschla- 
genzuwerdendroht: ‘“DieOrganisationdesaus- 
gebildeten kapitalistischen Produktionsprozes- 
ses bricht jeden Widerstand...der stumme 
Zwang der ökonomischen Verhältnisse besie- 
geltdie Herrschaft desKapitalistenüberden Ar- 
beiter”’ (ebenda). Marx verkneift es sich also in 
entscheidenden Passagen seiner Ökonomiekri- 
tık, und darın besteht seine großartige Leistung, 
dem Proletariat kameradschaftlich auf die 
Schulter zu klopfen und ihm die trostreiche und 
zugleich lügenhafte Botschaft zu übermitteln, 
es behalte seine menschliche Subjektqualitäten 
wıe eine selbstverständliche ontologische Vor- 
aussetzung, obwohl es doch einem Zwangsver- 
hältnıssubsumiertist,dasdiese seine Qualitäten 
gerade negıert. Allerdings setzt die theoretische 
Bestimmung des Kapitalismus als eines den 
Subjekten äAußerlichen Zwangszusammen- 
hangs voraus, daß — obwohl eine Gesell- 
schaftskritikessich verbietenmuß,diese positiv 
zu formulieren — solche Qualitäten existieren, 
die es ermöglichen, den Zwang als Zwang zu 
durchschauen. Daran zu zweifeln hatte Marx zu 
seinerZeitnoch wenigerGrund,alsmanesheut- 
zutage haben muß. Daß ihn diese Tatsache bis- 
weilen dazu verleitet hat, diese Subjektqualitä- 
ten überzubewerten und aus ihnen die angebli- 
che “Notwendigkeit” des Untergangs der kapi- 
talistischen Produktionsweise abzuleiten (vgl. 
Kapital, Band 1, S.791), verzeiht man ihm aber 
umso eher, alser im “Kapital” ,undzwarimKa- 
pitel über den Arbeitstag, ansatzweise geschil- 
dert hat, wıe der Kapitalismus vermittels staat- 
lichen Eingriffs in die Ökonomie gerade die re- 
bellische Subjektivität, die sich gegen ihre Un- 
terwerfung zur Wehr setzt, in ein Mittel seiner 
Selbsterhaltung verkehrt und damit das 
Zwangsverhältnisnoch undurchlässiger macht. 
Diessoll Themades zweiten Teilsdieses Artikel 
ın Bahama Nr. 9 sein. 
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Optimismus contr: 
Pessimismus? 


Anmerkungen zu Brick/Postone 


Der folgende Artikel beschäftigt sich mit einem 
Text von Barbara Brick und Moishe Postone, ın 
dem sich jene 1982 mit dem Pessimismus der 
“Kritischen Theorie”, ınsbesondere Horkhei- 
mers, auseinandersetzten (1). Brick/Postone 
knıtisierendarin, Jjenerhabe den Fehler des ““tra- 
ditionellen Marxısmus” wiederholt, Kapiıtalıs- 
mus alleın aus den Merkmalen ““Marktwirt- 
schaft’ und “Privateigentum an Produktions- 
mitteln” zu definieren und seı solcherart zum 
Pessimismus gelangt. Im folgenden seien die 
vielen Vorzüge ihrer Ausführungen benannt — 
es geht aber ebenso darum, ıhre Schwächen zu 
thematisieren: Brick und Postone versuchen, an 
einer angeblichen Vorbestimmtheit des Sozia- 
lismus aus dem kapitalistischen Systems fest- 
zuhalten. Sie bleiben damit ın derselben Logik 
befangen, die sowohl Horkheimer als auch den 
“traditionellen Marxismus” kennzeichnete. 


1. Die Kritik 
Bricks/Postones am 
traditionellen Marxismus 


Zentraler Kritikpunkt von Barbara Brick und 
Moishe Postone an schlechter marxistischer 
Tradition ist,daß dieselbe nurander Verteilung 
des Reichtums ım Kapitalismus was auszuset- 
zen hat und über die Beseitigung des Marktes 
die bessere und gerechtere Verteilung der Pro- 
dukte anstrebt. Diese schlechte Tradition be- 
zeichnen sie als “traditionellen Marxismus” — 
was wohl mit “Revisiomsmus’ und “Realso- 
zialismus” gleichzusetzen wäre, Begriffen, die 
ich vorziehen würde. 


Falsche Kapitalismusdefinition 
und Arbeitsbegriff 


Diese Art von Marxismus kritisiert nicht die 
Produktion von Wert und den darın enthaltenen 
Zweck der Ausbeutung, sie wıll einen gerech- 
teren Kapitalismus ohne Kapitalisten einführen 
und unterstelltdemKapitalismusdenZweck der 
Versorgung von Gesellschaft, die jener bloß 
schlecht durchführe. Brick und Postone führen 
aus. daß im “traditionellen Marxismus eın 
“überhistorischer Begriff von Arbeit vorherr- 


sche, der dieselbe als ‘Quelle des Reichtums 


lobt: ‘‘Sie(dieMarxsche Theorie,der Autor) soll 
eine Theorie sein, die die kapitalistische Gesell- 
schaft entmvstifiziert, indem sie Arbeit‘ als 
wahre Quelle des Reichtums aufdeckt. Die 
Überwindung desWertswirdnichtalsÜberwin- 
dung der ihn konstituierenden Form der Arbeit 
begriffen, stati dessen werden Form und Inhalı 
getrennt. Den Wert aufzuheben heißt hier (also 


beim "traditionellen Marxismus". 
die vermittelnde mystifizierende D: 
form aufzuheben, wodurch der Inhı 
— ‚Arbeit‘ — offen hinter dem Sch. 
pitalistischen Mystifikation in Erscı 
ten kann. Die Besonderheit der voı 
Ivsterten historischen Form der Ar 
Medium der gesellschaftlichen E 
gilt, wird zugunsten eines überhist 
griffs von ‚Arbeit‘ verwischt, welch 
der Kritik an der Distributionsw 
(S.200) Indem die traditionelle Ar 
gung sıch als ausführendes Orga: 
schichtsverlaufes sah, in dem die P- 
Arbeıtsich quasi selbstverwirklich 
dem Marxismus sämtliche Zähne 

Brick/Postone: ‘Aus der Idee der. 

des Proletariats wird die Idee sein. 
wirklichung (inder Arbeit, A.K.)... 

x Analyse zentralerGegenstandde 
wird im Marxismus zum Hort de 
(S.201) 


Daß aber der “traditionelle Mar 
Arbeit unter der “‘bewußten Ann 
Wertgesetzes'' befreien wollte, ge 
undPostonedamiteinher,daßdieE: 
“Kapitalismus” ungenügend war. 
nelle Marxismus, so schreiben si 
vorgestellt, man müsse zwei Dinge 
Kapitalismus zum Sozialismus z 
Nämlich 1.dieMarktwirtschaftabs 
2. das Privateigentum an Produk 
beseitigen. Das traditionsmarx;i 
schichtsbildseheaus wie folgt: ‘‘D: 
schaftliche Kapitalismus besaß ein 
der sich die industrielle Produktio 
Jalten konnte — eine Produktions: 
nehmend in Widerspruch mit den 
Produktionsverhälmissen gerät. S 
Bedingung der Möglichkeit ein. 
neuen, gerechten und bewußt gesı 
tributionsweise auf einer früher ı 
Höhe des Reichtums. Im Prozeß d: 
tion, dereinhergehtmitderKonkur 
verschärfenden Krisen. werden X 
valeigentumderentwickeltenindu. 
duktionsweise zunehmend inadäg 
seln sie. Doch die historische Dyn 
technischen Möglichkeiten für : 
nung und die Überwindung des 
Iumsebensoentstehenwieihreges 
organisatorischen 


(S.198) 


Die beiden Elemente “Marktwi 
“Privateigentuman Produktionsm 
fen aber nur die Umstände, unter 
produktion stattfinde.nichtaberd: 
duktion selbst. 


Voraussetz 


Auch der Begniff “Wert” werde wıe ein Aspekt 
der Distribution aufgefaßt,nichtaberals Beschrei- 
bung des Kerns der Produktionsweise. Wenn nur 
“Markt (oder "Wert" begriffen als Marktdimen- 
sıon) und Privateigentum verändert werden soll- 
ten, gehe es letztlich also bloß darum, die Distri- 
butionssphäre umzumodeln, um zum Sozialismus 
zugelangen. DieProduktionssphäre dagegen wer- 
de ım Grunde als bereits “sozialistisch’ verstan- 
den: ‘Wird Sozialismus als eine Transformation 
der Distributionsweise verstanden, welche die in- 
dustrielle Produktion voraussetzt undihr adäquat 
ist, dann bildet die Entsprechung implizit die Be- 
dingung fürallgemeinmenschliche Freiheit. Frei- 
heit gründet somit in der industriellen Produkti- 
onsweise, soferndiesevondenFesselndes, Werts‘ 
(d.h. desMarktes) unddesPrivateigentums befreit 
ist. Emanzipation gründet also in ‚Arbeit‘ und ist 
ineinerGesellschaftsformverwirklicht, inder,Ar- 
beit‘ offen als das gesellschaftliche Prinzip er- 
scheint und zu sich selbst kommt. '’(S.200) Daß es 
z.B. dem Realsozialismus um die Befreiung der 
Arbeit vonihrenangeblichenkapitalistischenFes- 
selnging und nicht umdie Befreiung des Arbeiters 


vonder Arbeit, stellensiealsoinsZentrumderKri- 
tik. 


Wertproduktion 
und sozialistische Befreiung 


Um den Wert zu begreifen, muß man, — so 
Brick/Postone —EinsichtindenDoppelcharakter 
der Arbeit gewinnen: ‘Der Wert drückt nicht die 
über den Markt vermittelte Verteilung des mate- 
riellen Reichtums aus. Eristeine unterschiedliche 
Form des Reichtums, die durch abstrakte Arbeit 
(nicht ‚Arbeit‘) konstituiert ist. Das Wertmaß ist 
eine Funktion der Arbeitszeit undnicht der Masse 
der produzierten Produkte. '' (S.205) Der Wert 
mißtalso weder Masse der Produktenochläßtsich 
ihrekonkrete GestaltinetwasDrittem,außerihnen 
Existierendem, messen. EristMaßder verausgab- 
ten Arbeitskraft in Zeit, aber das auch nicht indi- 
viduell,sonderndengesellschaftlichnotwendigen 
Durchschnitt zur Herstellung eines bestimmten 
Produktesbetreffend. EineKonsequenz davon ist: 

"Dadie Wertgröße einzig die Funktion dergesell- 
schaftlich durchschnittlichen Arbeitszeit ist, hat 
die Einführung neuer Produktionsmethoden, die 
die Produktivität erhöhen, nur zur Folge, daß der 
Wert pro Zeiteinheit kurzfristig steigt — d.h. nur 
solange, wie die gesellschaftlich notwendige Ar- 
beitszeit noch von älteren Produktionsmethoden 
bestimmt bleibt. Sobald das neue Produktivitäts- 
niveau gesellschaftlich allgemein geworden ist, 
fällt der Wert pro Zeiteinheit auf sein ursprünglli- 
ches Niveau zurück’. (S.205f) 


Da "das Ziel der kapitalistischen Produktion 
nicht einfach Wert ist, sondern die ständige Erhö- 
hung des Mehrwerts — der Wertmenge pro Zeit- 
einheit, die über die für die Reproduktion der Ar- 
beiter erforderliche hinausgeht'' (S.206) —, 
kommt es bei einem begrenzten Arbeitstag auf die 
Produktion von relativem Mehrwert an: die Pro- 
duktivkrafterhöhung verkürzt die notwendige Ar- 
beitszeit — also die dem Arbeiter bezahlte — und 
erhöht ın dem Maße den Mehrwert, wie dıe ver- 
billigten Produkte ın die Konsumtion der Arbeiter 
eingehen.Doch: ‘Je höherallerdings das Produk- 
tivitätsniveau ist (und daher je niedriger das all- 
gemeine Niveaudergesellschaftlichen Arbeitszeit 
liegt), desto mehr muß die Produktivitätgesteigert 
werden. damit die notwendige Arbeitszeit nen- 
nenswert abnimmt. ''(S.207) Während die Steige- 
rungsrate der Produktivität sich immer schneller 


erhöhen muß, “damit der Mehrwert in dem fürs 
Kapital erforderlichen Maß wächst‘, wird ‘die 
Wachstumsrate des Mehrwerts dagegen immer 
kleiner ''. Obwohl also der stoffliche Reichtum ın- 
clusive angewandter Rohstoffe und dıe Wertmas- 
se permanent wächst, fällt das, woraufes dem Ka- 
pitalalleinankommt: “die Wachstumsrate desGe- 
samtmehrwerts’ vermindert sich, dıe Profitrate 
sınkt. 

Es müssen also immer größere Kapıtalmassen 
in Bewegung gesetzt werden, um die gleiche 
Mehrwertmasse zuerreichen. DieBasisdesMehr- 
werts—dasvarıiableKapıtal— wird ım Verhältnis 
zumkonstantenKapital,daseseinsaugt, reduziert. 
Relativ immer weniger Arbeiter haben einen im- 
mer größeren Anspruch auf Mehrwert zu befrie- 
digen: ‘Das Kapital muß ständig akkumulieren, 
um stillzustehen, d.h. um weiler zu existieren. '' 
(S.206) 

Als Bestimmung des Sozialismus halten Brick 
und Postone fest, daß die Gesellschaftsmitglieder 
die Wahl zwischen mehr Reichtum oder weniger 
Arbeit und genauso viel Reichtum haben: ‘Ir ei- 
ner Gesellschaft, in der der stoffliche Reichtum 
auch die Form des gesellschaftlichen Reichtums 
ist führt steigende Produktivitätentwederzueiner 
größeren Masse des Reichtums, bzw. die Arbeilts- 
zeit kann entsprechend reduziert werden. Eben 
das geschieht nicht, wenn der Wert die Form des 
Reichtums ist.’ (S.205) Ein gewichtiges Argu- 
ment gegen das revisionistische Postulat, der So- 
zialismus sei die — was die Produktivität betreffe 
— den Kapitalismus übertreffende Produktions- 
weise. Dagegen halten die beiden fest, daß Pro- 
duktivitätserhöhung im Kapitalismus über die Er- 
höhungder Ausbeutungder Arbeiterläuft.DerSo- 
zialismus hingegen ist nicht — in erster Linie — 
deswegen zuerstreben, weil dort das gesamte Pro- 
dukt dem Arbeiter gehört (das ist sowieso klar), 
sondern weil die Arbeiter die Freiheit haben, zwi- 
schen Arbeitsertrag (Größe des Reichtums) und 
Arbeitsaufwand zu entscheiden, was auch Ande- 
rungen im Produktionsprozeß beinhaltet: die gan- 
ze Organisation kapitalistischer Maschinene se- 
hen Brick und Postone durch und durch von ihrem 
kapitalistischen Verwertungszweck geprägt, un- 
ter “Sozialismus” stellen sie sich umfassende 
Veränderungen ebensolcher Organisation vor. 
“Durchdenkt man nämlich unter den Vorausset- 
zungendestraditionellenMarxismusdie Entwick- 
lung bis zu ihrem Endpunkt, der Abschaffung der 
‚Produktionsverhältnisse‘, so stellt sich unver- 
meidlichdie Frage, obestatsächlichhinreicht, die 
so(alsMarkt und Privateigentum der Produktions- 
mittel — Anm. des Autors) begriffenen Produk- 
tionsverhältnisse abzuschaffen, um den Sozialis- 
mus zu verwirklichen. Als kritische, der kapitali- 
stischen Gesellschaftsformation angemessene 
Kategorie kann der Marxsche Wertbegriff viel- 
mehr nur dann gedacht werden, wenn er nicht nur 
die immanente Dynamik der gesellschaftlichen 
Form begründet. Er muß auch den Kern der wi- 
dersprüchlichen, entfremdeten Form hinreichend 
begreifen, so daß die Abschaffung des Werts 
gleichzeitig die Grundlage für gesellschaftliche 
Freiheit legt.  (Hervorh. von Brick/Postone, vgl. 
S.197) 


Entfremdung 


Brick/Postone unterscheiden den Entfremdungs- 
begriff im Marxschen Frühwerk und den seiner 
späteren Arbeiten. Daß der Kapıtalısmusdie Men- 
schen von sich entfremde, halten sıe zu Recht für 
falsch. Schließlich gibt es keinen ausgeprägten 
Menschen getrennt von der Gesellschaft, inderer 
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lebt und auf die er sich bezieht. Die Konstruktion 
des matenalıistischen, antikapitalistischen Indivi- 
duums, dasnichtindenKapitalismus hineinpasse, 
ist ein Idealismus. Das kann man schon daran be- 
merken, daß manjemand nichtan Zwangsverhält- 
nısse akkomodieren kann, wenn man seine Natur 
als diesen entgegenstehende behauptet. Das bür- 
gerliche Individuum wird als gespaltenes konstru- 
ıert — als eines, das berechnend mit den ökono- 
mischen und herrschaftsmäßigen Zwängen um- 
geht und als eines, das seinem Wesen nach dem 
Kapitalismus fremde Zweckmäßigkeiten habe 
und vondiesem Wesenentfernt werde. InderKon- 
struktion steht dann das ’Selbst’ dem ’Fremden’ 
gegenüber. Über beide Pole werden nur negative 
Bestimmungen vermeldet: der Kapitalismus läßt 
das "Selbst’ des Individuums nicht zu und das ’In- 
dıviduumbeisich’ darfnichtesselbstbleiben, wird 
sıch entfremdet. Das psychologische Ideal eines 
ganz in sich und bei sich bleibenden Menschen ist 
das Komplement zur Wirklichkeit, in der das In- 
dıviduum benutzt wird. Aber anstatt die Ausbeu- 
tung, Benutzung und Unterwerfung genauerzube- 
stimmen, um sie bekämpfen zu können, wird im 
Begriff Fremdbestimmung oder Entfremdung 
schlicht behauptet, daß alles, was außerhalb des 
Individuums existiert, seine Vergewaltigung dar- 
stellt. 


Brick/Postone halten dem den Begriff der Ent- 
fremdung im Marxschen Spätwerk entgegen. ‘Sie 
(die Entfremdung) meint nicht mehr die Entfrem- 
dung von einem präexistierenden Wesen, sondern 
ist ein zweiseitiger historischer Prozeß gesell- 
schaftlicher Konstitution. Das menschliche Wis- 
sen und seine Macht sind in dessen Verlauf ge- 
wachsen—.aberineinerabstrakten Form, dieden 
Individuen äußerlich ist, sie unterdrückt und be- 
raubt. Da die entfremdete gesellschaftliche Tota- 
lität nicht durch ‚Arbeit‘ konstituiert ist, sondern 
durch das Wechselspiel der beiden Dimensionen 
der warenbestimmten Arbeit, ist sie kein einheit- 
liches Ganzes, sondern hat widersprüchlichen 
Charakter. Daraus entsteht die Möglichkeit, daß 
sich Menschen jenen Reichtum und jene Macht, 
die als Attribute des Anderen im Prozeß der nicht 
bewußten gesellschaftlichen Korstitution ent- 
standen sind, wieder aneignenunddabeitransfor- 
mieren. ''(S.211) Daß die Potenzerider Arbeit, der 
Kapitalreichtum, den Produzenten als mit Macht 
ausgestatteter Zwang, sie weiterhin auszubeuten, 
daß ihr eigenes Produkt, die Vergegenständli- 
chung ihrer Fähigkeiten, die Gestalt fremder 
Macht über sie annımmt, mag Ja als Entfremdung 
zu bezeichnen sein. Daß die Produzenten nicht 
mehr sieselbstseien, weil siedenSchuhnichtmehr 
vom Schnürsenkel biszur Sohle selbstzusammen- 
basteln, weıstalsIdeal dagegen zurück ındıe früh- 
und vorkapitalistische Welt, die dem Arbeiter 
auch nıcht gerade gutgetan hat. 


2. Bricks/Postones Kritik an 
Friedrich Pollock und Max 
Horkheimer 


In ıhrer Untersuchung nehmen sich Brick und Po- 
stone einen Text vor, den Friedrich Pollock 1941 
veröffentlichte (2). Sie gehen davon aus, daß dıe 
Ansichten Pollocks prägend für Horkheimer und 
damit fürdie Entstehung der “Knitischen Theorie’ 
gewesen sind, und wollen aus der Kritik an beiden 
den “Pessimismus” der Kritischen Theorie so- 
wohl erklären als auch überwinden. 
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Pollock und der 
“Staatskapitalismus” 


Im Text Friedrich Pollocks wird die Entwicklung 
in Deutschland untersucht. Pollock sieht immer 
mehr planerische Elemente im Kapitalismus am 
Werk — dıe Bedeutung des traditionellen Unter- 
nehmers schwinde immer mehr, es entstehe eine 
ArtPlanwirtschaft. WennesauchnochMarktwirt- 
schaft und ein Privateigentum an Produktionsmit- 
teln gebe, so sei es doch nicht länger prägend für 
das Gesellschaftssystem: Aus dem liberalen Ka- 
pitalismus sei nun ein Staatskapitalismus erwach- 
sen. Brick/Postone fassen zusammen: ‘‘Wie wir 
gesehen haben, kann nach Pollock der Kapitalis- 
mus — als Staatskapitalismus — ohne Markt und 
Privateigentum existieren. Das jedoch sind die 
beiden wesentlichen Merkmale des Kapitalismus, 
wie ihn die traditionelle marxistische Theorie de- 
finiert. Was aber kennzeichnet dieneue Phase des 
Kapitalismus, wenn jene ‚Produktionsverhält- 
nisse‘ nicht mehr gegeben sind? Pollock nannte 
für seine Charakterisierung folgende Gründe: 
‚Der Staatskapitalismus (ist) der Nachfolger des 
Privatkapitalismus .. Der Staat (übernimmt) 
wichtige Funktionen des privaten Kapitalisten ... 
Profitinteressen (spielen) noch eine bedeutende 
Rolle ..., und... es (ist) kein Sozialismus. (Pollock 
1941aS5.201)'' Desweiteren ‘nimmt Pollock Pro- 
fit als bloße Unterkategorie von Macht auf: ‚eine 
andere Seite der veränderten Lage unter dem 
Staatskapitalismusistdie Ersetzung des Profitmo- 
tivsdurch dasMachtmotiv. Zwarist das Profitmo- 
tiv nur eine besondere Form des Machtmotivs ... 
DerUnterschiedliegtjedoch... darin, daß... dieses 
wesentlich mit der Machtstellung der herrschen- 
denGruppe verknüpft ist, währenddas andere nur 
dem Individuum zukommt‘'' (Brick/Postone 
S.193) 

Wie Brick und Postone hervorheben, sei aber 
bei Pollock damit der “Staatskapitalismus”, was 
die Ökonomie anbetrifft, mit dem Sozialismus 
identisch: Beide basieren übereinstimmend auf 
“Zentrale Planung und praktische Abschaffung 
des Privateigentums unter Bedingungen ent- 
wickelter industrieller Produktion” (S.194). 
Brick/Postone fassen dieses Vorgehen so zusam- 
men: ‘Für Pollock spielt das Ökonomische keine 
wesentliche Rolle mehr; ökonomische Kategorien 
(Profit) sind vielmehr zu Unterkategorien politi- 
scher Begriffe (Macht) geworden." (S.193) Sie 
setzen dagegen: “Ein Begriffvon Staatskapitalis- 
mus impliziert notwendig, daß das nun politisch 
gesteuerte System Kapitalismus ist, und fordert 
daher auch einen Begriff von Kapital. Überlegun- 
gen dazu finden sich bei Pollock nicht. Der we- 
sentliche Unterschiedist bei ihmnur, daß der Ka- 
pitalismus antagonistischist, d.h. eineK lassenge- 
sellschaft bleibt." (S.193f) Eine genaue Bestim- 
mung des Klassengegensatzes bleibe Pollock aber 
schuldig — dieser Begriff bedeute aber ‘'mehr.als 
die Vorstellung eines bloßen Gegensatzes zwi- 
schen Herrschern und Beherrschten in einer Ge- 
sellschaftsformation, in der das Mehrprodukt 
nicht zum Wohle aller verwendet wird. ''(S.194) 


Pollocks Kapitalismusdefinition 
und Konsequenzen 


Indem Pollock aber “Staatskapitalismus’ und 
“Sozialismus”, was die ökonomischen Grundla- 
genbetrifft,gleichsetzt, müsse er. so meinen Brick 
und Postone, notwendig zu einer Haltung des 
grundsätzlichen Pessimismus hinführen: ''Pol- 
lock zeigt keine immanente historische Dynamik. 
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aus der heraus die Möglichkeit einer anderen Ge- 
sellschaftsformation entstehen könnte... Wo Pol- 
lock sich mit dem möglichen Übergang des (de- 
mokratischen) Staatskapitalismus auseinander- 
setzt, machte er zudem keine Dynamik innerhalb 
des Staatskapitalismus deutlich, die den Sozialis- 
mus zunehmend ermögliche.' (5.198) ‘Die ge- 
sellschaftliche Totalität ist zum widerspruchslo- 
sen Ganzen geworden. ''(S.191) Brıck und Posto- 
ne sehen den Fehler Pollocks nun nicht ın dessen 
Beschreibung von zunehmenden Elementen von 
“Planwirtschaft” innerhalb des Kapıtalısmus — 
hierzu schreiben sıe vielmehr: ‘Wir möchten ... 
nicht sagen. daß das, was Pollock als bedeutsame 
Transformation des gesellschaftlichen Lebens 
undder Herrschaftsstruktur despostliberalenKa- 
pitalismus analysierte, nurmit Vorsicht aufzuneh- 
men sei. Seine Analyse muß allerdings auf eine 
stärkere iheoretische Grundlage gestellt wer- 
den. (S.196f) Das theoretische Ungenügen Pol- 
locks sehen sie vielmehr darin, daß jener die Ka- 
pitalismusdefinition des “traditionellen Marxis- 
mus” übernommen habe. Auch Pollock definiere 
“Kapitalismus” als Marktwirtschaft plus Privat- 
eigentum an Produktionsmitteln._Demzufolge 
dürfte er, folgern sie, dıe selbstentwickelte “ide- 
altypische postliberale Form 'garnichtmehr ‘als 
Kapitalismusansehen ''(S.196),dıeerdennochals 
Staatskapitalismus bezeichne. Nur miteiner Ana- 
Iyse, die den Kern der Produktionssphäre einbe- 
ziehe, und die die Wertproduktion als letzten 
Grund des Kapitalismus zu erfassen vermöge, 
könnten die modernsten kapitalistischen Formen 
noch adäquat definiert werden. Dann, meinen 
Brick und Postone, könne auch wieder der Über- 
gang zum Sozialismus als eine Möglichkeit aus 
dem bestehenden Kapitalismus abgelesen wer- 
den: Als Revolutionierung dieser letzten Grund- 
lagen der ökonomischen Formation. 


Horkheimers Pessimismus 


Bei Max HorkheimersehenBrickund Postonedie- 
selbe Problematik am Werke, wıe bei Pollack. Im 
Unterschied zu Pollock siehtaber Horkheimernun 
nicht das deutsche faschistische System, sondern 
die Sowjetunion als Prototypen eines “Staatsso- 
zialismus” an: ‘Obwohl die indiesem Aufsatz ent- 
faltete Position (‚Der autoritäre Staat‘, 1940) der 
Pollocks grundsätzlich ähnelte, führte Horkhei- 
mer ganz ausdrücklich die Sowjetunion als die 
ausgeprägteste Form des Staatskapitalismus ein; 
er begriffden FaschismusalsMischform, insofern 
der unter staatlicher Kontrolle gewonnene und 
verteilte Mehrwert unter der alten Bezeichnung 
desProfitsan IndustriemagnatenundGroßgrund- 
besitzer übertragen werde. 

Bnick/Postone werfen Horkheimer ganz ähnlich 
wıe Pollock vor, daß er den tradıtionell-marxisti- 
schen Definitionen des Kapıtalısmus (Marktwirt- 
schaft plus Pri vateigentumder Produktionsmittel) 
verhaftet bleibe, und daß daher auch Horkheimer 
dem ‘repressive(n) Staatskapitalismus und 
emanzipatorische(n) Sozialismus die gleiche ma- 
terielle Basis 'unterschiebe. (S.224) Darausaber 
wıederum erklären Brick und Postone den Pessi- 
mismus. der Horkheimers Position geprägt habe. 
Horkheimer seı gezwungen gewesen. ''Emanzi- 
pation außerhalb der Geschichte‘ anzusiedeln 
(S.227), Theorie werde bei ıhm "nicht mehr als 
Teil des gesellschaftlichen Ganzen verstanden. in 
dem sie existiert, sondern behauptet eine schein- 
bar unabhängige Position. Horkheimers Begriff 
der Disjunktion von Begriff und Realität schwebt 
mysteriös oberhalb seines Gegenstandes. Er kann 


sich nicht selbst erklären. (5.228) Dagegen be- 


haupten Brick und Postone, ıhren eigenen Sozia- 
lısmus aus der kapitalistischen Gegenwvart ablei- 
ten zu können. 


3. Kritik der Kritik: 
Optimismus contra 
Pessimismus? 


Der Knitik Bricks/Postones an Pollock und Hork- 
heimer ıst ın einigen Punkten zu folgen: Tatsäch- 
lich verkennen dıe,daßder KemdesKapitalısmus 
ın der Mehrwertproduktion zu suchen ist, Hork- 
heimers Unterscheidung zwischen sowjetischem 
Realsozıalısmus und wirklichem Sozialismus al- 
leın aus der Kategorie Macht, die ıhren Mittelcha- 
rakternicht untersucht, ıstebenfallsschlüssig. An- 
dererseits suchen auch Brick und Postone nach eı- 
ner “Notwendigkeit”, die aus dem Kapıtalısmus 
quası automatischzum Sozialismus führt: Sıe wie- 
derholenaufandererEbeneFehlerPollocks/Hork- 
heimers, anstatt sıe tatsächlıch zu überwinden. 


Kapitalismus — definiert ohne 
Wertproduktion... 


Marx hat — um es hier kurz zusammengefaßt dar- 
zustellen —zum Wesen des Kapitalismus heraus- 
gearbeitet, 

— daß sich der Wert überhaupt nur als Durch- 
schnitt der gesellschaftlichen Arbeitszeiten her- 
ausstellt und der Markt die Sphäre ist, in welcher 
das stattfindet; 

— daß die Preise der Wertausdruck sind und die 
freie Preisfestsetzung ein notwendiges Bestim- 
mungselement des Kapitalismus ist. 

— daß daher die Konkurrenz die Realisierungs- 
weise des Wertgesetzes ist, 

— daß das ganze System auf Privateigentum be- 
ruht und Mehrwertproduktion ohne Privateigen- 
tümer schlechterdings keinen Sinn macht; 

— und daß Klassengegesätze ihren Grund in der 
ökonomischen Benutzung haben, der kapitalisti- 
sche daher dito. 

Die Realsozialisten waren in doppelter Weise 
Idealisten der bürgerlichen Verhältnisse. Einma|] 
stach ihnen bei der kapitalistischen Produktion 
nicht der ihr zugrundeliegende Ausbeutungscha- 
rakter — den Brick/Postone als abstrakte Arbeit 
fassen — ins Auge,sonderndie private "ungerech- 
te” Aneignung; nicht die Wertproduktion störte 
sıe,sonderndie private AneignungdesMehrwerts. 
den sie sich als gesellschaftliche Kategorie schon 
gut vorstellen konnten. Zum anderen entdeckten 
sıe ım Staat nicht die zum Kapitalismus gehörige 
manifestierte Gewalt zur Durchziehung dieses 
Produktionsverhältnisses, sondern ein an sich 
nützliches Instrument der Volksmassen. das nur 
vondenFreundendes Volkes besetzt werden müs- 
se. Solche waren sie ja auch — das Volk als Un. 
tertanenmaterialdesStaatesabschaffenzu wollen 
war ihnen ein grausiger Gedanke — und so sind 
sıe angetreten, dem braven Arbeitsmann einen 
größeren Anteil seines Arbeitsprodukts zukom- 
men zu lassen, um der "Ungerechtigkeit der Ver- 
teilung einen Riegel vorzuschieben. Und die 
Schweinerei war nicht. daß sie den Rest des Pro. 
dukts inihre Taschen schieben wollten — das hät- 
ten Lenin und seine Kumpels bis hin zu Honecker 
wirklich nicht gemacht — sondern daß sie die ım 
Kapitalismus vorgefundenen ökonomischen Ka- 
tegorien als Methoden und Hebel für die Produk- 
tion eines für die Produzenten nützlichen Reich- 
tumseı nsetzen wollten. Die erste Gesellschaft der 
Welt, die die Gebrauchtswertproduktion mittel: 
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Plan forcieren wollte, hatte die schwer schädliche 
Idee, daß der Plan allein die Effektivität der Pro- 
duktion nicht so recht garantiere, so daß ıhm das 
Geld als Stimulanzgröße an die Seite gestellt wer- 
den müsse. So wurde das Gebrauchswertprinzip 
vom Gewinn durchkreuzt und paralysıert und an- 
schließend oft beklagt, daß "finanzielles und stofi- 
liches Ergebnis auseinandertreten’. 

Das Wertgesetz sollte bewußt angewandt werden 
— eine Idiotie, angesichts dessen, daß sich der 
Wert in der freien Konkurrenz herausstellt —, der 
Gewinn sollte die Betriebe zu besseren Ergebnis- 
sen bringen und gleichzeitig wurde ihm die freie 
Handhabung der Mittel desGewinns — freie Prei- 
se und freier Umgang mit der Arbeitskraft — un- 
tersagt; die Betriebe sollten im Wettbewerb’ ste- 
hen, aber sıch nicht schaden usw. (3) Zusammen- 
fassend läßt sich sagen, daß die Etablierung des 
Gegensatzes von Gewinn und Plan für niemanden 
besonders nutzbringend war. 


Kapitalismus ohne Markt und ohne 
privaten Produktionsmittel? 


Der zentrale Fehler bei Pollock und bei Horkhei- 
mer liegt nun — wie Brick/Postone richtig kriti- 
sieren — zum einen ebenfalls darin, die Wertpro- 
duktionnichtadäquatanalysiertzuhaben. Pollock 
und Horkheimer habenaber weitereinekünstliche 
Fiktion aufgemacht, wenn sie die Entwicklung ei- 
nes “Staatskapitalismus” phantasierten, in dem 
MarktunddasPrivateigentum an Produktionsmit- 
teln abgeschafft wären. 

Die große Weisheit Pollocks besteht darin, daß 
alles immer nur um Macht geht. Dieser ’Ent- 
deckung’ schiebt ernoch einen scheinbar plausib- 
lenGrund nach: Die Machtleitetsichausdem Wil- 
len zur Macht — dem Machtmotiv— ab. Der öko- 
nomische Nutzen der Kapitalisten von der Aus- 
beutung spielt da keine Rolle mehr und die Marx- 
sche Analyse, die feststellte, daß bei der Waren- 
produktion die Akteure Gesetzmäßigkeiten er- 
richten, die sich hinter ihrem Rücken abspielen 
und deren Spielball sie fürderhin selber sind, weil 
der Waren- und der Geldfetisch sie beherrschen, 
wird erst gar nicht zur Kenntnis genommen. Statt 
dessen wird das Geschehen in der bürgerlichen 
Welt psychologisiert: da wollen welche unter- 
drücken, weil sie das Unterdrückermotiv haben. 
Und der alte Kamerad Tautos begleitet diese tief- 
sinnige Analyse durch alle existenten Gesell- 
schaftsformen. 


Daß HorkheimerhierdenFehlerPollocks— die 
Macht als Selbstzweck sei die Spezifik des Real- 
sozialismus — mitmacht, braucht hier nicht mehr 
ausgeführt zu werden. Verwiesen sei nur auf die 
fatale Konsequenz dieses Fehlers: der Faschismus 
ıst dem Realsozialısmus als Machtgesellschaft 
gleichgestellt, nur der Mehrwert fließe woanders 
hin. Horkheimer formuliert dann ein Paradoxon: 
weil der den Gegensatz von Plan und finanziellen 
Stimuli derGewinnproduktion nicht zur Kenntnis 
nimmt, behauptet erdie realsozialistische Produk- 
tionals sozialistisch, weil planmäßig. Da die staat- 
liche Herrschaft trotzdem weiterexistiert schließt 
er auf deren Selbstzweckhaftigkeit und ihrem 
zweckhaften Gegensatz zu den Produzenten. Die 
realsozialistischen ökonomischen Widersprüche. 
die die Entwicklung der Produktivität tatsächlich 

hinderten, verwandelt er in eine Aktion der 
Herrschaft zu ihrer Selbstbehauptung: sie müsse 
die Produktivkräfte an ihrer Entfaltung hindern, 
um sich selbst aufrechtzuerhalten. Und weil die 

errschaft daher irrational werden, müsse der 
Staat totalitär werden. 


Der Stalınısmus, der keinen Widerspruch dul- 
dete,weilersich—da Vertreterder Arbeiterklasse 
— getrennt von jedem Argument moralisch im 
Recht wußte und der sowieso nicht kleinliche ma- 
terıelle Interessen, sondern dem Willen der Ge- 
schichte höchstpersönlich zum Durchbruch ver- 
helfen wollte, wırd von Horkheimer genauso wie 
vonseinenbürgerlichenGegnernalsMachtumder 
Macht willen abgehandelt. Unter dieser Prämisse 
wird dann ausgerechnet die Macht, die dem Im- 
penalismus ıhre Existenz durch Wohlverhalten 
abkaufen wollteunddienachgewiesenerweise mit 
ihrer Aufrüstung immer hinterherzog, als der eı- 
gentliche Kriegstreiber hingestellt. 

Es liegt also ein grundlegender Fehler in Pol- 
locks und Horkheimers Argumentation, wenn sie 
die ökonomischen Formationen des NS-Staates 
und des Realsozialismus gleichsetzten, indem sie 
sıch einen “Staatskapitalismus’’ ohne Markt und 
ohne Prıvateigentum an Produktionsmitteln kon- 
struieren. In ihrer Knitik haben Brick/Postone dıe- 
sen ganz wesentlichen Aspektleider nichterkannt 
— sie geben im Gegenteil zuerkennen, daß sıe ge- 
rade diesem Aspekt bei Pollock/Horkheimer eıni- 
ge Plausibilität zusprechen (vgl. das oben ange- 
führte Zitat). 

Aus dem generellen Widerspruch des Kapitals 
folgtaber keineswegs — wie so gern behauptet — 
der Zusammenbruch der Marktwirtschaft, son- 
dern die Notwendigkeit der Entwertung von Ka- 
pıtal in Form von Krisen. Die Produzenten haben 
den Widerspruch am eigenen Leib auszuhalten 
und wenn der Kapitalismus kein ewiger sein soll, 
müssen schon sie Hand anlegen. Aus Krisen und 
Konzentration kann also nicht das Eintreten einer 
planwirtschaftlichen Steuerungsweise gefolgert 
werden, weder einer “staatskapitalistischen”, 
noch einer sozialistischen. 


Der “notwendige” Übergang zum 
Sozialismus bei Horkheimer 


Horkheimer war ein Meister des Arguments, daß 
der Kapitalismus seine Abschaffung verlangt: 
“Negative gesellschaftliche Bedingungen wie 
Hunger, Arbeitslosigkeit, Krisen und Militarisie- 
rung beruhten nur ‚in den der Gegenwart nicht! 
mehr angemessenen Verhältnissen, unter denen 
produziertwird. ‘''(S.219) DieKonsequenzendes 
Kapitalismus,dienotwendigzuihm gehören, wer- 
den von ihm abgetrennt und als nicht zur Gesell- 
schaft an sich gehörig behauptet, weswegen das 
System sıch überlebt hätte (gemessen an den Auf- 
gaben, die die Gesellschaft an und für sich hätte). 
“Das allgemeine gesellschaftliche Elend, verur- 
sacht durch anachronistische, partikularistische 
Verhältnisse, sei, gemessen am Potential der Pro- 
duktivkräfte, irrationalgeworden. ''(S.219) Wenn 
man den Kapitalısmus nıcht als eine interessen- 
bestimmte Gesellschaft nımmt, sondern als eine. 
die allgemeine Probleme menschlichen Wirt- 
schaftens lösen müßte, dann hat die Ausbeutung 
keinenrationalenZweck und wirdindem Ausmaß. 
wie sie ihren geschichtlich notwendigen Zweck 
(für wen?) geleistet hat, 'irrational’! 

Da dıe Marxsche Theorie ın den 40 Jahren und 
danach bei den Arbeitern auf wenig Widerhall 
stieß, Horkheimer aber schwer der Ansicht war. 
daßdie Arbeiterklasseeigentlichrevolutionär sein 
müßte, sie also nıcht zum Kapıtalismus passe. 
leuchtete ihm die von Lenin ausgedachte Idee der 
Korrumpierbarkeit der Arbeiterklasse ein (4). 
Auch hier ist wieder das Bemühen zu beobachten. 
das Resultat kommunistischer Agitation — revo- 
lutionäres Bewußtsein —den Arbeitemalsaprion 


Bestimmung umzuhängen. Disposition zur Revo- 
lution? 

Brick/Postone interessiert an Horkheimers 
Denken leider wieder der vorher schon angeführte 
Hauptgesichtspunkt. Sie spüren der “pessimisti- 
schen Wende” (S.220) hinterher, sind froh, daß er 
1937 wenigstens noch die “Möglichkeit” der Re- 
volution gesehen hat, weil sich sein Pessımismus 
nur auf die Wahrscheinlichkeit derselben bezog 
undkritisieren,daßer am Staatskapitalismusnicht 
dessen emanzipatorische Momente zu seiner 
Selbstaufhebung herausgearbeitet habe: “Hork- 
heimerredete vonZusammenbruch, abererzeigte 
nicht seine Vorbedingungen. ' (S.223) 


Bricks/Postones “optimistische” 
Variante 


Gegen Horkheimer halten Brick/Postone entge- 
gen: "Freiheit begründet sich rein voluntari- 
stisch"', und: ‘Begreift man die industrielle Pro- 
duktionsweise als kapitalgeprägt, dann kommt 
man ebensowenig automatisch zu einer anderen 
Form der Produktion wie aus der Unfreiheit in die 
Freiheit. Da Horkheimer den traditionellen Mar- 
xismus in dieser Hinsicht nicht revidierte, begriff 
er Freiheit nicht mehr als bestimmte historische 
Möglichkeit, sondern als unhistorisch und daher 
gesellschaftlich unbestimmt. '' (5.225) 

Siehaben da insofern recht, als Horkheimer tat- 
sächlich die gesellschaftliche Planung ım Realso- 
zialismus verwirklichtsah. Nuristebender Schluß 
daraus — die Widersprüche im Realsozialismus 
führten “automatisch zu einer anderen Form der 
Produktion” — so falsch wie der Beweiszweck 
selbst: die Einführung des Sozialismus bleibt bei 
Brick/Postone weiterhin nicht nur möglich, son- 
dern geradezu ein Erfordernis der Widersprüche. 

Brick und Postone wollen sich nicht mit dem 
Nachweis begnügen, daß der Pollocksche Begriff 
von Staatskapitalismus sich von den ökonomi- 
schen Bestimmungen emanzipiert hat, und daß 
zwei so verschiedenartige Gesellschaftssysteme 
wie der Realsozialismus und der Faschismus nur 
unter der falschen Abstraktion, es ginge ihnen um 
die Macht um ihrer selbst willen, unter eine Kä- 
seglockegebrachtwerdenkönnen. Genausowenig 
genügt den beiden der Nachweisder notwendigen 
Schädigung der Produzenten im Kapitalismus. 
Die Widersprüche des Systems werden vielmehr 
auch bei ihnen verdoppelt in ihre konkrete Gestalt 
und ın die Möglichkeit der Aufhebung des Kapı- 
talısmus. Da sie aber den Kapitalismus konstitu- 
ıeren, sollen sie auch Möglichkeit der Aufhebung 
ihrer selbst sein. Der Gegenstand wird als Mög- 
lichkeit zu seiner Beseitigung, als Möglichkeit zu 
seiner Unmöglichkeit bestimmt. 

Die Banalıtät, daß man den Kapitalismus ab- 
schaffen kann, ıst damit nıcht gemeint. 

Das würden auch Pollock und Horkheimer nicht 
bestreiten. Vielmehr gehtesdarum,den Willen zu 
seiner Abschaffung mit einer Notwendigkeit ge- 
trennt von den Schädigungen seiner Funktions- 
weise zu versehen. Seine Widersprüche erfordern 
seine Abschaffung, das System selbst wird Kron- 
zeuge seiner Unzeitgemäßheit. Die Widersprüche 
sınd nämlich dynamisch. sıe bleiben nicht wie sie 
sınd und der historische Wind der Fäulnis pfeifl 
schon durch’s Gebälk. Auch Brick und Postone 
entfernen sıch einfach von der Feststellung, daß 
dıe Arbeiter tausend Gründe haben, dıe Ausbeu- 
tung aufzuheben und daß sıe mit dem Realsozıa- 
lısmus auch nicht gut gefahren sind: Das eıgent- 
liche Antriebsmotiv soll die Historie aufgrund ıh- 
rer Dynamik sein. Deswegen reıcht es ıhnen 


Bahamas ßB - 12/92 


48 


auch nıcht am Revisionismus dessen Eintre- 
ten für eine gerechtere Distributionsweise zu 
kritisieren. Gemäß der von demselben erfun- 
denden Geschichtsteleologie müssen sıe un- 
bedingt festhalten,daß auch derinden Staats- 
kapıtalismus umgedeutete Realsozialismus 
nicht “als historisch endgültig verstanden” 
werden darf. Damit kritisierensie die revisio- 
nistische Theorie mit einem Versatzstück 
derselben; undfertigister,derKampfvonOp- 
timismus gegen den Pessimismus: ‘Eine sol- 
che Grundlage (eine stärkere theoretische, 
Anm.des Autors) würde auch, wie wirzeigen 
wollen, den Pessimismus als notwendiges 
Element einer Staatskapitalismusanalsyse in 
Frage stellen. (S.197) 


Richtig oder falsch werden damit als Krı- 
terien einer Theorie zweitrangig: zuerst ein- 
malmußeine Theorie ’beweisen’ ‚daßderKa- 
pitalismusundderRealsozıalısmusabschaff- 
bar sind (5). 


A.K,, Berlin 


Anmerkungen: 

1) Zu: Barbara Brick und Moishe Postone: 
Kritischer Pessimismus und die Grenzen 
des traditionellen Marxismus, in: Sozialfor- 
schungals Kritik, Hrsg.V. Bouß und A.Hon- 
neth, Suhrkamp 1982, S.179-239 

2) Pollock (1941 a): State Capitalism: its 
possibilities and limitations. In: Studies in 
philosophie and social science. Vol. IX, 
S.200-225 

3) Die genauere Analyse würde den Text 
sprengen; aber nachzulesen in: Karl Held: 
“Das Lebenswerk des M. Gorbatschow. 
VonderReformdesRealenSozialismuszur 
Zerstörung der SU." München 1992. ISBN 
3-929211-00-8 

4) Bestochen werden muß schließlich nur 
eine Arbeiterklasse, dietheoretischineinen 
bewußten, unauflöslichen Gegensatz zum 
Kapitalismus gestellt wird. Die Analyse des 
Staatsbürgerdaseins der Arbeiterwirdnicht 
betrieben. 

5)Dynamikistnämlichkein Kennzeichenei- 
ner bestimmten Gesellschaftsform; jede 
bewegt sich und Ist nicht statisch und die 
von’ 'historischen Materialisten'gernezitier- 
te 'Erkenntnis', daß 'alles fließt’, sollte man 
nicht als Maßstab von Gesellschaftskritik 
und als optimistische Begrüßung der Not- 
wendigkeit des Sozialismus fortleben las- 
sen. Der Sozialismus bleibt schließlich 
auchnicht stehen (statisch) und unterschei- 
det sich vom Kapitalismus und Realsozia- 
lismus nicht dadurch, daß er keine Wider- 
sprüche beherbergt, die über ihn hinaus- 
weisen, durch die Ausrichtung der Produk- 
tionaufden Verein freier Menschen. Die ka- 
pitalistischen Widersprüche drücken zwar 
so manchen in die Scheiße, sind aber kein 
Anzeichen der historischen Begrenztheit 
dieser Gesellschaftsordnung. Es ist näm- 
lich nicht die Historie, die sich durch aller- 
hand Gesellschaftsformen hindurchquält, 
bis sie endlich widerspruchsfrei bei sich 
selbst (im Sozialismus) ist. Das Verfahren 
der bürgerlichen Geschichtswissenschaft 
—denKapitalismus als die Endweisheitder 
sich logisch zu ihm hinentwickelten Ge- 
schichte präsentieren — hätten Brick/Po- 
stone lieber dieser überlassen sollen an- 
statt es umzudrehen 
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“Links, wo keine 
Heimat ist” 


Jürgen Elsässers Buch zur Renaissance des 
deutschen Antisemitismus 


Chronologie 


Beginnen wir mit dem Schluß: Die letzten 26 
Seitendesneuerschienen Bändchenszumneuen 
deutschen Antisemitismus von Jürgen Elsässer 
bestehen aus einer Chronologie antısemitischer 
Vorfälle seit der Wiedervereinigung. Ihre Häu- 
fung, die der Alltagswahrnehmung zuentgehen 
droht, in der Reihung wahrzunehmen, bewirkt 
Erschrecken. Es ist zu erkennen, wie sehr sich 
Anwürfe gegen jüdische Repräsentanten und 
Institutionen richteten — von der radikalen 
Rechten ebenso, wie aus dem Zentrum bürger- 
licher Politik. Ebenso wurde massiver Ge- 
schichtsrevisionismus von ganz rechts wie aus 
der gesellschaftlichen Mittebetrieben, begleitet 
von wiederkehrenden antiserr '‘schen Stereo- 
typien. 

Die Darstellung ende: irn Juru 1992: Dy. au 
sive antisemitische Weile nach Rostock :.:»:: 
so noch keine Berücksichtigung finden. S« . : 
matischdieChronologie wiestsvu 7.0 
im nachhinein, daß antısem:uscas N 
BerichterstattungundKohl-Hetzegegenven;u 
dischen Weltkongreß nur einen Auftakt dar- 
stellten, dem nun massive Wellen von Anschlä- 
gen und von Friedhofschändungen folgen. d:: 
Zuspitzung geht bis hinzum — zumindest aıx 
— antisemitisch motivierten Mord in Wuprx 
tal durch Mitglieder der “Nationalistische:: 
Front” im November. Die Dringlichkeit, dıe 
Chronologie fortzuschreiben, liegt auf der 
Hand. 


Im Überblick 


Die neueren Beispiele belegenindes 

lich die Hauptthese des Autors von eıner anti: 
semitischen Renaissance, die mit der Wieder- 
vereinigung einsetzte: Der enge Zusammen- 
hang der wahnhaften Ideologıe zur nationalen 
Konstruktion wird inder Argumentation immer 
wieder betont und nachgewiesen. 

Dabei liegt mit dem Band kein wissenschaft- 
liches Werk vor, es dominiert ein eher feuille- 
tonistischer Stil, der es flüs . lesbar macht. 
Zum Beginn der Kapitel sınd zum Weiterden- 
k-n und -recherchieren animierende Zitate ver- 

uedener LiteratInnen und Aut“ ınen zur 
Theorie des Natıonalismus und des :ıntisemı- 
tismus eingefügt. Der Text selbst stellt die Ent- 
wicklungen entlang analysıerter Ideologieele- 
mente, konkreter politischer Ereignisse, antıse- 
mitischer Vorfälle und von Analysen des Mas- 
senbewußtseins vor. Immer wıeder finden sıch 


interessante neue Bewertungen und Gedanken- 
gänge des Autors, viele Aspekte und Themen- 
gebiete werden dabei berücksichtigt, teils nur 
kurz angeleuchtet. Dabei bleibt dietheoretische 
Grundlage, auf der der Autor agiert, immer er- 
kennbar — dıe Erklärungen gehen im wesent- 
lichen vonsozialpsychologischenund von wert- 
kntisch-erkenntnistheoretischen Ansätzen aus. 
Mit solchen Erklärungsmodellen setzte sich die 
Linke inder Vergangenheit, wie Jürgen zurecht 
kntisiert,zu wenig auseinander. Dieser Mangel 
wird nıcht nur im Inhalt des Bandes kritisiert, 
sondern die Form des Textes soll erkennbar zu- 
gleich die Überwindung dieses Mangels beför- 
dern und anregen. 

Den theoretischen dlagen, auf die das 
Buch reflektiert, entspr: : eine Bewertung des 
Antisemitismus nicht a:- nloßes “Vorurteil”, 


sondern als “ne kollektive Halluzination, die 

’ :»a der bürgerlichen Gesell- 

Do kein Ar, * vernünftig 

a ee ine nen wirk- 

Aa sehr de sein Bild 

EL EL SE ner se, dem: 
Meint. ;rsabatte 

erst: Teil des Bänc: “chandelt die 

»crasschichte” der W -. gung. Der 

Schwerpunkt liegt aui © -- „en» en Nach. 

zeichnen des Geschichtsr- ° us: ..derun- 


ter dem Titel “Historikerdevatte” at 1986 be- 


tneben w:: "scrrirre wird herausgear- 
»eitei -# oft übersehen wird: 
;Rdır :ıon bereits im engstem 
sanmenna. uerm ÄAnlıegen verstanden 


werden muß, eıne “Renationalisierung” der 
Bundesrepublik voranzutreiben. Infolgedessen 
wird als eine zentrale Schwäche der “linken 
Diskussionsteilnehmer unter den Historikern 
herausgearbeitet, daß sie — mit Habermas —_ 
auf eine inkonsequente Haltung des Verfas- 
sungspatriotismus als Gegenkraft zum nationa- 
lıstischen Kurs Stürmers und Noltes setzten: 
Dem Verfassungspatriotismus sei, so Jürgen 
der Übergang zum völkischen Denken schon 
eingeschrieben, wie das Grundgesetz bereits 
eine völkische Haltung abfordere 


Die antisemitische 
Renaissance 


Der Mittel- und Hauptteil des Buches ist ver- 
schiedenen Betrachtungen zur offen antisemi- 


tischen Renaissance gewidmet, wie sıe seit der 
Wiedervereinigung grassiert. Analysiert wird 
z.B. das rechtsradikale Wählerpotential: Das 
Buch sucht aufzuräumen mit den Mythen, 
DVU- und REP-Wähler seien in erster Linie 
“sozial Benachteiligte”’ — gerade der aufMas- 
senebene verankerte Antisemitismus zeigt, daß 
es sich im Gegenteil meist um originär faschi- 
stische Wählerhandelt. Dabei machenreferierte 
Umfrageergebnisse aus der Zeit der alten Bur- 
desrepublik deutlich, daß dieser Antisemitis- 
mus stets vorhanden, daß er in der Vergangen- 
heit lediglich tabuisiert war. 

Was sich änderte, ist, daß nach dem Ende sol- 
cher Tabuisierung wieder offene und aktivisti- 
sche Erscheinungsformen zutage treten — und 
daßder Antisemitismusinder Jugend (dieeben- 
falls nie frei davon war) wieder inder Offensive 
ist, überdurchschnittlich vertreten wird. Vor 
diesem Hintergrund wendet sich der Autor ge- 
gen eine bloß negative Bewertung des “ verord- 
neten”” DDR-Antifaschismus. In der Tat, und 
bei aller berechtigten Kritik an der inszenierten 
DDR-"Wirklichkeit": Wie anders, als verord- 
net, hätte der “Antifaschismus” zumindest in 
der Zeit direkt nach 1945 sein können? 

Den oberflächlichen “Philosemitismus’” in 
der Tradition bundesdeutscher Israel-Politik 
bewertet Jürgen als im Wesentlichen zweckbe- 
stimmt: Mit Zitaten, z.B. Adenauers, wirdnach- 
gewiesen, daß die Israel-Politik in erster Linie 
der Reetablierung der deutschen Nation dienen 
sollte, dennoch waren, wieebenfallsausführlich 
auscinandergesetzt wird, israelfreundliche 
Handlungen, z.B.die Aufnahmediplomatischer 
Beziehungen, immerwieder starken Widerstän- 
den ausgesetzt. Nun, da mit dem 2+4-Vertrag 
und der vollen deutschen Souveränität der 
Zwang zur Rücksichtnahme weitgehend entfal- 
lenist, könne,sodieimBuch nahegelegte These, 
bei entsprechender Interessenlage der künstli- 
che und interessengeleitete politische Philose- 
mitismus schnell in eine gegenteilige Haltung 
umschlagen. 


Aktuelles 


Im dritten Teil des Textes finden sich Ausfüh- 
rungen zur aktuellsten Entwicklung — der Au- 
tor untersucht Zusammenhänge von Wohl- 
standsrassismus und Antisemitismus, stellt 
Überlegungen an, die den marktüblichen Ge- 
danken wie denen z.B. Leggewies widerspre- 
chen. An einem Zitat der Natıonalzeitung des 
DVU-Vorsitzenden Frey wird eine Verknüp- 
fung der Ideologie von den Untermenschen 
(Rassismus) mit der vom Übermenschen (An- 
tisemitismus) verdeutlicht: der anhaltende Zu- 
strom von Asylbewerber, heißt es da, werde 
vonden ‘'Feindendeutscher Lebensinteressen 
als Waffe gegen das sich vereinende Deutsch- 
land gesehen; Ziel sei die 'Entdeutschung der 
hiesigen Bevölkerung‘, Jürgenmerktdazutref- 
fend an: ‘Das Bild einer unheimlichen Ver- 
schwörung, die hinter den nur scheinbar spon- 
lanen Migrationsbewegungen steckt, verweist 
auf den jüdischen Drahtzieher.  (S. 58f) 


Kritik der Linken 


Ebenfalls vor allem ım dnitten Teil führt Jürgen 
dıe Kritik an der Linken, der ın puncto Antise- 
mitismus eklatantes theoretisches Versagen 
vorgeworfen wird. Gegen latenten und wıeder 
manıfest werdenden Antisemitismus habe sıe 
nonchalant reagiert, teils ıhn reproduziert: Die 
passive und unverständige Haltung gegenüber 
einem Ereignis wie Bitburg belege diese Pro- 
blematik. Außerdem habe ıhr Antizionismus in 
der Vergangenheit als Türöffner antısemiti- 
scher Stereotype gewirkt. Arbeitedie Linke sol- 
che Fehler und theoretischen Verkehrungen 
nichtgrundsätzlichauf, werde sıeangesichtsder 
kommenden antisemitischen Renaissance not- 
wendigerweise versagen. Daer Antisemitismus 
und Nationalismus als eng verkoppelt begreift, 
sieht Jürgen als wesentlich an, eine konsequent 
antinationale Haltung zu entwickeln — 
‘Links’, schließen diese Ausführungen, “ist 
da, wo keine Heimat ist... 


Diese Textpassagen dürften ın unseren, den 
an “Nie wieder Deutschland”-Kampagnen ak- 
tivenKreisenammeisten StofffürDiskussionen 
bieten. Die von Jürgen getroffenen Grundaus- 
sagen sind überzeugend, und zahlreiche ange- 
führte Beobachtungen belegen sie — am Detail 
wäre der Text aber da und dort doch kritisch zu 
hinterfragen. Ein Beispiel: Jürgen zıtiert mehr- 
fach Ergebnisse von Befragungen, nach denen 
antisemitische Einstellung und propagierter 
Antizionismus sich überlappen, und daß bei 
größererIntensitätdeseinenauchderjeweilsan- 
dere Wert wächst. Ein relevanter Teil der Anti- 
zionisten, berichtet erebenfalls, könne den Um- 
frageergebnissen gemäß allerdings nicht alsan- 
tisemitisch bezeichnet werden. Dennoch folgert 
er, daß der linke Antizionismus grundsätzlich 
alsStatthalterdesAntisemitismusgewirkthabe. 
Eine solche Schlußfolgerung — die hier der Sa- 
che nach gar nicht beurteilt, bestritten werden 
soll — kann aber aus der angeführten Empirie 
keinesfalls gefolgert werden, vielmehr müßte 
nachgewiesen werden, inwiefern der vertretene 
linke Antızionismus im Konkretenentsprechen- 
de Stereotypen beförderte. 


DochsindprovokanteGedanken,die zur Aus- 
einandersetzung reizen — wie z.B. eine kurz- 
gefaßte Kritik an Marx’ “Zur Judenfrage”, die 
jenem unter anderem verkürzende Kapitalıs- 
muskritikbescheinigt— wiedasSalzinder Sup- 
pe, das, neben Erkenntnisgewinn und dem ho- 
hen Gebrauchswert ım “Nachschlagen” ver- 
schiedenster Ereignisse, dem Buch ın “NWD- 
Zirkeln eine hohe LeserInnenquote sichern 
müßten. Zu wünschen wäre dem Text aber vor 
allemcıne VerbreitungauchinsolchenKreisen. 
ın denen dıe Grundthesen des Buches bisher 
nıcht geteilt, oder gar energisch bestritten wur- 
den... 


Berthold Brunner 


Jürgen Elsässer, Antisemitismus — das alte 
Gesicht des neuen Deutschland, Dietz-Verlag 
Berlin 1992, 158 S. 19,80 DM. 
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Die freundliche 
Zivilgesellschaft 


Dieses Buch hätte man sıch schon letztes 
Jahr gewünscht, auch wenn es selbstver- 
ständlichallesanderealsveraltetist: Esver- 
sammelt politische Reflexioneneines Teils 
derjenigen, die sich 1990 mit dem Ansatz 
“Nie wieder Deutschland’’ dem nationalen 
Coming-outentgegenstellten. Dabei ıstdas 
theoretische Niveauhöheralsım vergleich- 
baren Sammelband der “Radıkalen Lin- 
ken’, der 1990 ım ısp-Verlag erschien. 
Gut gelungen ist der Versuch, aktuelle 
Analysen der deutschen Entwicklung aus 
den unterschiedlichen Perspektiven marxi- 
stischer oder kritischer Theorie vorzuneh- 
men. Was beispielsweise Demirovic zum 
Rassısmuszusagenhat, ıstgleichzeitigeine 
erhellende Eınführung ın Horkheı- 
mer/Adomos Arbeiten zum autoritären 
Charakter und zum Antisemitismus, wie 
ihre Abgleichung mit den Formverände- 
rungen der bürgerlichen Gesellschaft, die 
unter dem Stichwort “Postfordismus’’ dis- 
kutiert werden. Die verschiedenen Aufsät- 
ze zum Nationalismus leisten einerseits 
eine materialistisch fundierte Herleitung 
des Begriffes der “Nation” und ihrer not- 
wendig rassistischen Implikationen, ande- 
rerseits eine Bestimmung der besonderen 
Gefahren, die vom “zu spät gekommenen” 
Deutschland ausgehen. Flotte Polemiken 
gegen dıe Multikultis sorgen zusätzlich 
noch für Amusement. 
WennmaneineneupolitisierteStudioder 
einen abgeschlafften Marxologen zum pro- 
funden Antinationalismus bringen will, 
waren 20 DM selten besser angelegt! 


Redaktion diskus: Die freundliche Zivilge- 
sellschaft. Rassismus und Nationalismus 
in Deutschland. Edition ID-Archiv, Amster- 
dam und Berlin 1992, 170 S., 20 DM. 
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Rezensionen 


Antisemitismus und 
Volksstaat 


Abneigung gegen dıe Freiburger ISF hın 
oder her — an den von ıhnen inspinerten 
Arbeiten zum Komplex Antisemitismus 
kommt man nicht vorbei. Das von Ulrich 
Enderwitz vorgelegte Buch ıst eın unbe- 
dingtes Muß für alle, dıe ın der Analyse des 
Antisemitismus den Kem eıner Kapıtalis- 
musanalyse sehen, eine Art historischer 
Matenalismus des Antisemitismus. Es 
schildert die Herausbildung kapitaliısti- 
scher Verhältnisse ım Feudalısmus, den 
Absolutismus als Mischform, den politi- 
schen Triumph der Bourgeoisie, die Über- 
tragung der politischen Herrschaft auf den 
relativen autonomen Staat, den Übergang 
dieses Staates zum Volksstaat, sein Über- 
kıppen ın den völkıschen Staat. Jedem Pro- 
duktionstyp entspricht eın anderer Staats- 
typus — und eine andere Form von Anti- 
semitismus. 

Ähnlich wie Moishe Postone geht der 
Autor vonder Wertkritik ım BandIdesKa- 
pitals aus, kommt aber zu anderen Ergeb- 
nıssen. Während Postone dıe Triebkräfte 
des modernen Antisemitismus ım verkürz- 
ten und bıologisierten antikapitalistischen 
Ressentiment sıeht, stellt Enderwitz die 
Staatskritik ins Zentrum seiner Ausführun- 
gen: Als Exekutor des Wertgesetzes verei- 
nigt der Staat den gesellschaftlichen Anti- 
semitismus zur politischen Kraft. 

Der Ansatz von Enderwitz greift einige 
Widersprüche ın (nicht nur) unserer Dis- 
kussion der letzten Jahre auf: So behauptet 
er dıe relative Autonomie des Staates, 
nımmt also die Bourgeoisie aus dem Zen- 
trum seıner Knıtik, ohne deswegen zum 
Apologeten des Kapıtalısmus zu werden 
(ganz ım Gegenteil spitzt er dıe Knıtık am 
Kapıtal durch dıe Knıtik am Staat zu). Und 
er schafft es, dıe Spezifik des deutschen 
Sonderwegs herauszuarbeiten (Postone 
schrieb dazu nur eıne Fußnote), ohne des- 
wegen dıe “westliche” Vanante des Kapı- 
talısmus von der Tendenz zur antisemiti- 
schen Barbareı freizusprechen (wıe das 
Dan Diner u.a. neuerdings tun). 


Ulrich Enderwitz, Antisemitismus und 
Volksstaat, ZurPathologie kapitalistischer 
Krisenbewältigung. Ca ira-Verlag, Frei- 
burg, 156 S. 18 DM. 


Der freie Westen, 
der vernünftige Krieg ... 


Die Autoren gehören zur Sparte der “ver- 
nünftigen Autonomen”, die man sich öfter 
wünscht. Ihr Buch ist der Versuch, die wäh- 
rend des Golfkrieges aufgebrochenen Grä- 
ben nıcht zuzuschütten, sondern ihre Tiefe 
auszuloten. Sıe formulieren dabei eine Art 
“Mittelposition” und kritisieren gleicher- 
maßen den autonomen Mainstream unddie 
antı-deutsche Strömung. (Wenn die Be- 
merkung erlaubt ist: Mit ihrer Anti-Grem- 
lıza-Position hätten sie auch in der Gruppe 
K einen guten Stand gehabt...). Auch wenn 
man ıhnen nicht zustimmt, muß man die 
Sorgfalt loben, mit der sie die Argumente 
von anderen durchgearbeitet haben und 
darstellen, bevor sie sich darüber herma- 
chen. 

In der Linken konstatieren sie nicht An- 
tisemitismus, sonder Indifferenz ihm ge- 
genüber, räumen jedoch ein, daß der Unter- 
schied zwischen den beiden Phänomenen 
“gegen Null tendiert””. 

Das Hauptproblem ihres Ansatzes liegt 
für mich darin, daß sie, wie auch der Titel 
nahelegt, von einer relativen Einheitlich- 
keitdes Westensausgehen. Indiesem Welt- 
bild schließen die Linken ihren Frieden mit 
dem System nur via Westannäherung. Daß 
man auch von einer antiwestlichen zueeiner 
nationalıstischen Haltung kommen kann, 
bleibt so unerklärlich. Ein deutscher Son- 
derweg ın der Außenpolitik und ein anti- 
westlicher Nationalismus nach NS-Art er- 
scheinen ihnen ausgeschlossen. Die Si- 
cherheit,mitdersiedas vertreten, impliziert 
eıne Verharmlosung der Sıtuatıon: Im Hau- 
se des Henkers sprechen sıe nicht vom 
Strick. 


Klaus Schönberger, Claus Köstler: Der 
freie Westen, der vernünftige Krieg, seine 
linkenLiebhaber und ihr okzidentaler Ras- 
sismus. Selbstverlag, Marbach a.N.. Som- 
mer 1992, 188 S. 17.80 DM (Bestelladresse: 
AZ Marbach, c/o Cafe Provinz, Cottaplatz 
4, 7142 Marbach a.N.) 


Jürgen Stuttgart 


